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Vorwort. 

VV  er  eine  Sache  der  Menschlieit  vcrllieidii>t, 
darf  den  Beruf  dazu  nicht  erst  darlegen.  Dringt 
was  er  sai^t  aus  seinem  innersten  Herzen  —  fehle 
dann  auch  seinen  Worten  der  rednerische 
Schniuk,  —  die  Herzen  seiner  hesseren  flö- 
rer  \\ird  er  dennoch  erreichen !  Wahrheiten 
an  weh:he  man  nicht  oft  genug  erinnern ,  — 
Vorurtheile  welche  man  niclit  oft  genug  hekäm- 
pfen  kann  5  —  wird  nicht  wenn  sie  auf  das 
Wohl  oder  Wehe  von  Millionen  einwirken^  es 
um  so  höhere  Pflicht,  lauter  die  Stimme  zu 
erheben?  lauter  in  einem  Zeitpunct  welcher 
als  den  einer  wohlthati^jen  Umo^estaltun^  sich 
ankündigt ?  Oder  müsste  dem  Philosophen 
der  Politiker  gegenüber  treten ,  —  wiire 
was  jenem  Y  0  r  u  r  t  h  e  i  1  dünkt ,  diesem  nur 
eine  noth wendige  Schonung  beste- 
hender Verfassungen?  Die  Frage  lohnt 
meine  ich,  der  Mühe,  und  erörtert  niuss  sie 
werden,  sollen  dem  Zufall  nicht  die  Geburten 
überlassen,    *ollcn  die  Warnungen  und  Leh- 

A  ^ 


ren  der  Geschichte  nicht  üherhört,  soll  es  be- 
herzigt werden ,  dass  veränderte  Zeiten  ,  ver- 
änderte  Bedürfnisse  geschaffen  haben. 

Der  Titel  dieser  Blätter  hat  schon  ver- 
kündet^ dass  sie  mit  dem  Schiksale  jener  Hun- 
derttausende sich  beschäftigen  _,    welche  dem 
Mosaischen  Gultus  angehören^    welche  unter 
uns  wohnen    und    wohnen  werden,  und  de- 
ren bürgerliche  Lage  eine  allgemeine  Aufmerk- 
samkeit verdient.  Wohl  den  heili£j;en  Rechten 
welche  ich  vertheidige,  dass  ich  einen  neuen 
Weg,  einen  Weg  wählen  konnte,  welchen  die 
Schriftsteller  voriger  Decendien  nicht  zu  betre- 
ten vermochten !  Erfahrungen  sind  es  heu- 
te deren  Resultate  ich  liefere,  nachahmungs- 
werthe  Muster  die  ich  bringe.  Nicht  aus  Ver- 
nunftschlüssen allein,  aus  T  h  a  t  s  a  c  h  e  n  ha- 
be ich  dargelegt,  dass  und  wie  jene  nothwen- 
dige  Reform  möglich ,  dass  und  wie ,  aller  an- 
scheinenden Hindernisse  ohnerachtet,  sie  auf 
einem  allgemeinen  Wege  für   Deutsch- 
land, durch  eine  einzige  conforme Massre- 
gel erwirkt  werden  könne,  ohne  dass  verschie- 
dene Localitäten,  ohne  dass  verschiedene  Gra- 
de der  Givilisation  ernsthafte  Hüidernisse  in  ^^n 
Weg  legen. 


Wer  aber^  so  fragt  sich,  vermag  diesem 
Wunsche  seine  Reahsirung  zu  geben  ?  Wird  die 
für  die  Deutschen  Angelegenheiten  niederge- 
setzte Committee,  wird  eine  künftige  Bimdes- 
versammlung  sich  befugt  glauben,  über  einen 
Gegenstand  zu  berathen,  welcher  allein  den 
gesetzgebenden  Gewalten  einzelner  Länder  und 
Staaten  angehört  ?  Wenn  ich  nicht  sehr  irre , 
gehören  da  wo  von  den  innern  x4.ngelegenhei- 
ten  Deutschlands  und  von  inneren  Grundver- 
fassungen die  Rede  seyn  soll,  auch  solche  Ge- 
genstände zur  Sache ,  welche  von  Einflüssen 
auf  alle  De at  sehen  Staaten  ohne  Aus- 
nahme sich  bewähren,  und  v/o  die  gemein- 
schaftlich daridjer  zu  nehmenden  Beschlüsse, 
besonders  dahin  zwekken ,  Trennung  der  Ge- 
müther unter  Deutschen  Unter thanen  selbst 
zu  entfernen,  Ungleichförmigkeiten  ein  Ziel 
zu  setzen,  deren  Inconvenienzen  anerkannt 
sind,  und  unter  Allen,  w^elche  auf  Deutschem 
Boden  geboren  sind,  auf  Deutschem  Boden 
wohnen,  ein  festeres  Band  zu  knüpfen.  Es 
kommt,  glaube  ich,  mit  aller  der  Bescheidenheit, 
welche  dem  Privatmanne  ziemt,  äussern  zu  dür- 
fen, vielleicht  in  diesen  Beziehunc^en  darauf 


insonders  an^  gewisse  Hauptpuncie  festzusetzen, 
Avelche  jenen  Criterien  fiir  entsprechend  geacii- 
tet  werden.  In  der  gemeinschaftlichen  Be- 
schkissnahme  über  diese ^  hegt  aber  sehr  ge- 
wiss keine  Verzichtung,  keine  Beeinträchtigung 
irgendeines  Souverainitätsrechts.  Nur  so  i^je- 
staltet  die  Frage  sich^  ob  das  was  vorgeschla- 
gen wird  5  dem  Zw  ecke  allgeraeinen  Deut- 
schen Wohls  entspricht  oder  nicht,  ob  der 
bisherige  Zustand  in  fraglicher  Beziehung , 
fortbestehen  könne  und  solle,  und  ob  die  Auf- 
stellung eines  allgemeinen  Principes  unbedingt, 
oder  mit  gewissen  Modificationen  deniBedürf- 
niss  der  Zeit,  angemessen  sey  oder  nicht? 

Sollen  Vorschläge  der  bezeichneten  Art 
überhaupt  entfernt  bleiben  ,  so  ist  das  Schik- 
sal  dieser  Blätter  und  einer  der  Deutschen 
Gommitiee  übergebene  Vorstellung  geweis- 
sagt. Sollen  sie  es  nicht,  so  werden  die 
nachstehenden  Darstellungen ,  nicht  ohne  Er- 
folg die  Frage  behandeln:  ob  die  Verbesse- 
rung des  bürgerlichen  Zustandes  der  Israeli- 
ten in  Deutschland,  zu  den  gegenwärtigen 
Bedürfnissen  Deutschlands  gehöre  oder  nicht? 

Wien,  im  December  i8i4^. 
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Es  war  eine  Zeit  in  Deutschland,  wo  es  des  ernst- 
haftesten Beweises  bedurfte,  dass  es  keine  Hexen 
gebe,  um  Tausende  unschuldiger  Menschen  den  Flam- 
mcn  des  Scheiterhaufens  zu  cntreissen ,  nachdem  die 
Asche  der  verbrannten  menschlichen  Gebeine  vieler 
Tausende  schon  verweht  war.  Auch  eine  Zeit  w^ar , 
wo  die  Rinder  der  Wundärzte,  Zöllner,  Leinewe- 
ber, Schafer  und  Müller  für  unehrlicher  Abkunft, 
selbst  der  Aufnahme  in  Zünfte  für  unfähig  geachtet 
wurden ,  und  erst  nachdem  in  manchen  Generatio- 
nen, Tausende  mit  gleichen  Ansprüchen  zur  bür- 
gerlichen Wohlfahrt,  mit  gleichen  Fähigkeiten  zum 
Gemeinwohl  zu  wirken ,  geborn'er  Menschen  dahin 
geschieden  waren,  liess  die  Macht  eines  blinden  \or- 
urtheils  langsam  sich  besiegen.  Millionen  von  Men- 
schen lächeln  heute  über  die  düstern  Begriffe  einer 
dunklen  Vorzeit,  vermögen  nur  schwer  sich  zu  ent- 
räthseln ,  wie  der  menschliche  Geist  auf  solche  Irr- 
wege habe  gcrathen  können ,  und  für  diese  Millio- 
nen bedarf  es  doch  heute  noch  des  ernsthaften  Be- 
weises ,  dass  Abstammung  aus  irgend  einem  Lande 
oder  Volke  nicht  schänden,  und  an  den  enlfernte- 
stcn  Nachkommen  nicht  gerUchl:  werden  dürfe,  was 


Vor  langen  Jahrhunderten  von  verblendeten  Eiferer» 
an  der  asiatischen  Küste  des  Mittelländischen  Mee- 
res, sträflich  begangen  war!  Doch  bedarf  es  noch 
heute  der  ernsthaften  Erinnerung  fiir  sie ,  dass  ein 
Volk ,  welchem  durch  achtzehn  Jahrhunderte  alle 
Mittel  der  Cultur  abgeschnitten  waren,  am  Beginnen 
des  neunzehnten  Seculums  nicht  mit  glücklicheren 
Nationen  durchgängig,  auf  einer  und  derselben  Stufe 
der  Bildung  stehen  könne !  Dass  nach  unabänderli- 
chen Gesetzen  der  Natur,  Wirkungen  aus  Ursachen 
erklärt  werden  müssen !  Dass  jene  übereinstimmen- 
den Eigenheiten  der  Denkart ,  der  Gesinnungen  und 
Leidenschaften ,  die  man  bey  dem  grösseren  Theiie 
der  einzelnen  Glieder  einer  Nation  als  deren  bestimm- 
ten Charakter  findet,  nicht  unterscheidende  und  un- 
abänderliche Modificationen  der  menschlichen  Na- 
tur, sondern  zum  grössten  Theiie  und  vornehmlich 
nur  der  politischen  Verfassung,  in  welcher  sie  sich 
befindet ,  sind  !  Millionen  von  Menschen  vergiessen 
Thränen  der  wehmüthigsten Rührung,  indem  sie  der 
menschenfreundlichen  Idee  der  Vernichtung  desScla- 
venhandels  nachhängen ,  und  eben  diese  Millionen 
sehen  kalt  dazu ,  wenn  neben,  um ,  und  bey  ihnen, 
ihre  Israelitischen  Mitbrüder  unter  der  Last  eines 
beugenden  Joches  seufzen.  Millionen  von  Menschen 
jubeln  über  eine  wiedererrungenc  Freyheit,  und  eben 
diese  schlagen  wieder  Fesseln  über  Brüder,  welchf; 


mit  ihnen  für  eine  Sache  der  Menschheit  kämpf- 
ten und  duldeten.  Alle  schrecklichen  Folgen  der  Un- 
terdrückung und  der  dadurch  erzeugten  Entartung 
desGemüthes,  haben  in  schwerer  Leidensschule  jüngst 
erst  so  schrecklich  sich  bewährt ,  und  verloren  soll 
demnach  die  theuer  erkaufte  Lehre  gehen  ? 

Des  Zeitalters  Geist  ist  Menschenwerk.  Auch  die 
moralische  Natur  hat  ihre  Revolutionen ,  um  sie  aus 
ihrem  Schlummer  zu  wekkon.  Nach  einer  Gährung 
wie  der  erlebten ,  entwindet  ein  neues  Leben  der 
Ideen  sich  dem  Schoosse  der  Menschheit,  neue  Wün- 
sche fühlen  sich,  neue  Bedürfnisse  entstehn.  Nicht 
ohne  Tag  wird  die  Morgenröthe  bleiben,  welche  am 
Himmel  des  deutschen  V^aterlandes  flammend  jetzt 
aufstrebt ,  und  wenn  der  unsterbliche  Herder  In  sei- 
nen Ideen  zur  Philosophie  der  Geschichte  der  Mensch- 
heit (Th.  4-  S.  4i)  geweissagt  hat.  »Es  wird  eine 
»Zeit  kommen  ,  da  man  in  Europa  nicht  mehr  fra- 
j)gen  wird,  wer  Jude  oder  Christ  sey,  denn  auch 
,)der  Jude  wird  nach  Europäischen  Gesetzen  leben, 
i)Und  zum  Besten  der  Staaten  beitragen  ,  woran  nur 
;)eine  barbarische  Verfassung  ihn  hindern,  oder  seine 
j)Fähigkeit  schädlich  machen  konnte,"  so  scheint  der 
erhabene  gegenwärtige  Zeitpunct,  in  welchemDeutsch- 
lands  Wohl  und  seiner  Unterlhanen  Glück  neu  und 
bleibend  gestiftet  werden  soll ,  gewiss  auch  derjenige 
werden  zu  müssen  5  in  welchem  jene  schöne  W^Is- 


5agmjg  in  Erfüllung  gehen  ,  vor  den  Strahlen  der  Phi- 
losophie die  Nacht  dunkler,  auf  das  Gemeinwohl 
schädlich  wirkender  Vorurtheile  nicht  bestehen ,  und 
endlich  wird  anerkannt  werden ,  dass  verschiedene 
Grundsätze  über  die  Glückseligkeit  des  künftigen 
Lebens,  nicht  in  die  sem' bürgerliche  Vorzüge  und 
Lasten  zur  Folge  haben  müssen,  und  dass  das  Wohl 
der  bürgerlichen  Gesellschaft  erfordere ,  keinem  ih- 
rer  Glieder  den  Fleiss  zu  wehren ,  und  die  Wege 
jdes  Erwerbs  zu  verschliessen. 

Mit  der  Macht  des  Vorurtheils  hatte  die  Macht 
der  Gewohnheit  sich  verschvvistert ,  um  die  Fort- 
dauer des  Drukkes  zu  erhalten ,  unter  welchem  die 
Jüdische  Nation  zur  Schande  der  Menschheit  seufzte. 
Auch  die  Macht  eines  kleinherzigen  Interesse  trug 
dazu  bey,  die  natürlich  gute  Stimmung  des  mensch- 
lichen Geistes  zu  verwirren.  Es  ist  merkwürdig  zu 
sehen ,  wie  das  Vorurtheil  die  Gestalten  aller  Jahr- 
hunderte angenommen  hat,  um  die  Unterdrückung 
der  Israeliten  zu  rechtfertigen ,  und  ihrer  bürgerli- 
chen Aufnahme  Schwierigkeiten  in  den  Weg  zu  le- 
gen. In  der  ersten  Periode  des  Christenthums  bey 
der  noch  neuen  Erbitterung  über  dessen  Trennung  , 
war  es  unverhohlener  Hass,  welcher  sich  in  der  Ver- 
folgung der  Juden  aussprach.  In  den  abergläubischen 
Zeiten  des  dreyzehnten  Jahrhundert^  waren  es  Hei- 
ligthümer,  die  sie  aus  Muthwillen' geschändet ,  Ho- 


Alitn,  die  sie  entweiht,  Crucifixe,  die  sie  durchsto- 
chen, Christenkinder  ,  die  sie  ermordet,  dadurch 
aber  den  Himmel  erzürnt  und  Hungersiioth  und  Pest 
über  Länder  und  Provinzen  herbeigerufen  haben  soll- 
ten, bis  ihre  blutige  Verfolgung  die  Gottheit  ver-, 
söhnte.  Als  die  Zeiten  sich  änderten,  die  Aufklärung 
vorschritt ,  und  jene  Verläumdungen  den  gewünsch- 
ten Eindruk  nicht  mehr  zu  machen,  vermochten , 
trat  an  die  Stelle  jener  gröberen  Beschuldigungen,  der 
Vorwurf  des  Aberglaubens  und  der  Dummheit,  des 
Mangels  an  moralischem  Gefühle ,  der  miüberwind- 
lichen  Neigung  zum  Betrüge,  und  der  Unfähigkeit 
zu  jedem  nützlichen  Gewerbe.  Immer  aber  fuhr  man 
in  vielen  Staaten  fort,  alle  Wege  zur  nützlichen  Ver- 
besserung ihnen  zu  versperren ,  und  dann  den  Man- 
gel an  Cultur  zum  Grunde  ihrer  ferneren  Unterdrük- 
kung  zu  machen.  Immer  aber  fesselte  man  ihre  Hän- 
de, und  machte  dann  ihnen  zum  Vorwurf,  dass  sie 
nicht  sie  gebrauchten.  In  Handelsstaaten,  wo  die  Ge- 
sinnungen des  Raufmanns  an  und  für  sich  einge- 
schränkter ,  als  die  Gesinnungen  anderer  Bürger 
sind ,  lehrte  die  öftere  Collision  in  welche  sein  In- 
teresse mit  dem  Interesse  seines  Nebenmenschen  ge- 
rieth,  ihn  seine  Mitbuhler  als  Gegner  und  Feinde  anse- 
hen. Der  Grund  dieses  Hasses  lag  nicht  in  der  V  e  r- 
s  c  h  i  c  d  e  n  h  e  i  t  der  Religion,  sondern  in  d  e  r 
Gleichheit  des  G  e  \v  e  r  b  e  s  ,  im  Juden  wurd<j 


der  Kaufmann,  nicht  der  Jude  verfolgt.  Wah- 
rend der  christliche  Kaufmann   seine  Glaubens- 
genossen selten  anders   als  durch  Aeusserung  höhe- 
rer  Kraft,  und  Anwendung  grösserer  Geschiklich- 
keit  überwinden  konnte ,    erreichte  er  bey  dem  Ju- 
den seinen  Zweck  näher ,  wenn  er  ihm  den  Kampf- 
platz versperrte,  und  den  Eintritt  weigerte.  End- 
lich äusserte  auch  bey  den  Aufgeklärteren  aller  Stän- 
de die  Macht  der  Gewohnheit,  ihre  so  häufig  erkannte 
Kraft.   Viele  rechtliche   Männer  blieben  der  festen 
Uebcrzeugung ,  wie  das  Wohl  unserer  bürgerlichen 
Verfassungen  schlechterdings  erfordere ,    die  Juden 
nach  Grundsätzen  zu  behandeln,  die  sie   gegen  alle 
übrigen  Menschen  eben   so   unbillig  als  unpolitisch 
fanden ,  die  aber  bey  Jenen  in  einem  andern  Lichte 
ihnen  erschienen  ,  nur  weil  sie   seit  Jahrhunderten 
schon  gegen  sie  ausgeübt  waren.  Nicht  leicht  konn- 
ten sie  sich   überwinden ,    Verfassungen  und  Staats- 
einrichtungen, welche  durch  eine  Serie  von  Jahrhun- 
derten bestanden,  für  fehlerhaft  zu  halten  ;  sie  glaub- 
ten  sich  berechtigt  anzunehmen ,    dass   Dinge  ,    die 
schon  so  lange  auf  eine  gewisse  Art  gewesen  seyn, 
nicht  ohne  die  nachtheiligsten  Folgen  würden  anders 
seyn  können ,    und    jedem    entgegengesetzten    Vor- 
schlage ,  welcher  als  ein  Luftgebilde  philosophischer 
Träumereyen  ihnen    erschien ,    begegneten    sie   mit 
dem  Einwurfe,  dass  in  gegebenen  bürgerlichen Ver- 


liUknlssen  anders  die  Dinge  sich  gestalten,  als  in  der 
Sphäre  erst  a  priori  zu  begründender  Staaten.  Mochte 
aber  das  Vorurtheil  beherrschen,  das  Interesse  besee- 
len ,    die  Gewohnheit  ihre  Macht  bewähren ,  oder 
irgend  ein  äusserer  Einfluss  da ,  wo  von  diesem  Ge- 
genstande die  Rede  war ,  eingreifen ,  so  vereinigten 
Alle  sich  nun  auf  die  Nation  zu    wälzen,    was 
nur  Individuen  zur  Last  fallen  konnte.  »In  allen 
Reichen  zerstreut,  bemerkt  Friedländer  richtig,  le- 
ben die  Juden  unter  den  verschiedensten  Religions- 
vervvandten ,  bald  in  engerer ,    bald  in  weiterer  ge- 
sellschaftlicher  Verbindung  mit  ihnen  ,  stehen  unter 
den  mannigfaltigsten  Regierungsformen ,  sind  in  Ab- 
sicht der  Civilgesetze  hier  ganz  oder  zum  Theil  des 
Landes,    dort  bloss  ihrer  eigenen    Obrigkeit  unter- 
worfen."   Ist  es    auch ,  fährt  er  fort ,  nur  psycholo- 
gisch  betrachtet  möglich ,  dass    sie  bey  aller  dieser 
Verschiedenheit  dennoch  in   Sitten  und  Charakter, 
und  zwar  von  Seitender  Verderbtheit  einander  gleich, 
oder  doch  ähnlich  seyn  können?    Werden  die  ver- 
schiedenen Lagen ,  in  welchen  sie  sich  befinden,  die 
verschiedene  Behandlung,  die  sie  von  ihren  Mitmen- 
schen erfahren,  nie  und  nirgends  gewirkt,  nie  und 
nirgends  in   die  Augen  fallende  Veränderungen    in 
Absicht  ihrer   Sittlichkeit  und  Geselligkeit ,    folglich 
auch  ihrer  Nützlichkeit  hervorgebracht  haben  ?  Wird 
ein  näherer  Umgang  mit  fremden  Religionsverwand- 
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IfMi  gar  keinen  Einfluss  auf  die  Art  zu  empfinden  und 
zu  leben  bey  ibnen  gehabt  haben  ?  Werden  nicht  mit 
dieser  Geselligkeit,  mit  Gleichheit  der  Kleidung, 
der  Sprache ,  der  Gesetze ,  sich  auch  Gleichheit  der 
Gesinnungen ,  freyere  Denkungsart,  und  Aufhellung 
der  Begriffe  verschwistert  haben  ?  Mit  einem  Worte 
ist  es  möglich ,  dass  der  vorgerechneten  unendlichen 
Verschiedenheit  unerachtet,  die  Juden  aller  Länder, 
in  Absicht  der  Moralität,  Civilisation  und  Brauch- 
barkeit einander  so  gleich  seyn  können ,  dass  alle 
insgesammt  nach  einem  und  demselben  Massstab& 
beurtheilt  werden  können?  Und  doch  sind  alle  Vor- 
würfe auch  aufgt^lärtcr  Männer  immer  im  allgemei- 
nen gegen  die  Juden  überhaupt  gerichtet! 
Doch  heissen  der  Mann ,  welchen  ein  Lambert  und 
Sulzer  sich  zum  Gefährten  wünschten  und  wählten , 
und  der  Vagabunde ,  in  welchem  man  nur  noch 
Trümmer  der  Menschheit  erblickt ,  im  gemeinen 
Leben  ,  der  Eine  wie  der  Andere  ,  der  Jude! 

Vier  Decendien  beynahe  sind  verflossen ,  seit 
in  Deutschland  die  erste  kraftvolle  und  würdige  Stim- 
me für  die  Verbesserung  des  bürgerlichen  Zustande» 
der  Israeliten  ertönte.  In  einer  Zeit,  da  sie  nur  in 
so  weit  noch  geduldet  wurden,  als  sie  die  Luft^ 
^velche  sie  einathmeten  ,  mit  den  schwersten  Abga- 
ben erkauften  ,  in  einer  Zeit  da  der  Pöbel  aller  Stan- 
de noch  wähnte,   dass  sie  nur  exislirten,  um  Gegen- 


ft^^nd  ieines  Frevels  und  schmählichen  Spottes  zu 
5eyn ,  trat  der  edle  Christian  Wilhelm  von 
Do  hm  als  Redner  und  Vertreter  der  Unglücklichen, 
unter  den  Augen  grosser  Monarchen  auf,  zeigte  aus 
der  Geschichte  wie  die  Juden  nur  desshalb  als  Men- 
schen und  Bürger  verderbt  gewesen,  weil  man  ihnen 
die  Rechte  heyder  versagt  habe ,  und  ermunterte  dii^ 
Regierungen,  die  Zahl  der  guten  Bürger  dadurch 
zu  vermehren ,  dass  sie  die  Juden  nicht  mehr  veran- 
lassten,  schlechte  zu  scyn.  Aus  den  sittlichen 
und  politischen  Verhältnissen  in  denen  sie  in  \er- 
Ächiedenen  Ländern  und  Zeiten  sich  befanden ,  aus 
der  gegenseitigen  Einwirkung  der  Nationen ,  unter 
denen  sie  gelebt,  aus  den  Folgen  der  verschiedenen 
Verfassungen,  erklärte  er  die  Richtung  die  ihr  Cha- 
rakter durch  eine  vorgeschriebene  ausschliessende 
Beschäftigung  erhalten,  so  wie  die  Abänderung  ih- 
res ursprünglichen  Geistes,  bewies,  dass  gesunde 
Vernunft,  allgemeine  Menschlichkeit  und  Interesse 
der  bürgerlichen  Gesellschaft  ihre  bessere  Behand- 
lung fordere,  und  legte  die  Mittel,  welche  zu  ei- 
ner Umfonnung  dieses  Zuslandes  ,  so  w  ie  zur  Vor- 
bereitung glücklicher  Folgen  führen  mussten  dar. 
Nicht  sobald  war  dieses  ausgezeichnete  classische 
Werk  erschienen  ,  als  eine  grosse  Anzahl  von  Schrift- 
stellern, unter  ihnen  die  gelehrtesten  Männer  dos 
Zeitalters,  gegen  ihn  auftraten,  und  zu  seiner  >\'ider- 


Regung  sich  waffneten.  Das  Resultat  gelehrter  Unter- 
suchungen über  die  Frage:  ob  die  Bekenner  der  Mo- 
saischen Religion  am  Sabbath  fechten  dürfen,  schloss 
sich  mit  ihrer  behauptetenUnfähigkeit  zum  Kriegsdien- 
ste, das  in  ihrer  ReHgion  gegründete  Verbot  mancher 
Speisen,  so  wie  grössere  Zahl  und  Verschiedenheit  ihrer 
Festtage,  diente  zum  Beweise,  dass  kein  Beschnittener 
in  christliche  Zünfte  und  Gewerke  eintreten  könne. 
Die  der  ehemahligen  Jüdischen  Staatsverfassung  zum 
Grunde  liegende,  nach  den  Maximen  menschlicher 
Politik  nicht  denkbare  Theocratie ,  sollte  die  Unge- 
neigtheit  der  Israeliten  unter  die  Anordnungen  eines 
weltlichen  Oberhaupts  sich  zu  fügen  bewähren.  Aus 
den    Satzungen  ihrer   Religion   und    Politik   wurde 
nicht  allein  abstrahirt,  dass  ihre  nähere  Verbindung 
mit  andern  Nationen  unmöglich  ,  ihre  Unterwerfung 
unter  derselben  Bürgerpflicht,  und  demselben  Bür- 
gergesetz,  so  lange  der  Glaube  ihrer  Väter  der  ihrige 
bleibe,  nicht  denkbar  sey,  sondern  auch,  dass  Ueber- 
listung  und  Betrug  gegen  Fremde ,  so  wenig  in  Ge- 
mässheit  jener  ihnen  verboten,  als  wenig  ihrem  Eide 
nur  die  mindeste  Glaubwürdigkeit  beizumessen  sey. 
Rein  Laster  endlich  dessen  die  Israeliten   nicht  fähi- 
ger, kein  Verbrechen,  zu  welchem  sie  nicht  geneig- 
ter, wie  jeder  andere  Sterbliche,  und  allenthalben 
das  Resultat,  dass  sie  unfähig  seyn,  gute  und  brauch- 
bare Mitglieder  des  Staats  mit  gleichen  Rechten,  aber 


Auch  mit  gleichen  Pflichten  zu  seyn !  —  Mittlerweile! 
ist  nun  die  Zeit  ihren  ewigen  Gang  fortgeschritten , 
Jahrzehende  sind  auf  einander  gefolgt ,  eingerissen 
ist  die  Scheidewand  mehr  und  mehr,  welche  auf  den 
gesunkenen  Grundpfeilern  eines  verderblichen  Irr- 
wahns ruhte,  erhabene  Regenten,  im  Einklänge  mit 
den  weisesten  Staatsmännern  hemmten  den  Druck 
ihrer  Israelitischen  Unterthanen ,  und  schon  wird  es 
möglich  bey  Beurtheilung  dieser  Angelegenheit  von 
einem  andern  Standpuncte  auszugehen.  Wenn  diö 
Uebereinstimmung ,  mit  welcher  damals  alle  Regie- 
rungen gegen  die  bürgerliche  Aufnahme  Jüdischer 
Glaubensgenossen  strebten ,  für  die  Richtigkeit  ihrer 
Massregeln  zu  sprechen  schien,  so  dürfte  umgekehrt 
heute  die  Vereinigung  so  vieler  Regenten  zu  dem 
Zwecke  ihren  bürgerlichen  Zustand  zu  verbessern 
laut  dafür  sprechen ,  dass  veränderte  Zeiten  auch  in 
diesen  Beziehungen  veränderte  Bedürfnisse  geschaf- 
fen haben  ,  und  dass  die  Wahrheit  eines  Raisonne- 
ments  bestätigt  sey,  welches,  als  es  zuerst  sich  kund 
gab ,  ein  unpraktisches  Paradoxon  hiess.  Wenn  der 
edle  von  Dohm  seinen  Gegnern  nur  antworten  konn- 
te ,  dass  man  allen  psychologischen  Gesetzen  ge- 
mäss,  anzunehmen  berechtigt  sey,  dass  der  unter 
dem  Joche  des  Druckes  gebeugte  und  gewissermas- 
sen  entartete  Jude  als  freyer  Mensch  und  Bürger  , 
ein   anderer  seyn  ,  dass   mit  der  Ursache  auch   diö 
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Wirkung  aufhören  werde,  so  lässt  sich  heute  fragen, 
3|vas  die  Erfahrung  gelehrt  hat,  —  ob  die  Specu- 
lationen  einer  objectiven  Staatskunst  als  richtig  sich 
bewährten  oder  nicht ,  und  ob  der  Jude  es  zu  wür- 
digen wisse  oder  nicht,  wenn  ein  Vaterland  ihm 
gegeben  ,  Staatsachtung  ihm  bewiesen  ,  und  die 
Wohlthat  der  Gleichstellung  mit  andern  Bürgern 
unter  dem  nämlichen  Bürgerrecht  und  Gesetz  ihm 
zu  Theil  wird  ?  Es  wird  nicht  schwer  seyn ,  zu  der 
Ueberzeugung  zu  gelangen  ,  dass  in  keinem  merk- 
würdigerem, wichtigerem  und  entscheidenderem  Zeit- 
punct  wie  gerade  jetzt,  diese  für  die  Menschheit  inter- 
essante Frage  aufgeworfen  werden  konnte.  Während 
ohne  der  Beispiele  des  handelsklugen  Hollands  auch 
nach  dessen  neuester  Constitution  und  ohne  der  Bei- 
spiele Frankreichs,  Dännemarks  so  wie  anderer  aus- 
wärtiger Staaten  zu  gedenken  ,  die  Regenten  von 
Preussen  ,  Baiern ,  Baden ,  Meklenburg  und  Holl- 
stein Ihre  Jüdischen  Unterthanen  für  Ei  nl  ander 
und  Staatsbürger  achten,  und  in  allen  wichtigen 
Beziehungen  sie  den  christlichen  Religionsverwand- 
ten gleichstellen,  ist  ein  anderer  Theil  Deutschlands-, 
wo  die  meisten  bürgerlichen  Rechte  ihnen  versagt , 
fast  alle  Wege  des  Ervverbs  bis  auf  den  auch  nur 
mit  Restrictionen  verstatteton  Handel ,  ihnen  ver- 
schlossen ,  in  Städten  sie  auf  gewisse  Wohnbezirke 
eingeschränkt,  und  unter  den  Fesseln  eines  Druckes 


gebeugt  sind,  dessen  Folgen  man  als  Ursache  des* 
selben  angibt.  Wenn  es  In  diesem  grossen  Zeltpunct 
denn  auch  nicht  die  Ehre  des  Jahrhunderts,  wenn 
es  auch  nicht  die  Sicherstellung  der  mit  so  vielem 
Wortpomp  in  unzähligen  Prociamationen ,  jüngst 
noch  gepriesenen  Rechte  der  Menschen  ,  wenn  es 
auch  nicht  den  Sieg  der  Aufklärung  geltea  sollte ,  — 
wird  nicht  das  Interesse  Preussens,  und  der  In  die- 
sen Beziehungen  seinem  Beyspiel  gefolgten  Staaten, 
in  mehr  wie  einer  Hinsicht  für  wiinschenswerth  er 
kennen ,  dass  auch  in  benachbarten  angränzenden , 
und  anderen  Staaten,  ein  gleiches  System  adoptirl 
werde?  Wird  nicht  das  eigene  Interesse  der  letzte- 
ren bewirken  müssen,  dass  sie  die  Hand  dazu  ble- 
iben, eine  grosse  Anzahl  in  ihrem  Lande  geborner 
oder  domicilirter ,  bis  dahin  zurückgesetzter  Untcr- 
ihanen  inniger  mit  dem  Vaterlande  zu  vereinen,  Tren- 
nung der  Gemüther ,  Neigung  zur  Unterdrückung , 
auf  der  einen ,  und  Kampf  dagegen  auf  der  andern 
Seite  zu  entfernen  ? 

Je  genauer,  strenger  und  vielseitiger  eine  politi- 
sche Materie  in  allen  ihren  Thellen  ,  mit  allen  B*v 
ziehungen ,  deren  sie  fähig  ist,  aufgehellt,  je  mehr 
sie  bis  in  ihre  einfachsten  Elemente  aufgelöst  wird  , 
desto  besser  gewiss  für  die  W^^^hrheit  und  für  die 
Menschheit.  Wenn  man  die  W  ahrlieit  des  Salzes 
nicht  verkennen  kann,  dass   viele  polltlsclie  Refor- 
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mcn  nicht  gerade  so  in  bestimmten  Ländern 
ausgeführt  werden  können,  wie  ein  auch  gut  ent" 
worfener  Plan  im  Allgemeinen,  ohne  auf  Lo- 
calhindernisse  Rücksicht  zu  nehmen,  angibt,  und 
dass  die  genaueste  Copie  einer  sehr  vollkommenen 
politischen  Verfassung  in  einem  Staate,  in  einem 
andern  sehr  fehlerhaft  seyn  könne ,  so  dürfte  viel- 
leicht die  Behauptung,  dass  eine  Verbesserung  des 
bürgerlichen  Zustandes  der  Juden  in  allen  Staaten 
auf  einem  im  Allgemeinen  gleichförmigem 
Wege  möglich ,  nützlich  und  nothwendig  sey ,  auf 
den  ersten  Anblick  gar  paradox  und  nur  in  das  Reich 
der  frommen  Träume  zu  gehören  scheinen ,  denen 
in  der  Welt  ,  wie  sie  ist,  nicht  wie  sie  seyn 
könnte,  weise  Politiker  schwerlich  das  Daseyn  zu 
geben  bemüht  seyn  möchten.  Es  ist  hier  aber  zuvör- 
derst nothwendig,  gewissermassen  den  That be- 
stand festzustellen,  und  das  gegenseitige  factischc 
Verhältniss  beyder  Theile  aufzuklären ,  um  ein  pra- 
ctisches  Resultat  zu  ziehen.  Nicht  jetzt  erst  ist  der 
Moment  der  Einwanderung  der  Israeliten  aus  Ara- 
bien und  Palästina ,  also  auch  nicht  jetzt  die  Frage 
aufzuwerfen  ,  ob  man  ihre  Niederlassung  gestatten 
oder  verbieten ,  an  harte  oder  milde  Bedingungen 
knüpfen  will.  Schon  vor  Jahrhunderten  wanderten 
die  Urväter  ein  ,  und  von  den  entferntesten  Uren- 
keln ist  die   Rede.    Im  Lande  waren   die  Väter, 


sind  die  Söhne,  werden  die  Enkel  bleiben.  Aus- 
geschlossen von  vielen  Wegen  des  Erwerbes,  ausge- 
schlossen fast  von  allen  Rechten  der  Bürger,  haben 
sie  unter  hartem  Drucke  geseufzt ,  und  dessen  nach- 
theilige  Folgen  auf  die  Urheber  zurück  gewälzt.  Un- 
läugbar  also  waltet  ein  an  beyden  Seiten  unbehagli- 
cher ,  schädlicher  auf  alle  Theile  verderblich  wir- 
kender Zustand.  Uniäugbar  also  muss  ,  wenn  mög- 
lich diesen  geendet  wissen,  dem  Interesse  aller  Thei- 
le zusagen.  An  dem  guten  Willen  der  Staaten  an 
sich  mag  dabey  nicht  gezweifelt  werden ,  und  es  ge- 
staltet sonach  die  allenthalben  anwendbare 
Frage  sich  dahin  :  »ob  die  Israeliten  in  einer 
»bürgerlichen  Gesellschaft,  bey  glei- 
j)Chen  Rechten,  fähig  sind,  gleiche 
«Pflichten  zu  erfüllen,  —  dann,  —  ob 
»sie  dazu  geneigt  seyn  werden?"  Schon  oben 
ist  gesagt ,  dass  man  gegenwärtig  von  einem  erfreu- 
licheren Standpuncte  ausgehen,  dass  man  in  vielen 
Beziehungen  sich  umsehen  dürfe,  in  wie  weit  Ver- 
nunftschlüsse durch  Erfahrungssätze  be- 
stätigt werden.  Denn  wenn  es  wahr  bleibt,  dass  Er- 
fahrung den  sichersten  Massstab  abgibt;  so  darf  man 
annehmen,  dass  diese  Regel,  besonders  alsdann 
gelten  muss ,  wenn  man  den  Einfluss  einer  gewis- 
sen Ordnung  der  Dinge  auf  Staaten  beurtheilen  will, 
zumahl  einer  solchen ,  an  deren  Gegentheil  man  so 


lange  gewohnt  war,  und  wo  die  denselben  bisher 
widersprechenden  Einrichtungen ,  so  innig  in  ganze 
Verfassungen  verflochten  waren,  dass  man  sich  nicht 
leicht  überwinden  kann ,  sie  für  unzweckmässig  und 
unweise  zu  halten. 

Auch  diejenigen,  welche  als  unbefangene  und 
unparteiische  Beurtheiler  dieser  Angelegenheit  sich 
ankündigten ,  glaubten  in  den  Nationalgesetzen  der 
Juden  das  unübersteiglichste  Hinderniss  ihrer  bür- 
gerlichen Perfectibilität  zu  finden ,  und  indem  sie 
die  Frage  so  stellten;  »ob  der  Jude  als  Jude 
»m it  Beybehaltung  seiner  trennenden 
»Gesetze,  absondernden  Gebräuche,  und 
»religiösen  Gewohnheiten,  mit  seinen 
»christlichen  Mitbrüdern  zusammen- 
»schmeizen  könne?"  hatten  sie  die  vernei- 
nende Beantwortung  schon  in  der  Frage  angekün- 
digt, und  das  Resultat  vorbereitet,  dass  wer  gleiche 
Pflichten  nicht  erfüllen  könne,  auch  gleicher  Rechte 
nicht  theilhaft  werden  dürfe.  Es  bestehen  aber  jene 
Hindernisse  iusonders  nur  desshalbj  weil  man  durch 
den  Drak  und  die  Verfolgung  der  Juden  ein  ge- 
wisses Esprit  de  corps  immer  mehr  unter  ihnen  eta- 
blirte  und  befestigte ,  immer  mehr  sie  z\vang ,  sich 
als  ein  von  allen  übrigen  Erdbewohnern  getrenntes 
Geschlecht  zu  vereinigen ,  und  nur  mit  um  so  wär- 
merer  Anhänglichkeit ,    Lehren   und  Gebräuche   zu 


umfassen ,  je  mehr  die  übrige  Welt  sich  verschvvo- 
-en  hatte ,  sie  ihnen  zu  entreisseu.  Je  gewaltsamer 
d'.e   Israeliten  den    bürgerlichen  Verhältnissen    ent- 
rückt wurden ,  je  weniger  nahmen  ihre  Speculatio- 
ne  1  Päicksicht  darauf,  jemehr  mussten  sie  dahin  stre- 
bei,  sich  enger  in  ihre  religiösen  Verbindungen  ein^ 
zuschliessen.    Die    Geschichte   aller  Zeiten 
hat  bewiesen,  dass  politische   oder  religiöse 
S:hwärmerey  und  Anhänglichkeit  nur  durch  die  Ver- 
fo'gung  verewigt  wird.  Nicht  weniger  aber  auch  hat 
si™  bewiesen,  dass  Gleichgültigkeit  und  Unauf- 
mcksamkeit  am  sichersten  ihre  Vernichtung   nach 
sichziehen;  und  allerdings  würde  man  den  Einwurf, 
dass  lur  die  Juden  hierin  eine  ganz  besondere  Aus- 
nahme machen  würden,  so  lange  für  ungegründet 
halten  müssen,  bis  eine  noch  nie  gemachte   Erfah- 
rung iha  bestätigt  haben  würde,  wenn   nicht,  wie 
unten  gtzelgt  werden    soll ,  bereits  w^irklich  die  Er- 
fahrung in  so  manchen  Staaten  das  Gegentheil  gelehrt 
hätte.    »DiC  Menschen,    bemerkt    der   unsterbliche 
»Mendelssohn  sehr  richtig ,  wissen  in  solchen  Fäl- 
j)lcn  schon  ihre  Meinungen  zu  modificiren ,  und  so 
»zu  wenden,  dass  sie  mit  ihrem  bürgerlichen  Beru- 
»fe  übereinstimmen  ,  wenn  man  nur  nicht  sucht  ih- 
»nen  diesen  Unterschied  zu  auffallend  zu  machen." 
Sicher  darf  man  hier  auf  die  sich  immer  gleiche  Na- 
tur der  Menschen  vertrauen.  Von  selbst  schon  wer- 


den  die  Juden  das  Lästige ,  Unbequeme  und  Unan^ 
genehme  auffallender  äusserer  Unterscheidungen,  ge^ 
hemmter  politischer  Thätigkeit  fühlen,  und  sie  selbst 
werden  schon  sehen,  wie  sie  dieser  Fesseln  sich  efit- 
ledigen.  Immer  ruhig  kann  es  der  Staat  ihren  Leh- 
rern und  Grüblern  überlassen ,'  die  heihgen  Mei- 
nungen so  zu  modificiren ,  dass  sie  mit  dem  zeitli- 
chen Wohl  und  bürgerlichen  Verhältnissen  zusam- 
menstimmen, und  wenn  man  in  manchen  Ländern 
wünscht ,  dass  die  Juden  so  wie  sie  jetzt  da  sind , 
nicht  da  seyn  möchten  ,  so  heisst  das  mit  andern 
Worten ,  dass  man  wünschen  muss ,  es  hätten  die 
Regierungen  schon  vor  Jahren  gethan ,  was  sie  ih- 
rem eigenen  Interesse  zusagend,  gewiss  thun  müs- 
sen ,  wie  es  so  \  icle  denn  wirklich  schon  gethan 
haben. 

Die  höchsten  Anforderungen ,  welche  ein  Staat 
an  seinen  Israelitischen  Unterthan  machei  kann , 
sind  meine  ich ,  die  ,  dass  er  die  Versicherung  von 
ihm  fordert,  erhält  und  ausgeübt  sieht:  »dass  er  in 
»allen  seinen  bürgerlichen  Verhältnissen  keinen 
»andern  bekannten  oder  unbekannten ,  alten  oder 
»neuen  Gesetzgeber  oder  Obern  erkennen  wolle,  als 
»allein  den  Souverain  des  Landes  ,  dass  er  sich  in 
»seinen  äusserlichen  Sitten  und  Gebrauchen,  dessen 
»enthalten  wolle,  was  einen  schädlichen  Sepa- 
»ratisir^us  zur  Folge  habe;  dass  er  4aher   in  keinem 


,)FaIle ,  wo  es  auf  bürgerliche  Pflichten  an- 
» kommt,  irgend  ein  altes  oder  neues  Gesetz,  Ge- 
»wohnheit  oderUeberlieferung  geltend  machen  wol- 
j)le,  um  sich  von  diesen  Pflichten  auszuschliessen  , 
» dass  er  sich  in  seinen  bürgerlichen  Geschäften 
»keiner  besonderen  ihm  allein  eigenen  Sprache  und 
»Schriftzeichen  bedienen,  und  dass  er  überhaupt 
»Alles  vermeiden  wolle,  was  das  wechselseitige Ver- 
» trauen  zwischen  ihm  und  seinen  Mitbürgern  ver- 
»meiden  kann." 

Nach  also  festgestelltem  Erforderniss  der  bürger- 
lichen Perfectibilität ,  wird  es  zur  Sache  gehören, 
sich  in  den  Dogmen  und  Gesetzen  der  Juden ,  und 
den  bisher  bekannt  gewordenen  E 'fahrungen  um- 
zusehen. 

Die  Anordnungen  des  Mosaischen  Gesetzbuches 
bestimmen  theils  das  Verhältniss  der  Menschen  zur 
Gottheit ,  theils  das  Verhältniss,  zwischen  den  Men- 
schen unter  sich  ,  als  Gliedern  einer  und  derselben 
Gesellschaft ,  theils  das  Verhältniss ,  zwischen  dem 
Unterthan  und  ihrem  Souverain.  Die  ersteren ,  wel- 
che zum  Gebiete  des  Gewissens  gehören ,  sind  eben 
dadurch  unabhängig  von  zeitlichen  Ereignissen  ,  und 
bis  auf  einen  gewissen  Punct  von  der  bürgerlichen 
Gerichtsbarkeit.  Die  zweyten  und  dritten  können  we- 
gen der  Natur  der  Gegenstände,  über  die  sie  Anord- 
nungen geben  ,  nicht  so  dauernd  und  unveranderlicli 


iSeyn,  und  führen  nur  Zwang  mit  sich  nach  den  Um- 
ständen des  Orts,  der  Zeit,  und  der  poUtischen  Ord- 
nung, auf  die  sie  anwendbar  sind.  Ward  diese  po- 
litische Ordnung  umgestürzt  und  aufgelöst,  so  ent- 
band sie  nothwendig  von  allen  Pflichten  ,  die  aus 
ihrer  Existenz  hervorgingen ,  und  sich  durch  ihre 
Dauer  erhielten.  Diess  war  das  Schicksal  der  alten 
hebräischen  Theocratie  und  der  Regierung  ,  welche 
sie  unter  der  monarchischen  Verfassung  modificirte  , 
bis  zum  gänzlichen  Verschwinden  aller  Souveraine- 
tat,  und  es  bilden  darnach  die  Schlussfolgerungen 
sich  von  selbst.  Ob  aber  die  Bekenner  der  mosai- 
schen Religion  diess  Raissonnement  zu  dem  ihrigen 
machen  ? 

Wenn  es  für  controvers  geachtet  werden  könn- 
te ,  ob  die  Aussprüche  des  grossen  Sanhedrin  von 
1807  gleich  den  Concilien  beyden  katholischen  Glau- 
bensverwandten, die  gesammten  Israeliten  verpflich- 
ten ,  so  wird  doch  niemand  zweifeln  wollen ,  dass 
die  Kraft  einer  authentischen  Doctrinalentscheidung 
ihnen  bey wohnen. 

Nun  stellen  sie  über  die  bürgerlichen 
und  p  o  liti  sehen  Verhältnisse  in  Art. 
6  fest: 

»Das  grosse  Sanhedrin  ,  durchdrungen  von  dem 
»Nutzen ,  der  für  die  Israeliten  ,  aus  einer  authenti- 
jiSchen  Erklärung,  welche  ihre  Verbindlichkeiten  als 


»Mitglieder  des  Staats,  zu  dem  sie  gehören ,  fest- 
j)Selzt  und  bestimmt,  entstehen  muss ,  und  wollend, 
»dass  CS  Niemand  unbekannt  bleibe,  welchen  Grund- 
» salzen  in  dieser  Hinsicht  die  Schriftgelehrten  und 
?> Notablen  in  Israel  zugethan  sind ,  und  ihren  Glau- 
j)bensgenossen  in  allen  Ländern ,  wo  sie  nicht  von 
wallen  Vortheilen  der  Gesellschaft  ausgeschlossen 
»sind,  vorschreiben." 

»Erklärt :  dass  es  für  jeden  in  einem  Staate  ge- 
»bornem  Juden,  oder  der  durch  Aufenthalt  darin, 
»oder  auf  eine  andere  Weise  den  Gesetzen  gemäss, 
»welche  die  hiezu  erforderlichen  Bedingungen  be- 
»stimmen,  Bürger  desselben  Avird  ,  zu  den  religiö- 
»scn  Pflichten  gebore,  besagten  Staat  als  sein  Va- 
»terland  zu  betrachten." 

»Dass  diese  aus  der  Natur  der  Dinge  entsprin- 
»genden  Pflichten  die  der  Bestimmung  der  in  Ge- 
;)SeIlschaft  lebenden  Menschen  gemäss,  sind,  da- 
»durch  selbst  in  Uebereinstimmungrait  Gottes  Wort 
»kommen." 

»So  befiehlt  Alles  dem  Israeliten,'  für  seinem 
3)Fürsten  und  seine  Gesetze  die  Ehrfurcht,  Liebe 
»und  Treue  zu  hegen  ,  die  alle  seine  Unterthanen 
»ihm  schuldig  sind." 

»Alles  verpflichtet  ihn ,  sein  Interesse  nicht  von 
»dem  Interesse  des  Publikums  ,  noch  seine  und  sel- 
tner Eamilie  Bestimmung  von  der  Bestimmung  der 


,, grossen  Familie  des  Staats  zu  trennen.  Die  Unfälle 
»desselben  müssen  ihn  betrüben,  seine  Triumphe 
»ihm  Freude  machen  ,  und  aus  allen  seinen  Kräf- 
,)len  muss  er  zu  dem  Wohl  seiner  Mitbürger  bey- 
»tragen."  ^ 

»Demzufolge  statuirt  das  grosse  Sanhedrin ,  dass 
»jeder  Israelit,  der  von  den  Gesetzen  der  Staaten  als 
»Bürger  behandelt  wird,  nach  seinem  Glauben  ver- 
»bunden  ist,  sie  als  sein  Vaterland  zu  betrachten,  ih- 
»nen  zu  dienen  ,  sie  zu  vertheidigen  ,  und  ihren.  Ge- 
» setzen  gehorsam  zu  seyn." 

Die  Resultate,  welche  sich  aus  dieser  Entschei- 
dung ableiten ,  schlagen  auf  das  Kräftigste  alle  Fol- 
gerungen nieder,  welche  aus  der,  der  ehemahligen 
Jüdischen  Staatsverfassung  zum  Grunde  liegenden 
Theocratie  gebildet  wurden,  und  zwar  um  so  ge- 
wisser, da  das  Sanhedrin  in  dem  Eingange  zu  seinen 
Entscheidungen,  obigen  Ansichten  gemäss  einen  Un- 
terschied zwischen  religiösen  und  politischen  Gese- 
tzen festgestellt,  die  ersteren  von  der  eventuellen 
Lage  der  Israeliten  unabhängig,  die  letzten  aber  in 
ihren  Ausübungen  als  den  Veränderlichkeiten  ihre« 
Zustandes  unterworfen,  dem  Cllma ,  Sitten  und  Ge- 
setzen der  Nationen  untergeordnet  erklärt  hatte.  Ei- 
ne Erklärung,  welche  eines  der  grossen  Hindernisse 
für  die  Zukunft  schwinden  Hess ,  welches  die  Regie- 
rungen abgehalten  hatte ,    ihre  Israelitischen  Unter- 


thanen  zu  dem  Range  den  Bürger  zu  erheben , 
weil  die  Vorstellung  schwinden  musste,  als  schwä- 
che das  Leidwesen  über  den  Verlust  des  ehemahli- 
gen  Vaterlandes  in  ihrer  Seele  die  Stärke  der  Gefüh- 
le für  das  öffentliche  Wohl ,  welche  die  Menschen 
an  den  Boden  knüpfen,  auf  dem  sie  geboren  wur- 
den. Wenn  das  natürlich  gute  Gefühl,  wel- 
ches in  der  Brust  Jedes  Menschen ,  also  auch  gewiss 
in  der  des  Juden  wohnt ,  ihn  lehren  muss ,  ein  Va- 
terland zu  lieben ,  in  welchem  der  Genuss  bürgerli-' 
eher  Glückseligkeit  ihm  wird ,  in  welchem  er  ein 
freyes  Eigenthum  erwerben,  und  frey  geniessenkann, 
und  wo  seine  Mitbrüder  durch  keine  kränkenden 
Vorrechte  von  ihm  geschieden  sind,  so  befiehlt  auch 
sein  Gesetz  ihm  dieses  Vaterland  mit  aller  Innigkeit 
2u  umfassen.  Wenn  die  gesunde  Vernunft  ihn  lehrt, 
dass  auch  er  dem  bürgerlichen  Gesetz  folgen  müsse, 
welches  Alles,  um,  neben  und  mit  ihm  regiert,  so 
legt  auch  eine  für  ihn  verbindliche  positive  Anord- 
nung als  religiöse  Pflicht  ihm  es  auf.  — 
Und  die  Erfahrung?  -— 
Wo  ist  ein  Land ,  in  w  elchem  die  steile  Tren- 
nungswand zwischen  Jude  und  Christ  niedergerissen 
war,  und  wo  nicht  alle  Beweise  ächter  Vaterlands- 
liebe von  den  Israeliten  gegeben  w urden  ?  Wir  wo  1- 
len  näher  fragen:  Wo  in  ganzDeutschl  and, 
als  CS  den  Kampf  um  allgemeines  Deutsches  Wobl 


galt,  blieben  die  Jüdischen  Glaubensgenossen  voa 
den  Schaaren  freywilliger  Streiter  selbst  da  zu- 
rück ,  wo  sie  nur  geduldet  sich  sahen  ?  Wir 
wollen  noch  näher  fragen:  Die  Preus- 
sischen  Staaten  —  Mark  Brandenburg, 
Pommer  n,  Neumark,  Schlesien,  Ost-P  reu  s- 

sen  U.S.  w. ?  Thatsacltc  ist  es,  dass  die  Söh- 
ne der  wohlhabendsten  Jüdischen  Familien  in  den 
Hauptstädten  mit  dem  Beyspiele  freywilliger  Ergrei- 
fung der  Waffen  ,  vorangingen ,  und  Alle  mit  eben 
der  Ausdauer ,  eben  der  Treue ,  wie  andere  Staats- 
bürger fochten  und  bluteten.  Thatsachc  ist  es, 
dass  Jüdische  Aerzie  und  Wundärzte  ihr  Lebenden 
Gefahren  der  Hospitäler  aussetzten ,  und  als  heilige 
Opfer  fielen.  Thatsache  ist  es ,  dass  Jüdische 
Frauen  und  Mädchen  keine  Anstrengungen ,  keine 
Gefahren  scheuten,  um  den  Verwundeten  Trost  und 
Hülfe  angedeihen  zu  lassen.  Thatsache  ist  es  end- 
lich, dass  alle  Israelitischen  Bürger  durch  die  zahl- 
reichsten freywilligen  Geldopfer  Beweise  der  Anhäng- 
lichkeit an  König  und  ^  aterland  gaben.  Dank  und 
Huhm  der  erhabenen  Preussischen  Regierung,  dass 
alle  diese  Anstrengungen  als  von  Staatsb  ür  ge  rn, 
nicht  VOR  Juden  geschehen,  aufgezeichnet  sind, 
da  es  für  diese  keine  besondere  Rubrik  mehr  gibt. 
Man  kann  in  Preussen  so  wenig  sagen,  wre  viel 
die  Israeliten  gcilian  haben,  ali,  wenig  man  bestim- 


men   kann  ,    wie  viel   die  Protestanten .    Catholikeri 
und    Reformirte    geleistet  haben.    Alle  aber  haben 
dem  Vaterlande  Gut    und  Blut  geweiht.  Dank  und 
Lohn ,  Ehre   und  Ehrenzeichen  ist  allen  ohne  Un- 
terschied   geworden.    Die    Oesterreichisclien 
Staaten,    namentlich    Böhmen?   Thatsache 
ist  es  auch  hier,  in  Ländern,  wo  noch  die  Jüdischen 
Glaubensgenossen ,  mancher  Rechte ,   und  nament- 
lich des  Bürgerrechts  nicht  sich   erfreuen ,    dass  sie 
die  Pflicht  der  Vaterlandsverthcidigung  ruhmwürdig 
erfüllten  ,  und  viele  Tausende  von  ihnen  für  Kaiser 
und  Vaterland  fielen.    Die  Han  see  Städte  ?  Nicht 
die  Thats  a  ch  (•  allein  ,  dass   auch  hier  die   Sühne 
Jüdischer  Familien  zahlreich  unter  die  freywillig  ge- 
bildeten Legionen  sich  stellten ,  nicht  die  Thatsache 
allein  ,  dass  namentlich    die   Jüdischen  Handlungs- 
häuser in  Hamburg  zahlreichere  und  grossere  patrio- 
tische Beyträge  zur  Beförderung  des    damahls  eben 
erwachten  Gemeinwohls  spendeten,  wie  es  in  irgend 
einer  andern  Deutschen  Stadt  geschah,  — es  gelte 
für  sie  das  öffentliche  Zeugniss  ihrer  Regierung,  wel- 
ches im  Propositionsdekrete  des  Senates  an  die  Bür- 
gerschaft über  ihre    vorgeschlagene   Zulassung    zum 
Bürgerrecht  vom  lo.    September  iSi^    wörtlich  also 
lautet:  »Uebrigens  sind  während   der  französischen 
j) Regierung,  wodurch  allen  hiesigen  Religionsbeken- 
«nern  von  selbst  das  Bürgerrecht  überkommen  .  un 


»gefähr  noch  zweyhundert  IsraeHten  ausdrücklich  iit 
»die  Bürgerregister  eingezeichnet,    und    ist    bey 
«allen    erhaltenen    Begünstigungen    die- 
,;S  e  r   Gleichheit,  n  i  c  h  t  a  11  e  i  n  k  e  i  n  N  a  c  h- 
})theil  anderer  Bürger  verspürt,  sondern 
»vielmehr  hat    ein  stilles    bescheidenes 
»Benehmen,  und  die   willigste    Anstren- 
»gung  mit  andern  fürs  al  1  g  em  eine  Wohl, 
»ja   selbst   eine  vorzügliche  W  o  h  1 1  h  ä  t  i  g- 
»keit   und    Vaterlandsliebe   Mehrere  un- 
»ter    ihnen  ausgezeichnet.  Wenn  nun  in  sol- 
»cher  Lage  die  Ertheilung  des  Bürgerrechts  an  die 
»Israeliten  im  Ganzen  keinen  Bedenklichkeiten  un- 
»terworfen,    und    vielmehr   in    der  Gerech- 
»tigkeit  und   Billigkeit    gegründet  erscheint, 
»auch  Religionsmeinung  an  sich,  bey  der  vorgedach- 
»ten  Darstellung  der  jetzigen  Israelitischen  Grund- 
»Sätze  in  Anwendung  auf  die  Verhältnisse  in  dem 
»Staate  keinen  Gegengrund  ferner  abgeben  kann,  so 
»wird  u.  s.  w."  —  Es  bedarf  hoffentlich   nicht   erst 
der  Versicherung ,  dass  obige  Worte  mit  diplomati- 
scher Treue  aus  jenem  merkwürdigen  Actenstück  ab^ 
geschrieben  sind.  Holland?  Schon  am  2.  September 
1796  hatte  die   damahllge  Nationalversammlung  ein- 
stimmig decretirt ,  dass  kein  Jude ,  unter  der  Bedin- 
gung ,  dass  er  alle  Verpflichtungen  erfülle,  die  durch 
die   allgemeine   Constitution  von  jedem   Bürger  ge- 


fordert  werden ,  von  einigen  Rechten  oder  Vorthei-- 
len  ausgeschlossen  werden  solle,  die  mit  dem  Bata- 
vischen  Bürgerrecht  verknüpft  sind.  Vielleicht  lauter 
noch,  wie  anderswo,  hat  hier  die  Erfahrung  ge- 
sprochen, und  es  wird  um  so  unnöthiger  einzelne 
Thatsachen   anzuführen ,  da  in  einem  Zeitraum  von 
zwanzig  Jahren  die    Israeliten  sich  des  ihnen  verlie- 
henen Bürgerrechts  so   würdig  gezeigt  hatten  ,  dass 
auch  die  neueste  jetzige  Constitution   ihnen  wieder- 
holt,   die  bürgerlichen    Rechte  aller  übrigen  Glau- 
bensgenossea   im  unbeschranktesten  Umfange    gesi- 
chert hat.  Bey  so  gestalteter  Lage    der  Dinge  ,  darf 
ich   glauben,    bewiesen  zu  haben,    dass  Vater- 
landsliebe für  die  Israeliten  kein  Wort  leerer  Be- 
deutung   sey,  ich   darf  glauben,  bewiesen  zu  haben , 
dass  sie  die  Staaten  in  deren  Schoosse  sie  geboren 
waren,  und  wo  sie  ein  glückliches  Daseyn  geniessen, 
als  ihren  wahren  heimathlichen  Boden  zu  betrachten, 
als  ihr  rechtes  Vaterland ,  gleich  allen  übrigen  Bür- 
gern zu  lieben    und  zu    verthcidigen    wissen.    Und 
wann  ich   dann  noch   frage  :  wo   hat ,  seit  in  jenen 
obengenannten  Staaten  ihre  Autonomie  aufgehoben 
war,  auch   nur  ein  Israelit  sich  geweigert  vor  den 
RIchterstühlcn  des  Landes ,  nach  den  Gesetzen  des 
Landes  Recht  zunehmen,  und  zu  empfangen,  so  darf 
bey  offenkundig  verneinender  Antwort  das  Resultat 
hingestellt  werden,  dass  auch  in  diesen  Beziehungen 
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sie  das  Ihrige  gethan  haben,  um  den  Zustand  eines 
Staates  im  Staate  zu  entfernen. 

Aus  den  oben  aneinander  gereihten  Thatsachen» 
aus  welchen  so  evident  sich  ergiebt ,  dass  die  Regie- 
rungen von  der  Tauglichkeit  der  Israeliten  zu  Waffen, 
und  Wehr  die  unläugbarsten  Beweise  erhalten  haben,, 
folgt  schon  von  selbst,  dass  über  ihre  einst  behaup- 
tete Unfähigkeit  und  Ungeneigt heit  zum. 
Kriegsdienst  wenig  zu  sagen  übrig  bleiben  kann. 
Wenn  vor  nunmehr  bald  vierzig  Jahren  der  gelehrte 
iRilter  Michaelis  aus   den  Anordnungen  des   Mosai- 
schen Pvechts  hatte    darlegen    wollen ,    dass ,    wenn 
auch  dem  Juden  nicht  gerade  verboten  sey  am  Sab- 
bath  zu  fechten,  wiewohl  immer  nur  dann,  wenn 
es  darauf  ankomme ,  eines  Menschen  Leben   zu  ret- 
ten oder  Selbstvertheidigung  es  fordere,  es  doch  nie- 
mals ihm  verstattet  sey,  an  jenem  Tage  a  nzu  grei- 
fe n ,  Ausfälle  aus  belagerten  Städten  zu  unternehmen, 
Approchen  und  Belagerungswerke  zu  zerstören ,  den 
flüchtigen  Feind  zu  verfolgen ,  und  zu  marschiren , 
so  haben  die  Erfahrungen  der  neuesten  Zeiten  diese 
unfruchtbaren  Spitzfindigkeiten  wohl  am  bündigsten 
widerlegt.  Und  wenn  die  Gesetze  der  Israeliten  von 
reinen  und  unreinen  Speisen  seine  Deduction ,  dass 
der  Jude  bey  keiner  christlichen  Armee  dienen  kön- 
ne,   stärker    unterstützen    sollten,    so   haben    nicht 
allein  Doctrinal -Entscheidungen,  sondern  auchhici; 


wiederum   Erfahrungen    ihn    widerlegt.     Allerdings 
musste ,  so  lange  jene  Praemisse  für  wahr  gehalten 
wurde  ,  auch  der  daraus  abgeleitete  Folgesat:^  richtig 
scheinen  :  dass  der  Beschützte  nicht  mit  dem  Beschü- 
tzer in  gleicher  Reihe  gehen  könne ,  dass  wer  nicht 
gleiche  Lasten  tragen  wolle ,  auch  gleiche   Vortheile 
nicht  verlangen  dürfe ,  und  dass  wer  von  der  Pflicht 
sich  lossage ,  zur  Erhaltung  gemeiner  Sicherheit   ge- 
gen fremde   Gewalt  als  erstem  und  Hauptzweck  je- 
der politischen    Vereinigung  zu   wirken,    nicht    als 
nützliches  Mitglied  der  bürgerlichen  Gesellschaft  gel- 
ten könne.  Man  wird  aber    so  gerecht  seyn ,  einzu- 
räumen ,  dass ,   wenn   der    Vordersatz  unwahr  und 
unpractisch  erkannt  wird,  auch   der  Nachsatz    nicht 
länger  haltbar  bleibe.  Nicht  die  älteren  Rriegslhatcn 
der  Juden  ,  von  denen  die  Geschichte  manche  unwi- 
dersprechlichen  und  glänzenden  Thatsachen  aufstellt, 
dürfen  hier  angeführt   werden.    Es    genüge  an    die 
Israelitischen  Freiwilligen  der  Mark  Bran- 
denburg und  aller  Preussischen  Staaten ,   es  genüge 
an  die  ungeheure  Anzahl  Oesterreichischer  und  Böh- 
mischer Juden  ,  welche ,    in   den  neuesten  Kriegen 
den  Tod  für  Kaiser  und  Vaterland  starben ,  zu   er- 
innern. Tretet  auf,  und  entkräftet  diese  Thatsache! 
Und  wenn  ihr  es  nicht  vermögt ,  werdet   ihr  länger 
behaupten  wollen  ,  und  dürfen  ,  dass    es  gerecht  scy , 
den  Juden  höhere  Abgaben  aufzulegen,  well  sieden 
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Schutz  b  ezahlen  müssen,  den  sie  geniessen, 
ohne  mitzuwirken,  dass  es  gerecht  sey,  sie  von 
manchen  Vorrechten  der  Gesellschaft  auszuschlies- 
sen ,  weil  sie  ihrer  Yertheidigung  sich  entziehen  » 
und  dass  es  Staatsklug  bleibe,  den  Besitz  liegender 
Gründe  ihnen  zu  wehren,  damit  nicht  der  Boden 
an  Menschen  komme,  die  im  Fall  eines  Angriffs  ihn 
verlassen ,  und  auch  ihre  Mitbürger  in  Gefahr  setzen 
würden  ? 

Möge  man  aber  den  Israelitischen    Zeit- 
genossen   einräumen ,   dass  sie  den  Unterschied 
zwischen  dem  politischen  Zustande  ihrer  Urväter  und 
dem  ihrigen  zu  beherzigen ,  die  Folgen   davon  aber 
practisch  zu  würdigen  wissen  ,  m(3ge  man  ihnen  ein- 
räumen ,  dass  sie,  die  Nachkömmlinge  jener,  auf  dem. 
Boden  unserer  Vorfahren  mit  Uns  geboren  sind,  dass 
gleiche    Vaterlandsli e b  e    für    diesen   Boden 
sie  beseele  ,   dass  sie  verbunden ,  geneigt,  und  bereit- 
wilHg  sind ,  nach  gleichem  Ges  etz  sich  regie- 
ren zu  lassen ,  und  dass   gleiche  Fähigkeit  zur  Wehr 
und   Waffe  an   ihnen   erprobt  sey ,  wird  man   auch 
nach  ihrem  Gesetz  die  B  e  f  u  g  n  i  s  s ,  nach  ihrer  bis- 
herigen Lage  die  Fähigkeit,  nach  ihrem  Handels- 
geist den  Willen  bey  ihnen  annehmen  können  und 
dürfen,   zu  allen   nützlichen    Gewerben    des 
bürgerlichen    Lebens ,    namentlich    zu  Handwerken 
und  zum  Akkerbau  sich  zu  bestimmen,    öffentHche 


Bedienungen  zu  bekleiden  ,  und  alle  Fächer  des. 
menschlichen  Wissens  und  Ivunstfleisses  auch  zu 
den  ihrigen  zu  machen  ? 

Indem   ich  zur  gründlichen  und  umfassenderen 
Prüfung  dieser  für  die   bürgerliche    Gesellschaft  so 
wichtigen  Beziehungen  mich  wende,    sehe  ich    die 
entgegengesetzten  Meinungen  unzähliger  Schriftstel- 
ler ,  ein  Heer  von  Zweifeln  und  Bedenklichkeiten , 
die  Stimme  aller  Zünfte  und  Innungen,  die  Schwie- 
rigkeiten ganze   Staatseinrichtungen    zu  reformiren, 
und  die  ganze  Kraft  des  Vorurtheils ,  des  Eigennu- 
tzes und  der  Gewohnheit  gegen  mich  gerichtet.  Wird 
es  möglich   seyn,  mehr  als   leere   Phrasen  hierüber 
zu  verhandeln  ?  Wird  auf  die  Welt  wie  sie  daliegt,  auf 
Staaten  wie  sie  organisirt  ^ind,  auch  das  was  man  end- 
lich als  wahr  erkennen  müsste  anwendbar  seyn ? 
So  frage  ich,  frage   es  dringender  je  gewisseres  das 
Wohl  von  Millionen  gilt. 

Es  wird  zuförderst  ein  Blick  auf  die  J  ü  d  i  s  ch  a 
Legislation  nothwendig. 

j)Du  wirst  dich  nähren  deiner  Hände  Arbeit. 
Wohl  dir,  du  hast  es  gut!"  Lehrt  der  128«^^  Psalm. 

»Wer  sein  Land  bebauet,  wird  Ueberfluss  haben," 
verkünden  die  Sprüche  Salomonis  Cap.   28.   und  2g. 

»Wer  sein  Rind  kein  Handwerk  lehren  lässt  ^ 
erzieht  es  zum  Räuber,"  ordnet  der  Talmud  Ridu- 
schin  Cap.  i. 


Lnd  das  Sanhedrin  ,  dessen  Ausspruch  auch  hier 
nur  als  authentische  Doctrinal-Meynung  gelten  mö- 
ge statuirt  über  die  nützlichen  Gewerbe  iii 
Art."  j. 

3)Das  Sanhedrin  erklärt ,  dass ,  wenn  die  Israeli- 
j)ten  der  Staaten  sich  seit  langer  Zeit  in  der  Noth- 
»wendigkeit  gesehen  haben  ,  zum  Theil  auf  mecha-r 
Dnische  Geschäfte  und  besonders  auf  die  Anbauung 
vdes  Bodens  zu  verzichten,  welche  in  allen  Zeiten 
«ihre  Lieblingsbeschäftigung  war,  man  diese  unglück- 
5>liche  Entziehung,  der  Veränderlichkeit  ihres  Zustan- 
})des,  der  Ungewissheit ,  in  welcher  sie  sich  befan- 
j)den  ,  sowohl  in  Hinsicht  ihrer  persönlichen  Sicher- 
»heit  oder  ihres  Eigenthums  wie  auch  den  Hinder- 
»nissen  aller  Art,  welche  die  Verordnungen  undGe- 
5j setze  der  Nationen  der  freyen  Entwicklung  ihres 
3)Ivunst  -  Fleisses  und  ihrer  Thätigkeit  entgegense- 
»tzen  zuzuschreiben  habe.". 

wEs  erklärt,  dass  es  kein  ehrliches  Gewerbe  ge- 
>)be ,  welches  den  Israeliten  untersagt  sey ,  dass  viel- 
»inehr  die  Religion  ihre  Ausübung  zum  Verdienst 
3)anrechnet,  und  dass  es  in  den  Augen  des  Aller- 
7>hÖchsten  ein  Wohlgefallen  ist ,  dass  Jeder  sich  ih- 
.vnen  ergebe,  und  so  sehr  es  von  ihm  abhängt,  'sie 
»zum  Gegenstand  seiner  Beschäftigungen  macht." 

«Endlich ;  es  fordert  Israeliten  ,  welche    im  Ge- 
j)nuss  der  bürgerlichen  und  politischen  Rechte  sind 


«auf,  die  Jugend  zur  Ausübung  von  Künsten  und 
«Handwerken  und  überhaupt  zu  nützlichen  Gevver- 
^)ben  anzuhalten,  da  es  so  der  heiligen  Schrift  ge- 
o)mäss,  den  Sitten  zuträglich  und  dem  Vaterlande 
») nützlich  ist." 

Wenn  ich  an  diese  Gesetze  und  Autoritäten  die 
Erfahrungen  der  Geschichte  reihe,  wenn  ich 
^aran  erinnere  ,  wie  die  Israeliten  Palästina  zur 
Kornkammer  machten,  in  Ninive  den  Landbau  trie- 
ben ,  den  Parnass  bebauten ,  und  wie  überhaupt  im 
älteren  Mosaischen  Staate  mechanische  Arbeiten  be- 
günstigter ,  wie  der  Handel  waren  ,  so  wird  man 
jenen  gemäss  nicht  wähnen,  dass  die  Juden  nach 
ihren  politischen  oder  religiösen  Grundsätzen  von 
dem  ersten  aller  Rechte  dem:  «Kopf  und  Hände 
»nach  eigener  Wahl  zu  g  ebrauch  e  n'^  aus- 
geschlossen seyn,  und  diesen  gemäss  nicht,  dass 
die  gegen  Alle  gütige  Natur  gegen  sie  allein  stiefmüt- 
terlich gehandelt ,  und  sie  mit  geringeren  Anlagen 
und  minderen  Fähigkeiten  habe  geboren  werden 
lassen.  Man  wird  es ,  meine  ich ,  um  so  weniger , 
da  selbst  ihre  eifrigsten  Gegner  einen  gewissen  Scharf- 
sinn und  eine  grosse  Gewandtheit  in  allen  Lagen  des 
Lebens  an  ihnen  bemerken  wollen. 

Schon  die  simple  Erscheinung ,  nur  als  Thatsa- 
chc  betrachtet,  da  s  s  seit  Jahrhundert  die  Geschäfte 
des  Handwerkers  und  Akkerbauers  den  Israeliten  in 


so  vielen  Staaten  fremd  waren ,  führt  von  selbst  auf 
die  Ursache  ,  auf  d  as  an  der  e  Factum  ,  dass  sie 
daran  behindert  wurden  ,  auf  den  Beginn  und  die  Fort- 
dauer des  Drukkes,  welchen  sie  in  diesen  Beziehun- 
gen erlebten.  Das  Eine  erklärt  hier  das  Andere,  und 
man  bleibt  immer  in  den  Bahnen  logischer  Schlüsse,' 
wenn  man  die  Unfähigkeit  vieler  im  Handel  grau  ge» 
wordner  Israeliten  noch  im  Alter  ein  Handwerk  zu 
ergreifen ,    denen    zurechnet  ,    Avelche    in    jüngeren 
Jahren  von  jedem  anderen  Wege   des   Erwerbes 'sie 
ausschlössen  ,  und  wenn  man  die  allgemeinen  Schw  ie- 
rigkeiten  ihre  Söhne  von  Erwerbszweigen  abzulen- 
ken ,  welche  seit  vielen  Generationen  die  einzigen  den 
Vätern  offenstehenden  gewesen  waren,  in  allen  nach- 
theiligen   Folgen  auf  diejenigen  wälzt  ,    deren  Be- 
schränkungen jene  Einseitigkeit  schafften.  Wenn  seit 
einem  Jahrtausend  die  Israeliten  auf  den  Handel  be- 
schränkt waren ,  wenn  die  politische  Verfassung  in 
welcher  sie  lebten,  sie  zwang,  alles  nur  von  der  Seite 
des  Gewinns  und  Ertrages  anzusehen,  lag  es  .nicht 
in  der  Natur  der  Sache ,  dass   der  Geist  dieser  Be- 
schäftigung ganz  der  ihrige  ward  ,  und  durch  die  lan- 
ge Vererbung  bey  ihnen  an  Stärke  und  fehlerhafter 
Stimmung  des  Charakters  um  so  viel  mehr  zunahm  ? 
Man  kann   also  nicht  sagen ,  dass  die  Israeliten   zu 
mechanischen  Arbeiten  und  nützlichen  Gewerben  an 
sich  unfähig  sind  ,  denn  die  Geschichte*  bewährt  das 


Gcgentheil ,  und  schon  die  gesunde  Vernunft  lässt 
einen  solchen  Schluss  nicht  zu.  Man  kann  aber  auch 
nicht    sagen  ,    dass    die    Nichtausübung    Folge   des 
ISichtvvollens  sey ,    und  eine    Ungeneigtheit   bekun- 
de ,  denn  man  hat  den  Betrieb  gewehrt.  Man  kann 
sie  nicht  tadeln  ihre  Hände   nicht   gebraucht  zu  ha- 
ben ,  denn  man  hatte   ihre   Hände  gebunden.    End- 
lich man  darf  auch  hier  nicht  den  bisherigen  Zustand 
der  Juden  zum  Beweise  gebrauchen  wollen  ,  dass  sie 
in  jedem  andern  auf  gleiche  Weise  sich  äussern  wür- 
den ,  da  die  Verwerfiichkeit  dieses  Schlusses  nach  al- 
len psychologischen  Gesetzen  sich  darlegt.    So    we- 
nig man  Absprünge  von  der  menschlichen  ISatur  wäh- 
nen und  annehmen  darf,  dass  das  Geschenk  der  Ge- 
werbsfreyheit  von   Hunderttausenden  in   einem   und 
dem  nämlichen   Augenblikke   auf  eine  für  den  Staat 
gleich  wohlthätige  Weise  werde  benutzt  und   jene 
durch  Jahrhunderte   eingewurzelte  Einseitigkeit    im 
Nu  verschwinden  werde  ,  so  wenig  darf  man  auf  der 
andern  Seite  annehmen,  dass  eine  veränderte  politi- 
sche Verfassung  nicht  allgemach  eine  veränderte  Denk- 
art und  Handlungsweise  nach  sich  ziehen  sollte.  Den 
Kern  in  die  Erde  legend  darf  man   nicht  augenblik- 
lich  nach  gereiften  Früchten  sich   umsehn.  Ist  aber 
der  Boden  milde ,  und  sind  die  Strählen   der  A]les 
erwärmenden  Sonne  nicht  abgewandt,  so  wird  der 
keimende  Sprössling  bald  zum  Stamme  heran  wach- 


xen  ,  seine  Blüten  werden  gedeihen ,  seine  Früchte  rei- 
fen, und  seine  belaubten  Acsle  segensreichen  Schatten 
verbreiten.  So  die  Erscheinungen  der  physischen, 
50  die  der  moral  is che  n  Natur.  Beyde  sind  gleich. 
Es  bliebe  hiernach  nur  zu  erörtern  übrig,  in  wie 
>veit  die  Ceremonialgesetze  der  Israeliten,  nament- 
lich ihre  Gesetze  von  reinen  und  unreinen  Speisen; 
50  wie  die  Feyer  ihrer  Festtage  ihnen  selbst  Hinder- 
nisse darbieten ,  in  wie  weit  die  Grillen  der  Aem- 
ter  und  Zünfte  beseitigt  werden  könnten,  und  in 
wie  weit  die  Verschiedenheit  der  Religionsgrundsätze 
eine  Unfähigkeit  zu  gewissen  Bedienungen  und  Eh- 
renstellen nach  sich  ziehen  dürfte. 

.  Der  Jüdische  I^ehrling  sagt  man  zuvörderst ,  kann 
am  Tische  seines  Christlichen  Meisters  nicht  essen, 
nicht  alle  Tage  arbeiten,  der  Geselle  nicht  wandern. 
Der  Jüdische  Landwirth  kann  sein  Christliches  und 
Jüdisches  Gesinde  nicht  an  einem  Tische  speisen ,  sei- 
ne Viehzucht  ist  beschränkter ,  und  die  Zahl  und  Ver- 
schiedenheit der  Feyertäge  stört  seine  Wirthschaft.— 
Es  gilt  hier  die  allgemeine  Antwort ,  dass  dies  nicht 
Sache  des  Staates ,  sondern  nur  der  Israeliten  ist. 
llag  die  Sache  schwieriger  für  den  Jüdischen  Land- 
wirth seyn ,  es  darf  das  die  Regierung  nicht  küm- 
mern ,  die  desshalb  gleiche  Pflichten  von  ihm  wie  von 
dem  Christlichen  fordert.  Eben  so  mit  dem  Jüdischen 
Handwerker.  Mag  die  Metamorphose  gehen  wie  sie 


will,  wenn  nur  ein  guter  und  thätiger  Bürger  das 
Resultat  wird.  Nur  bleibe  dem  Israeliten  ohne  Zwang 
überlassen ,  wie  er  die  Rechte ,  die  der  Staat  ihm 
anbietet,  gebrauchen  ^yolIo.  Die  Beobachtung  der 
Ceremonialgesetze  hängt  mit  den  Pflichten  des  Staats- 
bürgers nicht  zusammen  ,  darf  also  für  die  Regierung 
kein  Gegenstand  der  Vorsorge  seyn.  ,,Die  Gesetze , 
bemerkt  der  unsterbliche  Mendelssohn  richtig,"  sol- 
len ,, überhaupt  keine  Rücksicht  auf  besondere  Mei- 
„nungen  nehmen.  Sie  sollen  ihren  Weg  unaufhalt- 
„sam  fortgehn  ,  und  das  vorschreiben  ,  was  dem  all- 
„gemeinen  Besten  zuträglich  ist.  Wer  zwischen  sei- 
„nen  besonderen  IMcinungcn  und  den  Gesetzen  eine 
,,Collission  findet,  rnag  zusehn,  wie  er  diese  hebe.*' 
Jeder  dürfe  also  da  sich  den  Weg  ebnen ,  wie  er  es 
zuträglich  findet,  und  wie  schon  oben  gesagt,  wer- 
den die  heiligen  Meinungen  allgemach  so  sich  mo- 
dificiren,  dass  sie  mit  dem  politischen  Wohl  und 
bürgerlichen  Verhältnissen  zusammen  stimmen  ,  Was 
bereits,  ist  aus  so  vielen  Jüdischen  Gesetzen  über  die 
Opfer,  Ehepacten,  Erbschaften,  über  R.cihigung  und 
Verunreinigung,  über  so  viele  Gebräuche  geworden, 
von  denen  das  Andenken  nur  in  der  Geschichte  noch 
sich  erhalten  hat?  Wie  viele  oder  wie  ^ve^ige  ver- 
heirathete  Israelilinnen  verbergen  noch  heute  ihr 
Haar?  Wie  viele  oder  wie  wenige  Jüdische  -Rauf- 
leute  versäumen  am  Sabbalh  die  Börse?  Ilaben  die 


Frey  willigen  Israelitischer  Abkunft  weniger  am  Sab- 
bath  gekämpft ,  und  mit  ihren  christlichen  Glaubens^ 
genossen  weniger    aus    einem  Napfe  gegessen ,  aus 
einem  Becher  getrunken?  Wende  man  nicht  ein  ,  dass 
dann  die  Juden  aufhören  eigentliche  Juden  zu  seyn. 
Mögen  sie  doch,  wenn  sie   nur  gute  Bürger  sind, 
und  in  der  Furcht  Gottes  wandeln.  Oder  wird  und 
kann  der  Staat  es  missbilligen ,  wenn  sie  dem  W  e- 
sen  ihres  Gesetzes  getreu,  demselben  nähe- 
re  Bestimmungen    hinzufügen ,    welche  ihre  jetzige 
Lage  und  neue  bürgerliche  Verhältnisse  nothwendig 
machen ,  alles  Uebrige   aber  beseitigen ,  was  diesem 
hinderlich  seyn  kann  ?  Doch  wohl  nicht.  Sie  bewäh- 
ren dann  nämlich  nur  practisch ,  was  auch  ihre  Ge- 
setze vorschreiben ,  diess  nämlich :  Dass  sie  das  von 
ihnen  bewohnte  Land  als  Vaterland  annehmen ,  und 
dass  sie  dessen  Gesetzen  und  Gebräuchensich  unter- 
werfen.   Unabhängig  davon ,    unabhängig  von  Vor- 
schriften ,  welche  auf  Ort ,  Zeiten  ,  Clima    und   an- 
dere Verhältnisse  berechnet  waren ,  unabhängig  da- 
von bleibt  ihre  Weise   den  Ewigen  anzubeten,  ihre 
eigentliche  und  wahre  Religion.  Und  wenn  in  allen 
Zeitaltern  die  religiöse  Aufklärung  mit  der  allgemei- 
nen fortschritt ,  wird  die  Religion  der  Juden   weni- 
ger sich  veredeln? 

Ueberhaupt  stellt  man  da ,  wo  von  der  Zulassung 
Jüdischer  Glaubensgenossen    zum   Bürgerrecht    die 


Rede  ist,  sich  die  aus  den  Ceremonialgesetzen  her- 
vorgehenden Schwierigkeiten  stärker  vor ,  wie  sie  doch 
wirklich  sich  antreffen.  Auch  die  Bekenner  der  ver- 
schiedenen christhchen  Reh'glonspartheyen  haben 
zum  Theil  verschiedene  Festtage,  und  in  den  Fasten- 
zeiten gelten  die  \  erböte  der  Fleischspeisen  für  die 
einen  ,  während  sie  die  anderen  nicht  verbinden. 
IVoch  mehr,  Quäker,  Herrnhuther  und  Memnoni- 
ten ,  sondern  in  manchen  äussern  Verhältnissen  in 
einer  scharf  bezeichneten,  sogar  in  bürgerliche  Gese- 
tze eingreifenden  Trennung  sich  von  ihren  Mitbrü- 
dern.  Und  doch  macht  sich  das  Alles  friedlich  und 
ruhig,  doch  giebt  der  Eine  hier,  der  Andere  danach, 
und  nirgends  leidet  der  Staat  darunter.  Bringe  man 
hier  von  beyden  Seiten  den  gleich  guten  Willen  mit , 
und  zuverlässig  wird  das  gleich  gute  Resultat  nicht 
entstehn.  Zünfte  und  Innungen  ,  wenigstens  lässt 
nach  dem  Beyspiel  so  vieler  Ivaufleute  in  Handels- 
staaten es  sich  vermuthen  ,  werden  allerdings  laut  da- 
gegen eifern.  Wie  aber  das  Wold  dieser,  so  komme, 
meine  ich  ,  auch  das  höhere  Wohl  des  Staates  in  An- 
schlag, gegen  dessen  unveräusserliche  Rechte  veral- 
tete Grillen  nicht  bestehen  mögen.  Schon  unter  der 
ehemaligen  Reichsverfassung  hatten  nach  demReichs- 
schluss  vom  Jahre  i-jZi  die  Stände  sich  nicht  nur 
die  Befugniss  nach  Befinden  besondere  Ordnunger; 
und  Einrichtungen  der  Handwerke  zu  machen,  sen* 


dern  sogar  das  Recht ,  die  Zünfte  ganz  a  b  z  u- 
s  c  h  a  f  f  e  n  ausdrücklich  voi  bchallen.  Es  ist  bekannt » 
dass  dieser  Gegenstand  schon  in  jener  Zeit  von  gar 
verschiedenen  Seiten  ängesehn  wurde ,  und  es  erge- 
ben die  Comitialacten  jenes  Jahres ,  dass  sich  meh 
rere  Stände  sehr  nachdrückhch  für  die  gänzliche  und 
allgemeine  Abschaffung  der  Zünfte  erklärt  hatten, 
die  sie  der  Industrie  und  Nahrung  derUnterthanen , 
wohl  mit  Recht,  für  gar  nachlheilig  hielten.  Wenn 
nun  in  keiner  Periode  der  deutschen  Geschichte  die 
Fürsten  und  Häupter  des  Reichs  dringender  und  be- 
stimmter aufgefordert  waren,  das  ilmen  coropetiren- 
de  Recht  der  höchsten  Aufsicht  zum  Wohl  und  zur 
Förderung  des  gemeinen  W  esens  kräftig  auszuüben  , 
wie  gerade  jetzt,  da  die  Regenerallon  des  deutschen 
Volkes  und  V^aterlandes ,  allein  von  der  iilnergie  sei- 
ner Regenten  und  Vorsteher  abhängt,  so  mag  es  in 
vorliegenden  Beziehungen  gewiss  an  der  Zeit  seyn , 
wenigstens  die  ausschliessenden  Grundsätze  der  Zünf- 
te und  Innungen  zu  modificircn,  zumahl  sie  also  wie 
sie  jetzt  bestehn  zuverlässig  kein  Gewerbe  vollkom- 
men gemacht ,  vielmehr  nur  zu  oft  gerade  das  Ge- 
geniheil  hervorgebracht,  und  von  höchst  gemein- 
schädlichen Folgen  sich  bewährt  haben.'  Es  ist  hier 
nicht  der  Ort  zu  zeigen,  dass  natürliche  Concurrenz 
meistens  die  Gränzen  besser  trifft,  als  es  der  Klug- 
hjeit  auch  der  aufmerksamsten  Regierung  möghch  is{ , 


und  alle  die  Gründe  darzulegen ,  wesslialb  auch  die 
Physiokraten  neuester  Zeit  gegen  Zunftverfassungen 
laut  sich  erklären.  Wenn  ich  einräumen  müsste ,  dass 
eine  plötzliche  und  mit  Greräusch  angekündigte  Auf- 
hebung derselben  manche  nachtheiiigen  Folgen  ge* 
waltsamer  Reformen  nach  sich  ziehen  würde ,  so  ge- 
staltete die  zu  lösende  Aufgabe  dahin  sich  ;  ,,zu  bewir- 
ken ,  dass  die  Ideen  des  Volkes  mit  den  Reformen 
der  Regierung  möglichst  gleichen  Schritt  halten  könn- 
ten" ,  und  man  wird  nicht  zweifeln  wollen ,  dass 
durch  eine  planmässige  Verbesserung,  durch  eine 
succcssive  Abschaffung  waltender  Missbräuche  durch 
eine  gleichsam  sich  selbst  bildende  Verwandlung 
allerdings  erreicht  \v'crden  könnte ,  dass  die  Zünfte 
allgemach  nicht  mehr  seyn  würden  ,  ohne  dass  man 
sie  vermisste.  Wenn  die  Zünfte  im  Jahre  1772  eifer- 
ten, als  der  damahligcReichsschluss  den  vom  Jahre, 
1701  in  manchen  Beziehungen  umgestaltete  ,  so  wer- 
den sie  es  allerdings  wohl  auch  Im  Jahre  i8i5,  wenn 
die  Verfügungen  von  1772  wiederum  ungebildet  wer- 
den. Es  ist  diess  aber  eine  Betrachtung ,  welche  den 
Staat  nicht  abhalten  darf,  seine  Oberaufsicht  und 
Leitung  der  Gewerbe  und  Nahrungswege  zeitgemäss 
zu  üben ,  und  es  ist  längst  bewährt ,  wie  fortschrei- 
tende Zeit  und  allgemach  sich  bildende  Gewohnheit , 
auch  hier  das  Ihrige  thun ,  umschneidende  Ekken 
abzuschleifen,  und  die    Stärke  einmal    augcgrifTener 


Vorurtheile  zu  schwachen.  Grossentheils  folgt  aus 
dem  oben  Gesagten  von  selbst  schon,  dass  wenn  man 
die  Israeliten  nicht  abhalten  will  ,  Kenntnisse,  die 
zum  Dienste  des  Staates  leiten,  sich  zu  erwerben, 
man  aucH  in  den  Fällen  ,  da  ihre  moralischen  Eigen- 
schaften und  Fähigkeiten  sie  dazu  qualificiren ,  sie  von 
der  Concurrenz  nicht  abhalten  darf  Wer  der  Wür- 
digste und  Fähigste ,  nicht  aber  davon  meine  ich , 
sey  die  Rede ,  unter  welcher  Zone  der  Urvater  gebo- 
ren ist.  Wer  der  Ehre  werth  ist,  das  Vaterland  im 
Kriege  zu  vertheidigen ,  darf  auch  von  dem  Vorzuge, 
ihm  im  Frieden  zu  dienen ,  nicht  ausgeschlossen  blei- 
ben. Freylich  werden  in  Ländern  in  welchen  eine 
der  drey  christlichen  Religionen  die  herrschende  ist, 
und  wo  die  Bekenner  der  beyden  andern  in  manchen 
untergeordneten  Beziehungen  stehn ,  auch  die  Be- 
kenner der  Mosaischen  Religion  nicht  ein  Mehreres 
wie  diesen  bewilligt  worden ,  in 'Anspruch  nehmen 
können  ,  freylich  endlich  werden  sie  von  Kirchlichen 
Aemtern  und  solchen  ,  nach  der  Natur  der  Sache 
ausgeschlossen  bleiben  ,  wo  Disparität  des  Cultus  ein- 
greift ,  des  übrigen  aber  wird  in  einer  Zeit ,  in  welcher 
blosse  Nachahmung  bisheriger  Vorgänge  nicht  ge- 
nügen kann  ,  und  wo  die  Erhaltung  des  Ganzen 
mehrere  Kraftäusserung  und  Uebung  richtigerer  Be- 
griffe fordert ,  es  selbst  zum  Interesse  des  Staates  ge- 
hören,   bis  dahin  gehemmten  Talenten  und  Kräften 


tieues  Leben  und  neue  Bahnen  des  edelsten   Ehrgei- 
zes zu  öffnen. 

Nach  den  bisherigen  Darstellungen  wird  es  um 
zu  beurtheilen ,  ob  die  obigen  Behauptungen  ohne 
Verletzung  des  Gemeinwohls  in  gegebenen  bürger- 
lichen Verhältnissen  der  Realisirungfähig  sind 
oder  nicht,  eben  so  nothwcndlg  als  interessant 
in  den  bereits  proclamirtenVerordnun- 
gen  weiser  Regenten  die  gewlchtvollsten  Autoritäten 
aufzusuchen ,  und  nach  den  E  r  f  a  h  r  u  n  g  e  n  neue- 
rer Zeiten  sich  umzusehen. 

Die  hochherzige  Gesinnung  der  erhabenen  R  ö- 
niglich  Preussischen  Regierung  in  Absicht 
Ihrer  Israelitischen  Unterthanen  geht  mit  höchster 
Klarheit  aus  dem  glorreichen  Edict  vom  ii.  März 
1812  hervor.  Reine  leere  Deklamation  verunstaltet 
dies  Monument  der  Fürstenweisheit  ,  aber  still- 
schweigend spricht  jeder  Paragraph  jene  Ueberzeu- 
gung  aus. 

»Die  in  unsern  Staaten  jetzt  wohnhaften  mit  Ge- 
«neral-  Privilegien,  Naturalisations-  Patenten,  Schutz- 
»briefen  und  Concessionen  versehenen  Juden  und 
»deren  Familien  sind  für  E  i  n  1  ä  n  d  e  r  und  P  r  e  u- 
»sische  Staatsbürger  zu  achten."  Heis  st  e3 
in  §.  1. 

'    »Die  für  Einländer  zu  achtenden  Juden" ,    - —  ver- 
fügt §.  7.  »sollen  sofern  diese  Verordnung  nichts  Ab- 
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„weichendes    enthält  ,     gleiche     bürgerliche 
,Pte  c  hl  e  und  F  r  e  y  h  e  i  t  e  n  mit    den    Chris- 
,,ten  gen  iessen". 

j)Sie  können  daher  academische  Lehr-  und  Schul- 
i)auch  Gemeinde -Aemter,  zu  welchen  sie  sich  ge- 
»schikt  gemacht  haben ,  verwalten."  (  §.  8.  ) 

j)Sie  können  Grundstükke  jeder  Art  gleich  den 
j)Chnstlichen  Einwohnern  erwerben,  auch  alle  er- 
j)laubten  Gewerbe  mit  Beobachtung  der  allgemeinen 
»gesetzlichen  Vorschriften  treiben."  (  §.  ii.  ) 

In  dem  Edicte  Sr.  Majestät  des  K  ön  i  g  s  von 
Bayern  d.  d.  lotenJunius  i8i3  ist  in  §.  i.  verfügt: 
j)Nur  diejenigen  Jüdischen  Glaubensgenossen  kön- 
«nen  die  in  diesem  Edicte  ausgesprochenen  bürger- 
»lichen  Rechte  und  Vorzüge  erwerben,  welche 
«das  Indigenat  in  Unsern  Staaten  auf 
,ges  e  tzliche  Wei  se   erhalten   haben." 

,, Die  Betreibung  aller  Manufacturen ,  Fabriken, 
,,Gewerbe  und  Handwerke",  heisst  es  in  §.  i8,  ,,sic 
„mögen  zünftig  oder  nicht  zünftig  seyn ,  (Brauerey- 
„en  ,  Schenk- und  Gastwirthschaften  ausgenommen) 
„ist  den  Juden,  in  so  ferne  ihrer  Ansässigmachung 
„nichts  im  Wege  stehet ,  wie  den  Christen  g  e- 
„stattet.  Die  zünftigen  Gewerbe  können  von  ihnen 
„nur  betrieben  werden,  wenn  sie  ordentlich- 
„ein  gezünfte  t  sind.  Es  sollen  aber  keine  Jü- 
,,di6chen  Zünfte  bestehen  ,  sondern  die  zu  Betreibung 


,,elnps  Gewerbes  oder   Randwerkes  hinlänglich  Be- 

,,fähigten  mit  Personalconcessionen  oder  auch  mit  er- 

„worbenenRealgerechtigkeiten  versehenenJuden  kön- 

,,nrn  sich  in  die  bestehenden  Zünfte  aufnehmen  lassen. 

,,D  ie  von  einem  Meisterin  die  Lehre  und 

„a  1  sG  esellenaufgedungenenJudensollen 

,,v  ondenZünften,  wie  Christliche  Lehr- 

,,jungen    und   Gesellen,  eingeschrieben, 

,,aufgedungen,  freygesprochen   und    mit 

„L  ehrb  riefen  V  e  rse  he  n  werden.  Den  Juden 

,,w*ird  erlaubt  eigne   Prämien  für  Christliche  Hand- 

„werksraeister,  welche  Jüdische  Rinder  aufnehmen, 

,, auszusetzen.    Es   versteht    sich,    dass  jeder 

,, J  u  d  e  ,   w  e  1  c  h  e  r  e  i  n  m  a  1  z  u  r  M  e  i  s  t  e  r  s  c  h  a  f  t 

„gelangt    ist  ,   selbst  wieder   Christliche 

,,undJ  üdischeLehr jungen  und  Gesellen 

„aufnehmen  und  halten  dürfe." 

,, Wenn  ihnen  gleich,  heisst  es  in  der  Ilerzogl. 
„Meklenburg-Schwerinschen  Gonstitu- 
,,tion  vom  22ten  Februar  1812  (§.  lo),  wenn 
„ihnen  gleich  in  der  Feyer  des  Sabbaths  undderBeo- 
„bachtung  sonstiger  Religionsgebräuche  nichts  vor- 
„geschrieben  seyn  soll ,  so  wird  doch  hiermit  allge- 
,imein  festgesetzt,  dass  Jüdische  Solda- 
„t  e  n  ,  Lehrlinge  o  d  e  r  G  e  s  e  1 1  e  n  b  e  y  C  h  r  1  s  t- 
,,1  i  c  h  e  n  M  e  i  s  t  e  r  n  ,  in  ö  f  f  e  n  1 1  i  c  h  e  n  Christ- 
„liehen    Aemtern    stehende    Juden    und 
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Überhaupt  alle  Juden,  die  mit  Christen 
,,in  Verbindung  treten,  ihre  damit  nicht 
„V erträglichen  Gebräuche  niemalszum 
,,Vorwande  sollen  nehmen  dürfen,  sich 
„ihren  übernommenen  V  erbi  ndlic/h  kei- 
,,ten.zu  entzieh  n,  dass  sie  sich  deren  %  ielmehr , 
„bey  Verlust  ihrer  durch  diese  Unsere  Landesherrli- 
„che  Anordnung  erhaltenen  Rechte ,  auch  den  Um- 
„ständen  nach  ,  anderer  angemessenen  Strafein  allen 
„Fällen  enthalten  sollen,  wo  selbige  ihren  Dienst - 
„oder  contractlichcn  Pflichten  im  Wege  sind." 

DasGrossh erzog  1.  Badisch eEdict  vom 
i3.  Januar  1809  ordnet  im  §.  17. ,, Diejenigen,  welche 
^,sich  nicht  zu  höheren  Studien  widmen  ,  und  eignen , 
,, müssen  gleich  den  Christenkindern ,  nach  vollen- 
„deten  Schuljahren  zu  irgend  einer  ordentlichen  Le- 
,,bens  -  und  Berufsart  im  Staat  im  Landbau  oder 
„in  G  e  w  e  r  b  e  n  a  1 1  e  r  Art,  n  a  c  h  d  e  n  d  a  f  ü  r 
„allgemein  bestehenden  Regeln  angezo- 
„gen  und  gebildet  werden.  Wo  Zünfte 
„oder  Meister  sich  u  n  t  e  r  s  t  e  h  n  würden, 
„h  i  e  r  i  n  Hindernisse  in  den  W  e  g  zu  1  e- 
„gen,  daist  die  Polizey-Obrigkeit  ver- 
,,a  n  t  \v  o  r  1 1  i  c  h ,  j  e  n  e  o  r  d  n  u  n  g  s  \v  i  d  r  i  g  e  n  A  n- 
„massungen  zu  erledigen." 

Gleiche  Bestimmungen   sind  in  Dännemark  und 
anderen  auswärtigen  Staaten  >  am  allgemeinsten  und 
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günsligstfin  fiir  die  Israeliten  in  den  Ni<*derlaa- 
den  ergangen.  Und  allenthalben  bestätigt  die  Erfah- 
rung, dass  bey  dem  ernstlichenBestreben  der  Regierung 
das  Gute  zu  befördern  ,  auch  die  wohlthätigen  Fol- 
gen davon  nicht  ausbleiben.  Besonders  herzerfreuend 
war  esinPreussen,  dieWirkungen  des  erst  vor  we- 
nig Jahren  erschienenen  Edicts  zu  beobachten.  Nicht 
so  bald  war  es  in  Kraft  gesetzt  ^  als  von  den  Israe- 
liten selbst,  Gesellschaften  gestiftet  wurden  ,  um 
Handwerker  unter  ihren  Glaribenscienossen  zu  bil- 
den.  Schon  sind  viele  Christliche  Werkstäten  aucK 
mit  Juden  besetzt,  sie  zeigen  sich  als  ruhige  friedli- 
che arbeitsame  Bürger,  und  ich  bin  berechtigt  zusa- 
gen ,  dass  noch  kein  Fall  eingetreten  ist ,  wo  die 
Städtischen  oder  Landbehörden  über  irgend  eine  aus 
der  Reform  erwachsene  Inconvenienz  missfäilig  sich 
geäussert  hätten,  welches  viel  sagen  will,  wenn  man 
die  bisherige  Lage  der  Juden  und  die  unter  vielen 
Christen  noch  herrschende  Stimmung  gegen  sie  er- 
wägt. Auch  in  Ansehung  der  Bedienungen  und  öf- 
fentlichen Aemter  haben  sie  schon  Fortschritte  ge- 
macht. Nicht  allein  sind  sie  zu  öffentlichen  Lehrern 
bey  der  Universität ,  sondern  mehrere  von  ihnen  sind 
auch  durch  eigene  Wahl  ihrer  Christli- 
chen Mitbürge  r  zu  Bezirksvorstehern,  Stadtver- 
ordneten und  Räthen  angestellt  worden.  Im  König- 
reichBöhmen,  wo  die  Israeliten  ohnerachtet  noch 


SO  manche  Rechte  ihnen  versagt  shid  ,  doch  einer  all- 
gemeinen Gewerbsfreyheit ,  wenn  freylich  immer  mit 
Modificationen  sich  erfreuen ,  gehen  sie  ihren  übri- 
gen Glaubensgenossen  in  den  Oesterreichischen  Staa- 
ten n.  i  t  einem  wahrhaft  ruh  m  würdigen 
Eey spiele  voran.  Akkerbau,  Manufactureu  und 
Handwerke  bilden  schon  ihre  vorzüglichste  Beschäf- 
tigung, und  es  ist  ausgemittelt ,  dass  mehr  wie 
ein  Drittheil  unter  ihnen  den  Hnndel  be- 
reits aufgegeben  hat.  Diese  Erfahrungssätze  aber, 
durch  welche  die  oben  abstrahirten  Vernunftschlüsse 
dringender  noch  als  richtig  bewährt  werden ,  müs- 
sen wie  ich  meine  dem  untersuchenden  wie 
dem  handelnden  Politiker  willkommen  seyn. 
Jenem  weil  sie  die  Besorgniss  entfernen ,  dass  was 
ihm  Vorurtheil  scheint ,  ^ ielleicht  eine  not h- 
wen  d ige  Schonung  lange  bestandener  Verfassun- 
gen sey,  diesem  weil  sie  für  den  erwünschten 
Erfolg  seiner  wohlthätigen  Bemühungen  mehr  und 
mehr  bürgen.  Nicht  länger  wird  man  sagen,  dass 
Verfügungen  vorgeschlagener  Art  u  na  n  w  c  n  d  b  a  r 
seyn,  denn  ich  habe  bewiesen ,  dass  weise  Re- 
gierungen wirklich  schon  sie  adoptirten.  Nicht  län- 
ger  wird  man  einwenden,  dass  kein  Erfolg  sie 
krönen  werde,  denn  auch  hier  habe  ich  das  Ge- 
gentheil  bewiesen.  Im  Namen  so  vieler  Hun- 
derttausende, im  Namen  der  Menschheit,  darf  ich 
den  Wunsch,  die  Hoffnung,  darf  ich  die  Zuversicht- 


liehe  lebendige  Erwartung  aussprechen  ,  und  verkün- 
den ,  dass  der  Sieg  der  Aufklärung  allgemein  wer- 
den ,  und  die  unsterblichen  Thaten  der  Zeit  um  so 
gewisser  krönen  möge,  je  grösser  die  Erwar- 
tungen sind,  zu  denen  ein  Zeitpunkt  be- 
rechtigt, in  welchem  mit  Kraft  dahin  ge- 
strebt werden  soll,  dass  Deutschland  der 
beneiden swerthe  Punkt  werde,  wo  Kraft 
und  Einheit,  Industrie  und  Aufklärung 
wohn  en.  Leget  die  Hand  an  das  grosse  Werk  Ihr 
die  Ihr  nicht  allein  berufen  ,  die  Ihr  auch  auserwählt 
seyd !  Mit  ihren  Kränzen  belohnt  Euch  die  Mensch- 
heit ,  und  aller  Zeitalter  Segnungen  ruhen  auf  Augen- 
blikken ,  denen  die  Wohlfarth  auch  der  künfti- 
gen Geschlechter  entkeimt. 

Auch  mit  denen  noch ,  aber  gilt  es  zu  rechten  , 
welche  nicht  sowohl  glauben ,  dass  veraltete  Ceremo- 
nialgesetze  der  Israeliten  ihren  näheren  Eintritt  ins 
innere  bürgerliche  Leben  hindern,  als  vielmehr  über- 
zeugen wollen ,  dass  ihre  Religionsmeinungen 
sie  vom  Genuss  bürgerlicher  Rechte  ausschliessen 
müssen ,  und  welche  aus  der  Praemissc  dass  jene  , 
unmoralische ,  schädliche ,  und  unverträgliche  Dog- 
men erfassen  ,  den  Nachsatz  ableiten,  dass  Men- 
schen ,  welche  zu  einem  solchen  Glauben  sich  be- 
kennen,  niemals  von  ächter  Menschenliebe  beseelte, 
niemals  gute  ,  niemals  treue  und  redliche  Bürger 
seyn  können. 


Im  Allgemeinen  darf  es  zuforderst  keinem  Zwei- 
fel nntervvorfen  seyn  ,  dass  es  kein  Recht  auf  Perso-r 
nen  und  Dinge   geben  darf,    welches  mit  Lehr^ 
Tiieinungen  zusammenhängt,  und  auf  denselben 
beruht,  kein  Recht,  welches  durch  Beystimmung  ge- 
wisser Sätze  in  Absichten  auf  ewige  Wahrheiten    e  r- 
langt,  oder  durch  Dissentirung  verloren  werden 
kann.  Sehr  gewiss  kann  aus  Meinungen,  welche  nicht 
geboten,  sondern  nur  durch  Vernunft  gründe 
erlangt  und  verbreitet ,  verändert  und  verdrängt  wer- 
den können,  einmodus  adquirendi,  eine  Befug- 
niss  gewisse  äussere  Güter  und  Vorzüge  zu  erlangen  , 
nicht  sich  ableiten.  Religion  an  sich  giebt  und  nimmt 
keinen  Anspruch  auf  irrdische  Güter,  kein  Rechtauf 
Genuss ,   Besitz  und  Eigenthum ,    und    jede  andere 
Macht  ist  ihr  fremd,  als  die,  durch  Gründe  zu  über- 
zeugen 5  und  durch  Ueberzeugung  glücklich  zu  ma- 
chen.  Recht,  die  Befugniss  etwas  zu  thun,  oder 
zu  lassen,  dass  sittliche  Vermögen  zu  handeln,  und 
Religionsm einung  bleiben  ewig  disparate  Din- 
ge ,  bey  denen  von  jenem  auf  diese  kein  Üebergang 
aufgefunden  werden  kann,  und  wo  sogar  durch  Ver- 
träge unter  den  Menschen  so  wenig  ein  Recht  er- 
schafTen  werden  kann,  davon   der  Grund  nicht  im 
Stande  der  Natur  anzutreffen  ist,  als  wenig  die  Kunst 
eine    willkührlichc  Bewegung    hervorzubringen    fä- 
h  i  g  ist,  wo  die  Natur  keine  Muskel  hinlegte.  Re- 


ligioTi  ist  desslialb  mehr  eine  Angelegenheit  des« 
Menschen  als  des  Bürgers ,  und  so  nolhwendig 
für  den  Staat  eeachtet  werden  muss,  dass  der  Bür- 
ger Religion  habe ,  so  unbekümniert  darf  es  ihn  las- 
sen nach  welchem  System  sein  Unterthan,  die  Gott- 
heit verehre.  Vorausgesetzt  nur  dass  die  R^eligion  nicht 
mit  der  Moral  in  Widerspruch  stehe  ,  und  um  so 
mehr  diess  vorausgesetzt  ,  da  wenn  man  gewisse 
transcendentaleGrundsätze  der  metaphysischen  Staats- 
kunst zu  unbedingt  zur  Regel  der  Gesetzgebung  an-r 
nimmt .  man  Gefahr  läuft  bey  jeder  Gelegenheit  noiU 
sich  selbst  in  Widerspruch  zu  kommen.  Allerdings 
hört  die  Freyheit  zu  denken,  da  auf,  wo  das 
Handeln  nach  diesen  oder  jenen  Grundsätzen  an- 
fängt, und  hier,  aber  auch  nur  hier  fcingtdieBefug- 
niss  der  bürgerlichen  Gesellschaft  an  ,  dann  nach 
Meinungen  und  G  run  dsätz  en  sich  umzuse- 
hen ,  wenn  diese  als  unmittelbare  Folge ,  Hand- 
lungen gebären,  die  mit  denn  Gemeinwohl  col- 
lidiren.  Denn  die  Rechte  der  einzelnen  Menschen 
hören  auf  Rechte  zu  seyn ,  sobald  sie  mit  den  Rech- 
ten der  ganzen  bürgerlichen  Gesellschaft  in  Collision 
kommen  ,  und  wer  jene  missbraucht ,  kann  nur  nach 
diesen  beurtheilt  werden.  Man  sieht,  dass  ich  hier 
zu  dem  zweytcnund  wichtigeren  Puncto  übergehe, — 
zu  der  Frage  ,  ob  die  Mosaische  Religion  an  sich  be- 
trachtet mit  dem  StaatswoM  vereinbar  sey,  oder  ob 


sie  Dogmen  proclamlrc ,  welche  die  Wohlfahrt  der 
übrigen  Mitglieder  der  bürgerlichen  Gesellschaft  in 
Gefahr  setzen?  Die  Puncte ,  auf  welche  es  hier  an- 
kommt ,  sind  so  vielfältig ,  und  zum  Theil  mit  so  er- 
bittertem Eifer  von  den  mannigfaltigen  Gegnern  be* 
handelt  worden ,  dass  der  Status  controversiae  bald 
sich  erglebt,  und  in  der  Frage  sich  ausspricht:  »ob 
die  Religion  der  Israeliten,  ihnen  Wucher,  Hass 
und  Betrug  gegen  fremde  Glaubensgenossen  ent- 
weder verstatte ,  oder  wohl  gar  zur  Pflicht  mache  ?" 

Es  sey  mir,  ehe  ich  hierüber  näher  mich  ver- 
breite, verstattet,  einen  Augenblik  an  den  Briefwech- 
sel Lavaters  mitMe  n  d  e  1  s  s  o  h  n  bey  Gelegenheit  der 
Bonn  etschen  Palingenesie  zu  erinnern. Man  weiss, 
dass  dieser  berühmte  Genfer  einen  evangelischen  Be- 
weiss der  Christlichen  Religion  geführt ,  dass  Lava- 
ter  diess  Werk  übersetzt,  es  dem  Jüdischen  Welt- 
weisen zugesandt,  und  in  der  Zueignung  öffentlich 
ihn  aufgefordert  hatte  ,  entweder  darauf  zu  antwor- 
ten, oder  zur  Christlichen  Religion  überzugehen.  Aus 
der  merkwürdigen  Antwort  des  Philosophen  hebe 
ich  nur  diese  Stelle  aus:  ,,Wenn  das  Resultat 
,,Tnei  nesmehrjährigenNachdenkens  zum 
..Nachtheile  meinerReligion  gewesenwä- 
..re,  so  würde  ich  es  der  Welt  durch  einen 
».authentischen  Act  bekannt  gemacht  h a- 
,,ben.  DieUeberzeugung  allein  konnte 
,,mich  an   so  ernsthafte,  und  doch  so  all- 


,,gemein  veraclitete  Grundsätze  ketten. 
,,W  ürde  es  von  meiner  Seite  nicht  eben  so 
,,fruclitlose  als  niedrige  Schwäche  gevv e- 
,,sen  seyn;  wenn  ich  derinn  er  n  Ueberzeu- 
„g  u  n  g  z  u  rn  Hohn  nicht  der  Wahrheit  die 
„E  h  r  e  gegeben  hätte?"  Ich  habe  diese  Worte 
hier  angeführt,  weil  man  von  einem  Manne,  welcher 
derSocratesder  Deutschen  zu  heissen  ver- 
diente ,  vorauszusetzen  berechtigt  ist ,  dass  er  eine , 
mit  den  einfachsten  Grundsätzen  der  Moral  im  schnur- 
geraden Widerspruch  stehende  Religion  am  wenig- 
sten dann  zu  der  scinigen  länger  gemacht  haben  wür- 
de, nachdem  er  zu  ihrer  ernstlicheren  Prü- 
f  u  n  g  sich  bestimmt  hatte.  Dem  denkenden  Forscher 
ist  es  ohnehin  klar,  däss  unsere  Christliche 
Sittenlehre  keine  andere  als  die  ältere 
Mosaische  ist. 

In  politischer  Hinsicht  hatte  Moses  die  Menschen 
in  vier  Classen  getheilt.  Zur  ersten  Classe  gehörte 
der  eigentliche  Israelit,  die  Kinder  des  Volks 
(Beneh-ammenuh) ;  zur  zweyten  der  Kolonist, 
welcher  für  immer  im  Lande  wohnte  ,  sich  den  Po- 
lizeygesetzen,  wozu  auch  die  Enthaltung  vom  Göz- 
zendienst  gehörte  unterwarf,  aber  nicht  den  reli- 
giösen Ceremonialgesetzen  (Toschob) ,  zur  dritten 
der  Reisende,  dessen  Aufenthalt  im  Lande  nur 
unter  eben  den  angeführten  Bedingungen  geduldet 
wurde  (Gerr).  Alle  diese  drey  Classen  wurden  unter 


dein  Namen  Bl'uder  (Achlcha)  begriiTen,  und  ih- 
nen wurde  die  vierte  Classe  ,  des  Fremden  (Na- 
chri)  entgegengesetzt.  Da  dieser  sich  Iieinem,  weder 
dem  Poiizey  -  noch  dem  rehgiösen  Gesetz  unter- 
warf, so  wurde  er  als  ausser  dem  Gesetz  erklärt.  Es 
gab  auch  Fälle,  wo  der  Israelit  zu  dieser  Strafe ver- 
urtheilt  wurde ,  wie  wenn  er  z.  B.  irgend  ein  Ge- 
setz verlezte ,  das  unmittelbar  auf  die  ganze  Staats- 
verfassung Einfluss  hatte.  Er  wurde  alsdann  dem 
Volke  V  c  r  f r  e  m  d  e  l  (Korath)  ein  hebräischer  Aus- 
druk ,  der  sowohl  bey  dieser  Strafe,  als  bey  Ehe- 
scheidungen vorkommt,  wo  der  Mann  seiner  Frau 
einen  Yerfremdungsbrief  (Zepher  Rerithot)  gab. 

Dieses  vorangeschikt,  lauten  die  drey  Verse,  wel- 
che das  Gesetz  über  den  W  u  c  h  e  r  enthalten,  fol- 
gender Massen:  (Exob  XXII.  24..)  Wenn  du  Silbei* 
meinem  Volke   leihest,  den  Armen  bey  dir  ...  so 
sollst  du  keinen  Pv  a  b  a  t  nehmen  ;  (Neschech)  heisst 
wörtlich    ein   Abbisß,  Abzug,    vorausbezalte  Zinsen 
(Lev.  XXV.  33.  36.  3;.)  Wenn  dein  Bruder  ver- 
armt .  .  sowohl  der  Reisende   als  der  R o  1  o  n  i-s  t 
so  unterstütze  ihn,  auf  dass    er  mit  dir  leben  könne. 
Du   darfst  von  ihm  weder  Rabat  (Neschech)  noch 
Aufgeld  (Zins ,    Terblth  Mehrgeld)  nehmen  ;    wenn 
du  Gott  fürchtest,   so   lassest  du  deinen   Bruder  ne- 
ben dir  leben.  Dein  Silber  darist  du  nicht  mit  Ra- 
bat ,  und  deine  Vlctuallen  nicht  mit  Mehrgeld  weg- 
geben. Endlich  (Deuter  20.  21.)  du  sollst  nicht  vom 


Bruder  raballrcn ,  einen  Rabat  an  Silber  oder  Vic- 
tualien-,  vom  Fremden  (Nachri)  kannst  du  rabati- 
ren,  vom  Bruder  darfst  du  nicht  rabatiren  u.  s.  w. 
Hieraus  folgt  deutlich,  dass  Moses  durctiaus  alle  Ge- 
schäfte gegen  Zins  oder  Disconto  verbot ,  und  kei- 
nen Unterschied  machte  ,  ob  das  Geld  zur  Ausgabe , 
oder  zu  Geschäften  gebraucht  ward.  Nur  gegen-den 
Fremden  erlaubte  er  das  Disconto  ,  aber  auch 
nicht  einmal  den  Zins,  und  am  wenigsten 
konnte  ihm  eingefallen  seyn,  dass  man  die  blosse  Er- 
laubnlss  je  mit  einem  Gebot  verwechseln  k(5nnte, 
weil  er  alsdann  in  d(un  Fluch,  wo  es  heisst:  (Deu- 
teY  XXYIII.  34..)  ,,Du  wirst  toll  seyn,"  hätte  be- 
furchten müssen ,  dass  man  aus  ähnlichen  Sprach- 
gründen,  verstehen  würde:  du  sollst  toll  sevn ! 
Aus  dieser  von  L  a  z  a  r  u  s  B  e  n  d  a  v  1  d  begründeten 
Darstellung  der  wahren  Lehre  Mosis  über  das  Lei- 
hen auf  Zinsen,  folgt  dass  sie  mit  den  Grundsätzen 
der  Moral  übereinstimmen ,  und  es  kann  leicht  ge- 
zeigt werden ,  dass  ein  dem  härtesten  Drukke ,  der 
tiefsten  Herabwürdigung  und  einer  traurigen  bürgerli- 
chen politischen  Lage  in  späteren  Zeiten  entstammter 
Missb  rauch  nicht  als  eine  Wi  rk  u  n  g  religio- 
s  erDogmen  betrachtet  werden  dürfe.  Gleich  an- 
fangs muss  man  darüber  erstaunen,  den  so  oft  gegen 
die  Israeliten  wiederholten  Vorwurf;  ,,dass  sie  sich  auf 
ihre  Religion  stützen  ,  um  Wucher  zu  treiben ,"  von 
Bekennern  einer  andern  Religion  zu  hören ,  welche. 


auf  die  Göttlichkeit  der  OfTenbarung  Mosis  gegrün- 
det ist.  Ward  den  Israeliten  ihr  Gesetz  von  Gott,  so 
müsste  ja  die ,  Gottheit  Verbrechen  befohlen  ,    oder 

gut  geheissen  haben  ?  Die  Entscheidungen  des  San- 
hedrin  haben  sich  über  diesen  Gegenstand  mit  vie- 
ler Klarheit  verbreitet,  dargelegt,  dass  der  Zweck 
des  göttlichen  Gesetzes  indem  es  den  Hebräern  un- 
tersagte, sich  unter  einander  Geld  auf  Zinsen 
zu  leihen,  dahin  gieng ,  die  Bande  der  brüderlichen 
Liebe  enger  zu  knüpfen,  auseinandergesetzt,  dass  das 
göttliche  Gesetz  jedoch  den  rechtmässigen  Zins  nach 
den  verschiedenen  Anwendungen  die  vom  Gelde  ge- 
macht werden,verboten  oder  erlaubt  habe,  bewiesen, 
dass  die  Befugniss  vom  Fremden  Zins  zunehmen,  nur 
aufein  em  natürlichen  Grundsatz  derRe- 
ciprocität  gegründet  sey,  und  das  Resultat  zwi- 
schen Israeliten  in  Art.  8.  dahin  ausgesprochen  : 
,,Das  Sanhedrin  statuirt  allen  Israeliten  als  reli- 
,,giöse  Pflicht  von  ihren  Glaubensgenossen  keinen 
,,Zins  zu  nehmen ,  so  oft  es  darauf  ankömmt ,  einen 
;, Familienvater  inNoth  mit  einem  dienstwilligen  Dar- 
,,lehn  zu  unterstützen.  Statuirt  annoch  ,  dass  der 
., rechtmässige  Vortheil  des  Leihens  zwischen 
,, Glaubensgenossen  ,  nach  der  Religion ,  nur  in  dem 
,,Fall  von  Handelsspeculationen ,  die  dem  Darleiher 
,, Gefahr  bringen  können ,  oder  wo  der  Gewinn  mit 
,,der   Gefahr  in  Verhältniss  steht,    nach  dem  vom 


,, Staate  festgesetzten  ZInsfuss  erlaubt  sey."  —  Zwi- 
schen Israelit  und  N  i  c  h  t  i  s  r  a  e  1  i  t  in  Art.  9. 

,,Das  Sanhedrin  befiehlt  allen  Israeliten  als  Glau- 
,,benslehre  in  Ansehung  des  Leihens  keinen  Unter- 
„schied  zwischen  ihren  Mitbürgern  und  Glaubens- 
„genossen  zu  machen.  Erklärt  annoch,  dass  wer  dle- 
,,se  Verordnung  übertritt ,  eine  religiöse  Pflicht  ^  er- 
,, letzen ,  und  offenbar  gegen  das  Gesetz  Gottes  sün- 
,,digen  würde.  Erklärt  endlich  dass  aller  Wucher 
,,ohne  Ausnahme  verboten  sey,  nicht  allein  von  Ile- 
,,bräer  zu  Hebräer,  und  von  Hebräer  zu  Mitbürger 
,,von  einem  andern  Glauben  ,  sondern  mit  Fremden 
,,von  allen  Nationen ,  dieses  Gewerbe  als  eine  Unge- 
,,rechtigkeit  betrachtend ,  welche  ein  Gräuel  in  den 
,, Augen  des  Herrn  ist." 

Aus  diesen  wie  allen  vorbemerkten  Entscheidun- 
gen des  Sanhedrin ,  ergiebt  sich  nur  dringender  die 
allgemeine  Wahrheit,  dass  eine  Religion,  welche 
dem  unmittelbaren  göttlichen  Einflüsse  zugeschrieben 
wird  ,  nicht  den  Geist  des  Hasses  athmen ,  nicht 
den  Betrug  gegen  Mitmenschen  billigen  könne.  Auch 
diejenigen ,  welche  bey  ihren  Untersuchungen  nicht 
von  dem  Grundsatze  göttlichen  Ursprungs  ausgehen, 
erkennen  doch  nichts  desto  weniger  die  reinsten 
Grundsätze  der  Sittlichkeit,  Gerechtigkeit  und  Ord- 
nung darinn.  Wenn  der  König  Salomo  nach  vollen- 
detem Tempelbau    auch   den    Ausländer   ir»  da$ 


Einweihuugsgebet    einschloss  ( i  Buch    der  Könige 
Cap.  8  V.  4i.)  und  flehte  :   »Wenn  auch  ein  F  r  e  m- 
»der,  der  niclft  deines  Volkes  Israel  ist,  kommt  aus 
»fernem  Lande  um  deines  Nahmens  willen ,  dass  er 
»bete   vor  diesem  Hause,    so  wollest  du   hören  im 
»Himmel,  im  Sitz  deiner  Wohnung  und  thuen  Alles 
»darum  der  Fremde  dich  anruft,  auf  das  alle  Völ- 
»ker  der  Erden  Deinen  Nahmen  erkennen ,  dass  sie 
»auch  dich  fürchten  wie  dein  Volk  Israel." — predi- 
gen   dann    diese   erhabenen    Worte   Ausschlies- 
sung?   Wenn  Moses    befahl  (3.  B.    M.   Cap.   19.) 
»Wenn  ein  Fremdling  bey  dir  in  deinem  Lande 
»wohnen  wird,  den  sollt  ihr  nicht  schinden.  Er  soll 
»beyEuchwohnenwieeinEinheimischer 
»unter  Euch ,  und  sollt  ihn  lieben ,  als  dich  selbst , 
»denn  ihr  seyd  auch  Fremdlinge  gewesen  in  Egyp- 
»tenland ,"  muss  nicht  dem  Unbefangenen  von  selbst 
daraus  folgen ,  dass  ,  wenn  die  Religion  dem  Israeli- 
ten befiehlt ,  Fremde,  welche  sich  in  seinem  Lan- 
de ansiedeln,  mit  Milde  und  Achtung  zu  behandeln  , 
sie  um  so  mehr  diese  Gefühle  ihm  gegen  Nationen 
zur  Pflicht  machen  muss ,  welche  in  ihrem  Schoosse 
ihn  aufnehmen,  ihm  gestatten  dem  Ewigen  nach  sei- 
nem   Cultus    zu   dienen?     Je    unumstösslicher  aber 
diese  Folgerungen  mir  scheinen ,  je  weniger  glaube 
ich  über  die  so  oft  und  vielfach  behandelte  Materie 
von  der  Unglaubwürdigkeit  ihres  Eides ,  in  wie  weit 


»Sie  aus  ihren  religiösen  Grundsäzzen  abgeleitet 
werden  soll ,  hiernach  mich  verbreiten ,  und  wie- 
derholen zu  müssen,  was  ich  in  einem  andern  kleinen 
Werke  erst  kürzlich  über  diesen  Gegenstand  gesagt 
habe.  Unverbindlichkeit ,  wirklicher  vor  oder  ausser 
Gericht  zum  Vortheil  oder  Schaden ,  Anderer  abge- 
legter Eide  förmlich  erklären  —  dies  wäre  eine  Un- 
gereimtheit, bey  welcher  keine  menschliche  Gesell- 
schaft bestehen  könnte ,  die  selbst  das  Gefühl  derer, 
denen  eine  so  grässliche  Freyheit  ertheilt  seyn  sollte, 
empören  müsste.  Eine  Ungerechtigkeit  also ,  welche 
man  ohne  die  unumstösslichsten  nirgends  gelieferten 
Beweise  am  wenigsten  einem  Volke  zutrauen  kann, 
welches  an  Gelübde  gewohnt  war,  und  dessen  Ge- 
sezze  Gefühl  für  Recht  und  Billigkeit  proclamirten. 
Eine  Ungereimtheit  endlich,  welche  nur  durch  aben- 
iheuerliche  Ideen  von  dem  CoUniddre  am  Versöh- 
nungstage im  Umlauf  gesezt  werden  konnte ,  ohne 
vor  den  Augen  unbefangener  Forscher  auch  nur  das 
mindeste  Gevvicht  jemals  erlangt  zu  haben. 

Es  Ist  hier  um  desswillen  an  seinem  Orte  über 
die  bisherige  Lage  der  Israeliten  in  so  vielen  Staaten 
ein  Wort  zu  sagen,  well  man,  wenn  man  über  die 
moralische  Wirkung  jener  Ordnung  der  Dinge  nach- 
denkt, leicht  den  traurigen  Zusammenhang  findet. 
Schon  seit  mehreren  Jahrhunderten  hat  man  in  der 
Geschichte  der  Israeliten  nichts  als  eine  ununterbro- 
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chene  Kette  von  Verweisungen,  Einziehungen  desVer- 
mögens,  Niedermetzlungen^  Gewalt thUtigkeiten  und 
Herabwürdigungen  gefunden.  Von  einer  fortlaufenden 
Reihe  schmerzlicher  Gemälde  wird  das  Auge  ermy.- 
det,  woman  die  Schwachen  der  Bedriikkung  Mächtige- 
rer unterliegen,  und  selbst  die  schwersten  Greuel  der 
Tyranney  gegen  Menschen  verübt  sah ,  welche  mehr 
unterworfen  als  unterthan  waren.  Lag  es  hier  nicht  in 
der  Natur  der  Sache,  dass  je  grösser  dieser.  Druk,  je 
grösser  diese  Absonderung  vvar,  um  so  enger  die 
Bande  der  Verfolgten  unter  sich  selbst  sich  knüpf- 
ten ?  Dass  diess  Zusammenhalten ,  aus  einer  zahlrei- 
chenMenschenclasse  gewissermassen  eine  einzige  Fa- 
milie bildete  ?  Lag  es  nicht  in  der  Natur  der  Sache , 
.dass  der  Verfolgte  an  Gesetze,  die  ihm  kaum  das 
Daseyn  gestatteten,  nur  dann  sich  gebunden  glaubte, 
wenn  er  nicht  ungestraft  sie  übertreten  würde?  War 
es  auffallend,  wenn  er  die  Beweise  des  Hasses  mit  den 
Empfindungen  des  Hasses  vergalt?  Wollte  man  Tu- 
genden von  ihm  erwarten  ,  wenn  man  erklärte  ,  dass 
er  als  Aussatz  der  menschlichen  Gesellschaft  keiner 
Tugenden  fähig  sey  ?  Endlich  also :  wenn  unter  den 
verfolgten ,  gedrüktcn  zu  Feinden  der  bürgerlichen 
Gesellschaft  gebildeten  Menschen,  sittlich  verderbte» 
dem  Wucher  und  Betrüge  ergebene  Individuen  ange- 
troffen wurden  ,  konnte  man  sagen  ,  dass  sie  Betrü- 
ger waren ,  weil  ihre  Religion  es  zu  s  e  y  n  er- 


iaubte,  oder  musste  man  einräumen,  dass  dies® 
Verderbtheit  eine  gewissermassen  nolhvvendlge  Fol- 
ge ihrer  driikkenden  Verfassung  sey ,  dass  die  Tu- 
gend wankt,  wenn  Gefühl  für  Ehre  erstikt  wird , 
und  dass  jede  andere  Menschengattung  in  dieselbe 
Lage  versetzt  ,  derselben  Vergehungen'  sich  auch 
schuldisf  machen  würde?  Es  ist  hier  nicht  zu  ver- 
gessen ,  dass  in  dem  Zustande  der  Zerstreuung,  in 
welchem  die  Israeliten  seit  so  vielen  Jahrhunder- 
ten lebten  ,  sie  kein  Haupt  ihrer  Religion ,  keinen 
besondern  Yorgesetzten ,  keinen  Wächter  ihres  Ge- 

« 

sezzes,  keinen  Aufseher  über  ihre  geistliche  Hierar- 
chie hatten ,  dass  man  sie  in  Hinsicht  der  Reli- 
gion und  Erziehung,  dieser  vorzüglichen 
W irkungs mittel  der  Veredlung  des  Men- 
schengeschlechts auf  eine  auffallende  Weise 
sich  selbst  überliess,  und  dass  besonders  in  den  Län- 
dern ,  wo  der  politische  Druk  zentnerschwer  auf  ih- 
nen lastete,  bey  dem  mehr  und  mehr  sich  entwick- 
lendem  Lichtstof  der  Kirche,  kein  Strahl  in  die 
Synagoge  fallen  konnte.  War  es  auch  in  dieser 
Beziehung  auffallend,  wenn  fmstere  und  ungebil- 
dete Rabbinen  die  an  sich  reine  Religion  durch 
menschliche  Zusätze  verunstalteten,  durch  giftigen 
Hauch  des  Aberglaubens  sie  beflekten  ,  und  ihren 
Geist  einengten ?  W ar  es  auffallend  wenn  ein  un- 
gebildeter Haufe,  dem  jeder  Fortschritt  der  Gultur 
:  E  a 


gewehrt  wurde,  finstre  Rabbinische  Auslegungen  des- 
Te,xtes,  mit  diesem  vermengte,  und  um  so  mehi* 
zu  den  seinigen  machte,  als  alle  äussern  Antriebe 
seiner  gedrükten  und  ungliiklichen  Lage  sich  verei- 
nigten, diese  Illusion  zu  befördern?  Doch  wohl  nicht. 
Was  ich  hier  sage  leitet  auf  ein  grosses  Bedürfniss , 
auf  das  grösste ,  auf  die  Noth  wendigkeit  der 
Bestimmung  des  Kirchlichen  Zustandes 
und  der  Verbesserung  des  Unterrichts 
der  Israeliten!  Könnten  diese  Worte  mit  gold- 
nen  Buchstaben  gedrukt  werden!  So  wie  die  Reli- 
gion das  Fundament  jeder  Menschengesellschaft ,  so. 
ist  sie  auch  der  Schlusstein  des  Gebäudes !  Wollen 
die  Regierungen  dahin  streben  —  und  wie  möchten 
sie  nicht  wollen?  —  gelingt  es  ihnen  —  und  warum 
sollte  es  ihnen  nicht  gelingen  ?  —  Kenntnissvolle 
und  rechtschaffne  Männer  des  Jüdischen  Glaubens- 
bekenntnisses um  sich  z^  versammeln ,  und  diese  an 
die  Spitze  der  Gemeinden  und  Erziehungsanstalten 
zu  stellen ,  Männer  die  im  eigentlichsten  Sinne  Kern 
von  Schale  in  der  Religion  zu  unterscheiden  wis- 
sen ,  —  o  wie  könnten  die  herrlichen ,  bcglükkenden 
Früchte  ausbleiben?  Sage  man  nicht,  dass  die  Israe- 
liten zurükbleiben ,  und  diesen  Bestrebungen  nicht 
die  Hand  bieten  werden.  Schon  leuchtet  als  eine 
Zierde  deutscher  Erziehungsanstalten  das  Jüdische 
Philantropin  zu  Frankfurt  am  Mayn!  Di« 


Jüdische  Haupt- und  Freyschule  zu  Dessau,  so 
wie  diejenige  zu  Seesen,  dieSamsonsche  Frey- 
schule zu  Wolfen  büttel,  die  Jüdische  neue 
Lehranstalt  zu  Berlin,  die  Jüdische  Freyschule  zu 
Breslau  schliessen  mit  mehreren  ,  zu  gleichem  er- 
habenem Zvvekke  sich  ihm  an.  Achtung  ,  Ruhm  und 
Dank  jenen  Edlen  ,  welche  wie  ein  I  s  r  a  e  1  J  a  c  o  b- 
s  o  n  kein  Opfer  der  Glücksgüter  und  Anstrengun- 
gen scheuen ,  wo  es  die  Beförderung  der  Aufklärung 
tmd  Cultur  so  vieler,  und  so  lange  herabgewürdig- 
ter Menschen  gilt !  Aus  den  Saaten  ,  welche  sie  streuen 
und  pflegen ,  keimt  eine  für  alle  Zeitalter  segens- 
reiche Erndte! 

Haben,  indem  ich  mich  hier  resumire,  die  obi- 
gen Darstellungen  das  Resultat  begründet,  wie  bey 
gleichen  bürgerlichen  Rechten  die  Israeliten  fä- 
hig und  geneigt  sind ,  gleiche  bürgerliche  Pflich- 
ten zu  erfüllen,  habe  ich  die  Ursachen  jenes  lästigen 
und  für  alle  Theile  schädlichen  noch  in  so  vielen 
Staaten  waltenden  Zustandes  entschleyert ,  und  die 
Mittel  ihn  zu  heben  nicht  allein  aus  untrüglichen 
Vernunftschlüssen,  sondern  auch  aus  zweifellosen 
Erfahrungssätzen  und  Thatsachen  abstrahirt  ,  so 
dürfte  ich  zu  der  glüklichen  Hoffnung  vielleicht  mich 
berechtigt  glauben ,  dass  die  Stimme  der  Wahrheit 
in  einzelnen  Ländern ,  Provinzen  und  freyen  Stadien 
nicht  länger  ungehört  verhallen ,  und  dass  man  nicht 


allein  aus  höhern  Rüksichten  der  Menschheit ,  son- 
dern auch  vermöge  des  zunächst  liegenden  Interesse 
des  Gemeinwohls ,  thätig  wirken  werde ,  um  mit 
der  so  ungerechten  als  unpolitischen  Behandlung  is- 
raelitischer Unterlhanen ,  auch  deren  schädliche  Fol- 
gen verschwinden  zu  lassen,  ^^'erde  aber  im  Allge- 
meinen auch  anerkannt,  dass  in  allen  Staaten  dies* 
Pflicht  sey ,  dass  in  allen  Staaten,  mehr  odermin- 
der zwar ,  doch  gewiss  nachtheilig  es  sich  bewäh- 
ren müssen,  eine  Menge  gedrükter  und  an  das  Land 
durch  kein  Band  gefesselter  Unterthanen  zu  haben , 
welche  die  nachtheiligen  Folgen  eines  empfundenen 
Drukes  auf  dessen  Urheber  zurükwälzen,  werde  auch 
anerkannt ,  dass  in  allen  Staaten  wohlthätig  wirken 
müsse  ,  bis  dahin  zurükgesetzten  Unterthanen  Staats- 
achtung zu  beweisen ,  und  die  Zahl  der  brauchbaren 
Mitglieder  zu  vermehren,  werde  auch  anerkannt, 
dass  Rüksichten  dieser  Art  kein  Localhinder- 
niss  obstiren  könne  oder  dürfe,  —  wird  man 
es  dennoch  für  möglich  halten,  den  zu  erreichen- 
den Zweck  in  ganz  Deutschland  durch  eine 
allenthalben  conforme  Massregel  zu  erför- 
dern ?  Und  ist  ohne  die  Möglichkeit  einer  solchen 
conformen  Massregel  wiederum  die  Aufstellung  de* 
von  mir  gewünschten  allgemein  zu  etabll- 
renden  Principes  denkbar?  Zugegeben,  sagt 
man  vielleicht ,  dass  die  Staaten  ihre  Jüdischen  Ün~ 


terthanen  bislier  mit  Unrecht  gedriikt  haben ,  zuge- 
geben dass  grössere  Verschuldung  auf  ihrer  Seite  ist. 
Aber  das  dadurch  veranlasste  Uebel  besteht  nun  ein- 
mal. Es  äussert  sich  hier  stärker,  dort  schwächer. 
Rann  also  die  Massregel  welche  es  heilen  soll ,  allent- 
halben gleich  seyn?  Wird  die  verschiedene  Civili- 
sation  der  Israeliten  in  den  verschiedenen  Ländern , 
nicht  auch  verschiedene  Bedürfnisse  desshalb  noth- 
vvendlg  machen  ? 

Wenn  ich  zu  einer  entgegenstehenden  Meinung 
nichts  desto  weniger  mich  bekenne,  so  hoffe  ich 
beweisen  zu  können,  dass  sie  nur  scheinbar 
paradox  sey. 

Es  darf  zuvörderst  die  Bemerkung  nicht  unter- 
drükt  werden,  dass  alle  MissgrifTe,  welche  gegen 
die  Menschenrechte  der  Israeliten  sowohl,  als  ge- 
gen den  eigenen  wahren  Vorthell  der  Staaten  ge- 
schehen ,  insonders  auch  daraufberuhten ,  dass  man 
die  Juden  nach  gewissen  theoretischen  selbst  ausge- 
hekten  Princlpen  beurtheilte  und  behandelte ,  Prin- 
cipe welche  sowohl  aller  Religion  als  aller  Geschich- 
te entgegen  waren  ,und  vrelche  mit  der 
Wurzel  ausgerottet  werden  müssen. 
Wenn  diess  sofort  geschieht,  und  wenn  sofort 
anerkannt  wird ,  dass  denBekennern  des  Mosaischen 
Glaubens  ,  gleich  den  Mitgliedern  der  übrigen  reliö- 
sen  Gesellschaften    freye  Aeusserung  und  vollkom- 


wiener  Genitss  aller  bürgerlichen  Rechte  zustehe , 
mithin  auch  werden  solle,  so  ist  dies  im  Grunde 
nichts  mehr  und  nichts  weniger  als  ein  Akt  der  re- 
vidirenden  Gerechtigkeit.  So  v/enig  der  unschuldig 
Eingesperrte ,  von  seinem  den  Irrthum  spät  erken- 
nendem Richter ,  länger  im  Kerker  um  desswillen  de- 
tinirt  werden  darf,  w^eil  er  nun  erst  an  den  Ge- 
brauch der  Freyheit  gewöhnt,  und  aus  seinem  Ge- 
müth  erst  die  nachtheiligen  Folgen  der  getragenen 
Sclavenkette  verwischt  werden  müssen,  so  wenig 
darf  es  hier  geschehen.  Hatte  die  Haft  ihn  wirklich 
verwildert ,  so  mag  das  Directorium  der  Polizey  ihn 
im  Auge  behalten,  seine  Freyheit  hemmen  oder  be- 
schränken ,  wäre  ein  neuer  Gräuel.  Es  bliebe  sogar 
die  Pflicht  des  Staates  alle  Hindernisse  seines  Fort- 
kommens auf  die  nur  möglichste  Weise  zu  be- 
seitigen. 

Es  mag  Leute  geben,  die  das  Gleichniss  nicht 
angemessen  fmden.  Treten  wir  also  der  Sache  selbst 
näher ,  und  nehmen  diejenige  Provinz  Deutschlands 
in  welcher  die  dort  gebornen  oder  domicilirten  Is- 
raeliten ,  Kraft  des  bisher  empfundenen  Drukkes  , 
unter  allen  ihren  Deutschen  Glaubensgenossen  auf 
der  niedrigsten  Stufe  moralischer  und  intellectueller- 
Gultur  stehen.  IN^ehmen  wir  zugleich  an ,  dass  dieser 
Druk  von  ihnen  genommen  werde,  und  ihre 
Gleichstellung   mit    der  im  Lande  min-^ 


dest  begünstigten  Religion  spart  hey  er^ 
folge.  Es  wird  also  nur  eine  Veränderung  in  ih- 
rem bürgerlichen  Zustande  hervorgebracht  ^  oder 
mit  ändern  Worten,  es  wird  bewirkt,  dass  Men- 
schen, welche  im  Lande  geboren  waren ,  oder  doch 
das  Recht  erlangt  hatten,  im  Lande  zu  wohnen, 
welche  da  waren,  da  sind,  da  bleiben 
werden,  und  welche  alle  wesentlichen  Pflich- 
ten der  übrigen  Bürger  schon  langst  hatten  erfüllen 
müssen ,  nun  auch  deren  Rechte  erlangen  sollen. 
Die  Frage  ist  ,  »ob  wenn  dies  unbedingt 
j)Und  mit  einemmale  geschieht,  —  zu 
3)besorgen  stehe ,  dass  sie  die  gewonnenen  Befug- 
«nisse  auf  eine  ihrem  eigenen  Culturstandc  hinderli- 
»che,  oder  ihren  Mitbürgern  schädliche  Weise  miss- 
3)brauchen  können  ,  und  muthmasslich  werden  ,  oder 
»nicht?"  Eine  andere  Rüksicht  kann  es  nach  meiner 
Einsicht  nicht  geben  ,  da  hier  nicht  mehr  von  der 
Frage ,  ob  die  Gleichstellung  an  sich  recht  oder  un- 
recht sey ,  die  Rede  seyn  soll ,  sondern  nur  davon : 
ob  und  in  welchen  Beziehungen  ctAva  Stufenwei- 
se dabey  gegangen  werden  müsse ,  um  dann  das, 
was  als  Resultat,  in  einer  Provinz  erkannt  würde  , 
in  welcher  wir  den  Culturzustand  der  Israeliten  am 
niedrigsten  in  Deutschland  annehmen,  um  so 
gewisser  auf  alle  andern  anwenden  zu  können ,  un- 
ter denen  doch  mehrere  seyn  werden  ,  in  welchen 
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cVic  Anhänger  des  Mosaischen  Gultus  einer  höherf^n 
liildung  sich  erfreuen. 

Um  dies  practisch  würdigen  zu  können,  mtiss 
nothwendig  untersucht  werden,  welcher  Natur  die 
zu  verleihenden  Rechte  sind  ,  um  bestimmen  zu 
können ,  in  wie  weit  ein  Missbrauch  besorghch 
bleibe ,  und  die  Fähigkeit  ihres  Genusses  erst  vor- 
bereitet werden  müsse.  Welche  Befugnisse  also  sind 
GS  wesentlich  ,  die  dem  neuen  Bürger ,  der  an  die 
Stelle  des  geduldeten  Einwohners  tritt,  gewonnen 
werden?  Doch  nur  freye  Wahl  und  Ausübung  jedes 
den  übrigen  Bürgern  gestatteten  Gewerbes ,  Fähig- 
keit Grundstükke  zu  erwerben.  Exspectanz  zu  Be- 
dienungen von  denen  die  Disparität  des  Cultus  ihn 
nicht  ausschliesst ,  und  etwa  noch  Theilnahme  an 
öffentlichen  Anstalten. 

Ich  bekenne  nicht  abzusehen  ,  welcher  schädliche 
Missbrauch  hier  eine  unmittelbare  Folge  der 
Verleihung  werden ,  und  welcher  befähigenden  suc- 
cessiven  Vorbereitung  es  dazu  bedürfen  könnte,  vor- 
ausgesetzt, dass  der  Jude  nicht  mehr  und  nicht  we- 
niger soll  erhalten  dürfen  ,  wie  b  e  y  s  o  n  s  t  glei- 
chen Verhältnissen  der  Christ,  und  voraus- 
gesetzt, dass  gegen  beyde  gleich  unbefangen  und 
eingreifend  Justiz  wie  Polizey  gehandhabt  werde. 
Nur  erlaubte  Gewerbe  darf  der  Christ  treiben , 
nur  erlaubte  also  der  Jude.    In  Uebertretungsfäl- 


len  richtet  beyde  das  Gesetz,  dem  der  Richter  Ein- 
gang und  Nachdruck  zu  verschaffen  wissen  wird. 
Soll  der  Christ  einen  ehrlichen  Nahrungszweig  nach- 
weisen,  Zeugnisse  des  Wohlverhaltens  seiner  vori- 
gen Obrigkeiten  einliefern ,  vielleicht  gar  ein  gewis- 
ses Vermögen  documentiren  ?  Auch  der  Jude  wird 
es  müssen.  Concurrenz  bey  Acquisition  von  Grund- 
stükken  ?  Sie  vermag  nur  deren  Werth  zu  erhöhen. 
Möglichkeit  zu  gewissen  Bedienungen  und  Aemtern 
zu  gelangen  ?  Ich  meine  sie  eröffnen ,  heisst  einen 
Antrieb  ihrer  fähig  zu  werden  geben,  nicht  aber 
aussprechen ,  dass  auch  ein  unfähiger  sie  gewinnen 
solle.  Theilnahme  an  öffentlichen  Anstalten  ?  Sie 
wird  durch  Beytragspflichtigkeit  bedingt.  Mit  einem 
Worte  also  :  hält  man  nur  fest  daran  ,  dass  gleiches 
Recht,  gleiche  Pflicht  bedinge,  gleiches  Recht  nicht 
erworben  und  erhalten  werden  könne  ,  ohne  gleichem 
Erforderniss  zu  genügen,  gleicher Uebertretung  glei- 
che Strafe  folge,  so  bleibt  kein  Nachtheil  übrig, 
welchen  Justiz  und  Polizeycollegien  nicht  zu  bekäm- 
pfen vermöchten.  Sechzig  tausend  Israeliten  ohne 
Unterschied  gewannen  in  allen  Provinzen  Hol- 
lands an  einem  Tage  das  Bürgerrecht ,  und  nach 
einer  zwanzigjährigen  Erfahrung  wurde  bey  verschie- 
denen Regierungswechseln  nicht  einmal  daran  ge- 
dacht ihre  Gleichstellung  zu  beschränken.  Fünf- 
zig tausend   Israeliten   auf   dem    platten    Lande, 


den  Städten  und  der  Hauptstadt  Böhmens  wurd» 
die  Geweibsfreyheit  verstattet ,  und  es  ist  aktenkun-o- 
idig ,  dass  schon  vor  Ablauf  eines  halben  Menschen- 
ahers  ein  Drittheil  dieserAnzahl  vom  Han- 
del abgevvandt,  sich  zu  Professionen  und  M^nufactu- 
ren  bestimmt  hat.  Bedarf  es  der  Erfahrungen  Frank- 
reichs, Englands,  Russlands »  Amerika's  noch  zu  er- 
Avähnen  ?  Treffender  aber  meine  ich  den  kürzern  Weg 
durch  Beyspiele  zu  gehen ,  wenn  ich  auch  hier  auf 
Preussen  mit  allen  seinen  Provinzen ,  Herrschaf- 
ten ,  Dörfern ,  Flekken ,  Städten  und  Hauptstädten 
mich  beziehe.  Sehr  verschieden  war  und  ist  wohl  die 
Culturder  Israeliten  in  der  Hauptstadt  Berlin  ,  und  den 
Dörfern  der  Mark  Brandenburg,  in  Breslau  und  auf 
dem  platten  Lande  in  Schlesien  ,  in  Königsberg , 
Stettin,  Frankfurt  an  der  Oder,  und  den  Flekken 
rnid  Dörfern  von  Ost-  und  Westpreussen  ,  Pom- 
mern ,  u.  s.  w.  Während  in  den  Haupt-  und 
Handelsstädten  der  [Jüdische  Einwohner  durch 
die  mannigfaltigen  gesellschaftlichen  Beziehungen  , 
in  welche  er  mehr  und  mehr  gerieth  ,  durch  die 
überhand  nehmende  Geselligkeit  u.  s.  w.  eine  hö- 
here Stufe  der  Bildung  erreicht  hatte,  standen  seine 
Glaubensgenossen  in  den  kleineren  Städten,  und 
wiederum  deren  Brüder  auf  dem  platten  Lande  weit 
hinter  ihm  zurük.  Mochte  im  Jahr  1788  für  die  ein- 
heimischen nicht  für  die  fremden  Israeliten  der  Leib- 
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zoll  aufgehoben  seyn,  doch  bestand  noch  lange  nach- 
her die  solidarische  Verbindlichkeit ,  scharf  hatten 
härtere  Abgaben  und  Einschränkungen  mancher  Art 
die  Gränzlinie  gezogen,  und  wenn  zwar  allgemein 
eine  Trennung  der  Gemüther  waltete ,  so  äusserte 
sie  sich  doch  stärker  hier,  schwächer  da.  Gleich- 
wohl griff  das  Edict  vom  ii.  März  1812  mit  starker 
und  wohlthätiger  Hand ,  durch  eine  einzige  al-( 
lenthalben  conform  angewandte  Maass- 
regel für  die  Gesammtstaaten  durch,  und 
gleichwohl  hat  allenthalben  die  erspriessliche  Folge 
sich  bewährt.  Auf  dem  platten  Lande  wie  in  den 
Städten  durfte  fortan  der  Israelit  Grundeigenthuni 
erwerben.  Auf  dem  Lande  wie  in  den  Städten  war 
jedes  Gewerbe  fortan  ihm  vergönnt.  Auf  dem  Lande 
wie  in  den  Städten  war  jeder  Weg  zum  Erwerb , 
ÄumFleisse,  zuAemtern  und  Bedienungen  ihm  eröff- 
net. Kein  Unterschied  länger  war  in  den  Handels- 
städten zwischen  Christlichem  und  Jüdischem  Ivauf- 
und  Gewerbsmann ,  kein  Unterschied  auf  dem  Lan- 
de, zwischen  Jüdischem  und  Christlichem  Akkerbauer. 
Eine  Verordnung  also  für  die  Gesammtstaaten! 
Eine  Anwendung  allenthalben!  Das  Resultat  mei- 
ne ich ,  giebt  sich  von  selbst.  Das  platte  Land  Han- 
novers verhält  sich  in  dieser  Beziehung  zur  Haupt- 
stadt Würtembergs  wie  das  Schlesische  Dorf  zu  Ber- 
lin, das  Hessische  Städtchen,   zu  Kauiburg,  wie  dt-i 


Pommersche  Marktflekken  zu  Stettin,  Königsberg  oder 
Frankfurt  am  Oderfluss.  Nur  um  so  dringender  aber 
li^ge  ich  Gewicht  auf  meine  obige  Behauptung.  Nur 
um  so  dringender,  je  gewisser  man  sich  überzeugen 
darf,  dass  ohne  gänzhcheNiederreissung  der  Scheide- 
wand im  bürgerlichen  VerhäUniss,  ohne  gänzliche  Auf- 
hebung kränkender  Vorrechte,  ohne  völlige  Anerken- 
nung des  Grundsatzes,  dass  gleiche  Pflichten 
auch  mit  gleichen  Rechten  gepaart  seyn 
müssen,  keine  segensreichen  Folgen  der  Umbildung 
möglich  werden.  Immer  vergesse  man  nicht,  dass  ich 
zunächst  von  oinge  hörnen  oderdomici  lirten 
tiinwohnern  rede,  immer  vergesse  man  nicht, 
dass  Fremde  nur  in  soweit  das  Bürgerrecht  er- 
werben können ,  als  sie  den  vom  Staat  vorgeschrie- 
benen Erfordernissen  genügen ,  immer  endlich  ver- 
gesse man  nicht,  dass  ein  durchgängiges  Gleichge- 
wicht der  IsraelitischenUnterthanenrechte  in  Deutsch- 
land auch  auf  die  politischen  Beziehungen  nur  wün- 
schenswerthen  Einfluss  haben  ,  und  die  aus  der  Un- 
gleichförmigkeit  ihres  Zustandes  für  manche  Staaten 
entstehenden  oder  drohenden  Inconvenienzen  heben 
yvird. 

Nur  ein  flüchtiger  Blik  am  Schlüsse  dieser  Blät- 
ter ,  noch  auf  so  manche  Deutsche  Staaten  in  denen 
nach  den  politischen  Ereignissen  der  letzten  Quin- 
quiennien  jetzt  für  die  Israeliten  weniger  die  Frage 


Aon  Begünstigungen,  als  vom  Enlziehen  des 
Genusses,  und  von  Vernichtung  erlangter  und  er- 
worbener Rechte  ist.  Frankfurt  am  Mayn,  wo 
die  Jüdischen  Glaubensgenossen  das  Bürgerrecht  von 
einem  damals  legitimen  Souveraine  auf  onerosem 
Wege  erworben,  und  durch  die  bedeutendsten  Fort- 
schritte  in  der  Cultur  und  bürgerlichen  Perfectibili^ 
tat  sich  dessen  würdig  gezeigt  hatten?  ich  getraue 
miir  zu  behaupten  ,  dass  man  alle  Principe  des  Staats- 
Völker-  und  Menschenrechts  umstossen,  oder  ihnen 
Gerechtigkeit  widerfahren  lassen  muss.  Hamburg, 
wo  die  Regierung  öffentlich  einzeugt,  dass  ihre  durch 
drei  Jahre  bestandene  Gleichstellung  sich  in  den  er- 
freulichsten Folgen  bewährt  habe?  Lübck,  Bre- 
men, Hannover,  Hildes  heim,  He^ssen, 
Braunschweig;  —  Staaten  in  welchen  sie  durch 
eine  Reihe  von  Jahren  schon  ihren  Christlichen  Mit- 
bürgern gleich  gestellt  waren,  und  jetzt  zumTheil 
einem  herabwürdigendem  Zustande  wiedergegeben 
werden  sollen ?  ich  suche  die  staatsrechtlichen 
Gründe  nicht  auf ,  welche  das  Wort  ihnen  reden 
könnten,  und  welche  zu  entwikkeln  ich  mich  getrauen 
dürfte.  Nur  dabey  will  ich  stehn  bleiben  :  wenn  wo 
nur  in  jenen  Staaten  das  Volk  zu  den  Waffen  griff, 
um  den  Banner  des  Vaterlandes  sich  sammelte,  und 
für  das  allgemeine  deutsche  Wohl  keine  An- 
strengungen  scheute,   da  auch  die  Jüdischen  Glaa- 
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bensgenossen  von  den  freywilligen  Schaaren  nicht 
zurückblieben ,  und  mit  entschlossener  Treue  ,  Gut 
und  Blut  5  gleich  allen  übrigen  Staatsbürgern  opfer- 
ten ,  kann  man ,  darf  man  diese  Thatsache  über- 
sehn? Müsste  es  der  Menschlichkeit  nicht,  und  der 
Gerechtigkeit  fremd  scheinen,  wenn  man  annehmen 
wollte  und  könnte  ,  dass  es  nur  so  lange  ein  Vater- 
land für  sie  gegeben  haben  solle,  als  dieses  Vater- 
land Opfer  begehrte  ?  Dass  ihrer  Anstrengungen  Ziel 
im  eigentlichsten  Verstände  nur  das  geworden  seyn 
solle ,  ein  Joch  der  Unterdrükkung  und  Abhängig- 
keit zu  erkämpfen  ,  welches  selbst  da ,  wo  der  Fran- 
zösische Adler  sich  aufgepflanzt  hatte ,  von  ihrem 
Kakken  genommen  war?  Dass  unter  den  Millionen 
glüklicher  geretteter  Menschen,  neben  den  Jubel- 
hymnen dieser  ,  nur  ihre  Seufzer  gehört  werden 
sollten? 

Deutsche  Regenten  und  Staatsmänner  dieser 
grossen  und  merkwürdigen  Zeit !  Die  Augen  der 
Zeitwelt  begleiten  Euere  Schritte  ,  und  die  Nach- 
welt wird  richten. 


Ich  lasse  hier  die  auf  dem  Titel  angekündigten  Ak* 
lenstükke  selbst,  Landesherrliche  Verordnungen  neue- 
rer Zeit  über  diesen  Gegenstand  folgen.  Lassen  einige 
<iersclben ,  ra  a  nc  he  Wünsche  noch  übris:,  so 


wird  der  zweyte  Schritt  nicht  fehlen ,  nachdem  der 
erste  so  rahinwürdig  geschehn  war.  Darinn  und  in 
dem  wesentlichsten  Punkte  treffen  alle  überein:  dass 
die  Israe-litischen  Unterthanen  der  Staaten ,  für  Lan- 
deskinder zu  achten  ,  und  alle  erlaubten  Wege  des 
Gewerbs  ihnen  zu  öffnen  sind. 

Von  den  Edicten  die  ausserhalb  Deutschland 
erschienen   sind,  habe   ich   nur  das  Niederländische 
und  Dänische  angefügt,  die  übrigen  zum  Theil  sehr 
bekannten  aber ,  namentlich  das  Raiserl.  Russische 
Ukas  vom  9.  Februar  i8o5  ,  das  Französiche  Edict 
u.  s.  w.  dem  zweyten  Hefte  vorbehalten,  welches  auch 
manche  Deutsche  Verordnungen,  namentlich  die  An- 
halt  Bernburgische  ,  Sachsen  Meiningische ,  Anhalt 
Köthensche,  Hildburghausensche,  Waldeksche,u.s.  w. 
nachtragen  wird.    In  Betreff  des  Rönigl.  Dänischen 
Edicts  vom  29.  März  i8i4.  bleibt  zu  bemerken  übrig, 
dass  schon  König  Christian  IV.  und  dessen  Nachfolger 
ihren  Israelitischen  Unterthanen  den  Bürgerbrief  er- 
theilt  hatten ,  dass  diese  bis  zu  Ende  der  Regierung 
König  Friedrichs  IV.  ansehnliche  Bedienungen  be- 
kleideten ,  und  dass  nur ,  auffallend  genug ,  sie  von 
Handwerken   ausgeschlossen  waren ,     zu  denen  die 
jetzige  Verordnung  sie  admittirt. 


Aktenstükke. 


Königl.  Preussisch^s  Edict ,    die    bürgerlichen  Verhältnisse 
der  Juden  betrefiFend  ,  vom  ii.  März  i8i2. 

Herzogl.  Meklenburg'Schwerinisches  Edict ,  eben  dieselben 
betreffend,  vom  u2,  Febr.    1812, 

GrossherzogL  Badisches  Eüct ,  eben  dieselben  betreffend, 
vom   i3.  Januar   1809. 

Königl.  Bayrisches  Edict,    eben  dieselben  betreffend,  vom 
10.  Juuius  i8i3. 

Königl     Dänisches  JEdict,    eben  dieselben  betreffend,    vom 

9.9-  März  181 4 
Betreffender    Auszug     aus     der    neuesten    JViederländischen 

Constitution,   nebst   dem  Decrete   vom    2.  Sept     1796 

über  die  Gleichstellung   der  Juden    mit   allen   übrigen 

Batavischeu  Bürgern, 
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Königlich  Preussisches  Edict^  die  bürgerli- 
chen Verhältnisse  der  Jaden  in  denn 
Preicssischen  Staate  betreffend. 


Wir  Friedrich  Wilhelm,  von  Gottes  Gna- 
den König  von  Preussen  etc. 
haben  beschlossen,  den  JüdischenGlaubensgenossenin 
Unserer  Monarchie  eine  neue,  der  allgemeinen  Wohl- 
fahrt angemessene  Verfassung  zu  ertheilen,  erklären 
alle  bisherige ,  durch  das  gegenwärtige  Edict  nicht 
bestätigte  Gesetze  und  Vorschriften  für  die  Juden 
für  aufgehoben  und  verordnen  ,  wie  folget : 

§.  I.  Die  in  Unsern  Staaten  jetzt  wohnhaften, 
mit  General  -  Privilegien  ,  Naturalisations -Patenten  , 
Schutzbriefen  und  Konzessionen  versehenen  Juden 
und  deren  Familien  sind  für  E  i  n  1  ä  n  d  e  r  und  P  r  e  u  s- 
sische  Staatsbürger  zu  achten. 

§.  2.  Die  Fortdauer  dieser  ihnen  beygelegten  Ei- 
genschaft als  Einländer  und  Staatsbürger  wird  aber 
nur  unter  der  Verpflichtung  gestattet: 


dass  sie  fest  bestimmte  Familien-Namen  führen, 
und 

dass  sie  nicht  nm'  bey  Führung  ihrer  Handels- 
bücher, sondern  auch  bey  Abfassung  ihrer  Vor- 
träge und  rechtlichen  Willens-Erklarungen   der 
Deutschen  oder  einer  andern  lebenden  Sprache  ^ 
und   bey  ihren  JVamens  -  Unterschriften  keiner 
andern,  als  Deutscher  oder  Lateinischer  Schrift- 
züge sich  bedienen  sollen. 
§.  3.    Binnen  sechs  Monaten  ,  von  dem  Tage  der 
Publikation  dieses  Edicts  an  gerechnet,  muss  ein  je- 
der  geschützte    oder    konzessionirte    Jude    vor    der 
Obrigkeit  seines  Wohnorts  sich  erklären ,   welchen 
Familiennamen  er  beständig  führen  will.  Mit  diesem 
Namen  ist  er,  sowohl  in  öffentlichen  Verhandlungen 
und  Ausfertigungen ,  als  im  gemeinen  Leben ,  gleich 
einem  jeden  andern  Staatsbürger  zu  benennen. 

§.  4-  Nach  erfolgter  Erklärung  und  Bestimmung 
seines  Familien- Namens  erhält  ein  Jeder  von  der 
Regierung  der  Provinz  ,  in  welcher  er  seinen  Wohn- 
sitz hat ,  ein  Zeugniss  ,  dass  er  ein  Einländer  und 
Staatsbürger  sey ,  welches  Zeugniss  für  ihn  und  seine 
Nachkommen  künftig  statt  des  Schutzbriefes  dient. 

§.  5.  Nähere  Anweisungen  zu  dem  Verfahren  <ler 
Polizeybehörden  und  Regierungen  wegen  der  Be- 
stimmung der  Familiennamen  ,  der  öffentlichen  Be- 
kanntmachung derselben  durch  die  Amtsblätter  und 


der  Aufnahme  und  Fortführung  derHauptverzeichnis- 
se  aller  in  der  Provinz  vorhandenen  Jüdischen  Fami- 
lien bleiben  einer  besondern  Instruktion  vorbehalten. 

§.  6.  Diejenigen  Juden ,  welche  den  Vorschrif- 
ten §.  2.  und  3.  zuwider  handeln,  sollen  als  fremde 
Juden  angesehen  und  behandelt  werden. 

§.  7.  Die  für  Einländer  zu  achtenden  Juden  hin- 
gegen sollen  ,  in  so  ferne  diese  Verordnung  nichts 
Abweichendes  enthält  ,  gleiche  bürgerliche 
Rechte  und  Freiheiten  mit  den  Christen 
geniessen. 

§.  8.  Sie  können  daher  akademische  Lehr-  und 
Schul-  auch  Gemeinde -Aemter,  zu  welchen  sie  sich 
geschikt  gemacht  haben,  verwalten. 

§.  g.  In  wie  fern  die  Juden  zu  andern  öffentli- 
chen Bedienungen  und  Staatsämtern  zugelassen  wer- 
den können,  behalten  Wir  Uns  vor,  in  der  Folge 
der  Zeit  gesetzlich  zu  bestimmen. 

§.  10.  Es  stehet  ihnen  frey,  in  Städten  sowohl, 
als  auf  dem  platten  Lande  sich  niederzulassen. 

§.  II.  Sie  können  Grundstükke  jeder  Art,  gleich 
d^n  Christlichen  Einwohnern  erwerben ,  auch  alle 
erlaubten  Gewerbe  mit  Beobachtung  der  allgemeinen 
gesetzlichen  Vorschriften  treiben. 

§.12.  Zu  der  aus  dem  Staatsbürgerrechte  flies- 
senden  Gewerbefreyheit  gehöret  auch  der  Handel. 

§.    i3.  Den  auf  dem  platten  Lande  wohnenden 


Juden  und  ihren  Angehörigen  steht  nur  frei ,  den^ 
jenigen  Handel  zu  treiben,  der  den  übrigen  Bc^-voh- 
•nern  desselben  gestattet  ist. 

§.  14..  Mit  besondern  Abgaben  dürfen 
die  einländischen Juden,  als  solche  nicht 
beschwert  werden. 

§.  i5.  Sie  sind  aber  gehalten,  alle  den  Christen 
gegen  den  Staat  und  die  Gemeinde  ihres  Wohnorts 
obliegenden  bürgerlichen  Pflichten  zu  erfüllen;  und 
mit  Ausnahme  der  Stol  -  Gebühren  ,  gleiche  Lasten, 
wie  andere  Staatsbürger  zu  tragen. 

§.  16.  Der  Militär- Conscription  oder  Kanton- 
pflichtigkeit ,  und  den  damit  in  Verbindung  stehen- 
den besondern  gesetzlichen  Vorschriften  sind  die  ein- 
ländischen Juden  gleichfalls  unterworfen.  Die  Art 
und  Weise  der  Anwendung  dieser  Verpflichtung  auf 
sie,  wird  durch  die  Verordnung  wegen  der  Militär- 
Conscription  näher  bestimmt  werden. 

§.  17.  Ehebündnisse  können  einländische  Juden 
unter  sich  schliessen ,  ohne  hiezu  einer  besondern 
Genehmigung  oder  der  Losung  eines  Trauscheins  zu 
bedürfen ,  in  so  fern  nicht  nach  allgemeinen  Vor- 
schriften die  von  Andern  abhängige  Einwilligung 
oder  Erlaubniss  zur  Ehe  überhaupt  erforderlich  ist. 
.  §.  18.  Eben  dieses  findet  statt,  wenn  ein  einlän- 
discher  Jude  eine  ausländische  Jüdinn  heirathet. 

§.  19.  Durch  die  Heirath  mit  einer  einländischen 


Jüdinn  erlangt  aber  kein  fremder  Jude  das  Recht,  in 
hiesigen  Staaten  sich  niederzulassen. 

§.  20.  Die  privatrechtlichen  Verhältnisse  der  Ju- 
den sind  nach  ebendenselben  Gesetzen  zu  beurthei- 
len,  welche  andern  Preussischen  Staatsbürgern  zur 
Richtschnur  dienen. 

§.  21.  Ausnahmen  finden  bey  solchen  Handlun- 
gen und  Geschäften  statt,  welche  wegen  der  Ver- 
schiedenheit der  Religionsbegriffe  und  des  Kultus  an 
besondere  gesetzliche  Bestimmungen  und  Formen 
nothwendig  gebunden  sind.  ' 

§.  22.  Eey  den  Eidesleistungen  der  Juden  sind 
daher  die  Vorschriften  der  allgemeinen  Gerichts- 
Ordnung  Th.  I.  Tit.  IG.  §.  317  —  35i  noch  ferner 
zu  beobachten. 

§.  28.  Auch  muss  es  bey  der  Festsetzung  der 
Allg.Gen.Ord.  Th.  I.  Tit.  10.  §.352  und  der  Krim. 
Ord.  §.  335  Nro.  7  und  §.  357  Nro.  8,  dass  kein  Ju- 
de in  den  benannten  Kriminalfällen  zur  Ablegung  ei- 
nes eidlichen  Zeugnisses  gezwungen  werden  darf,  so 
wie  bey  den  daselbst  bestimmten  Wirkungen  eines 
freywillig  geleisteten  Zeugeneides,  künftig  verbleiben. 

§.  24.  In  Ansehung  der  Präsentation  der  Wech- 
sel am  Sabbath  ,  oder  an  Jüdischen  Festtagen  behal- 
ten die  §§.  98g.  990  des  Allge.  Landrechts  Th.  2. 
Tit.  8.  ihre  fortdauernde  Gültigkeit. 

§.  25.  An  die  Stelle  der,  nach  dem  Allg.  Land- 


rechte  Th.  2.  Tit.  i.  §.  i36  zu  einer  vollgültigen  Ehe 
erforderlichen  Trauung,  tritt  bey  den  Ehen  der  Ju^ 
den  die  Zusammenkunft  unter  dem  Trauhimmel 
und  das  feyerliche  Anstekken  des  Ringes ;  und  dem 
im  §.  i38  verordneten  x4ufgebote  ist  die  Bekannt- 
machung in  der  Synagoge  gleich  zu  achten. 

§.  26.  Auf  die  Trennung  einer  vollzogenen  gül- 
tigen Ehe  kann  jeder  Theil  aus  den  in  dem  Allg. 
Landrechte  Th.  2.  Tit.  i.  §.  669 —  718  festgesetz- 
ten Ursachen  antragen. 

§.  27.  Zur  Begründung  der  bürgerlichen  Wirkun- 
gen einer  gänzlichen  Ehescheidung  unter  den  Juden 
ist  das  Erkenntniss  des  gehörigen  Richters  hinrei- 
chend und  die  Ausfertigung  eines  Scheidbriefes  nicht 
nothvvendig. 

§.  28.  Da ,  nach  den  allgemeinen'  Rechtsgrund- 
sätzen ,  neue  Gesetze  auf  vergangene  Fälle  nicht  ge- 
zogen werden  können  ,  so  sind  die  Streitigkeiten  über* 
Handlungen ,  Begebenheiten  und  Gegenstände ,  wel- 
che das  bürgerliche  Privatrecht  der  Juden  betreffen  , 
und  sich  vor  der  Publication  der  gegenwärtigen  Ver- 
ordnung ereignet  haben,  nach  den  Gesetzen  zu 
beurtheilen,  die  bis  zur  Publikation  dieses  Edikts 
verbindend  waren ,  wenn  nicht  etwa  die  bey  jenen 
Handlungen,  Begebenheiten  und  Gegenständen  In- 
teressirten  ,  in  so  fern  ^e  dazu  rechtlich  befugt  sind , 
sich  durch  eine  rechtsgültige  Willenserklärung  den 


Bestimmungen  der  gegenwärtigen  Verordnung,  nach 
deren  Publikation ,  unterworfen  haben  soUten. 

§.  29.  In  Absicht  des  Gerichtsstandes  und  der 
damit  verbundenen  vormundschaftlichen  Verwaltung 
fmdet  ebenfalls  zwischen  Christen  und  Juden  kein 
Unterschied  statt.  Nur  in  Berlin  bleibt  es  vorerst  bey 
dem,  den  Juden  angewiesenem  besonderem  Gerichts- 
stande. 

§.  3o.  In  keinem  Fall  dürfen  sich  Rabbiner  und 
Juden- Aeltesten  weder  eine  Gerichtsbarkeit  noch  ei- 
ne vormundschaflliche  Einleitung  und  Direction  an- 
massen. 

§.  3i.  Fremden  Juden  ist  es  nicht  erlaubt ,  in  den 
hiesigen  Staaten  sich  niederzulassen,  so  lange  sie 
nicht  das  PreussischeStaatsbürgerrecht 
erworbenhaben. 

§.  32.  Zur  Erwerbung  dieses  Bürgerrechts  kön- 
nen sie  nur  auf  den  Antrag  der  Regierung  der  Pro- 
vinz, in  welcher  die  Niederlassung  erfolgen  soll,  mit 
Genehmigung  Unsers  Ministerii  des  Innern ,  ge- 
langen. 

§.  33.  Sie  geniessen  alsdann  mit  den  Einländern 
gleiche  Rechte  und  Freyheiten. 

§.  34.  Fremde  Juden  ,  als  solche ,  dürfen  weder 
als  Rabbiner  und  Rirchenbediente,  noch  als  Lehr- 
burschen ,  noch  zu  Gewerks  oder  Hausdiensten  an- 
genommen werden.  Es  erstrekket  sich    jedoch  dieses 


nicht  auf  diejenigen  vergeleiteten  Juden  ,  welche  sich 
zur  Zeit  der  Publikation  des  gegenwärtigen  Edikts 
bereits  in  Unsern  Staaten  befinden. 

§.35.  Diejenigen  einländischen  Juden,  welche 
gegen  diese  Vorschrift  (  §.  34-  )  handeln,  verfalled- 
in  3oo  Rthlr.  Strafe ,  oder  im  Falle  des  Unvermö- 
gens ,  diese  zu  erlegen ,  in  eine ,  den  wegen  Verwand 
lung  der  Strafen  vorhandenen  allgemeinen  Vorschrif- 
ten angemessene  Gefangnissstrafe ,  und  der  fremde 
Jude  muss  über  die  Gränze  geschafft  werden. 

§.  36.  Ausländischen  Juden  ist  der  Eintritt  in  das 
Land  zur  Durchreise  oder  zum  Betrieb  erlaubter 
Handelsgeschäfte  gestattet.  Ueber  das  von  demselben 
lind  gegen  dieselben  zu  beobachtende  Verfahren ,  sol- 
len die  Polizey- Behörden  mit  einer  besondern  In- 
struktion versehen  werden. 

§.  37.  Wegen  des  Verbots  wider  das  Hausi- 
ren überhaupt,  hat  es  bey  den  Polizey  Gesetzen 
auch  in  Absicht  der  Juden  sein  Bewenden. 

§.  38.  In  Königsberg  in  Preussen ,  in  Breslai\ 
und  Frankfurt  an  der  Oder  dürfen  fremde  Juden' 
so  lange  die  Messzeit  dauert,  mit  Genehmigung  der 
Obrigkeit  sich  aufhalten. 

§.  39.  Die  nöthigen  Bestimmungen  wegen  des 
Kirchlichen  Zustandes  und  der  Verbesserung  des  Un- 
terrichts der  Juden ,  werden  vorbehalten ,  und  es 
öoUen  bey  der  Erwägung  derselben ,  Männer  des  Jü- 


dischen  Glaubensbekenntnisses  ,  die  wegen  ihrer 
Kenntnisse  undRechtschaffenheit  das  Öffentliche  Ver- 
trauen geniessen,  zugezogen  und  mit  ihrem  Gut- 
achten vernommen  werden. 

Hiernach  haben  sich  Unsere  s'ämmtlichen  Staats* 
behörden  und  Unterthanen  zu  achten. 

Gegeben  Berhn,  den  iiten  März  1812. 
(gez.) 


Friedrich    TV  i  l  h  e  l  m. 
Hardenberg.  Kircheisen. 


Landesherrliche  Constitution  zur 
Be  Stimmung  einer  angemessenen 
p^erfassung  der  Jüdischen  Glau- 
bensgenossen in  den  He rzog l. Me c k- 
lenburg  Sc  hw  er  in  sehen  Landen. 


Wir  F  ri  ede  rieh   Franz,  von  Gottes  Gnaden 
souverainer   Herzog  zu    Meklenburg ,    Fürst    za 
Wenden ,  Schwerin   und   Ratzeburg ,    auch  Graf 
zu  Schwerin ,  der  Lande  Rostock  und  Stargard 
Herr  etc. 

Fügen  hiemit  Jedwmann  zu  wissen:  dass  Wir, 
in  Landesherrlicher  Erwägung  der  Nachtheile  ,  wel- 
che mit  den  bisherigen  Verhältnissen  der  Jüdischen 
Glaabensgenossen  zum  Staatein  unsern  Herzog-Für- 
stenthümern  und  Landen  verknüpft  gewesen  sind,  in 
Gnaden  beschlossen  haben ,  gedachten  Glaabensge- 
nossen eine  andere  ,  den  Zeitumständen  angemesse- 
nere Verfassung  zu  erüieilen,  und  solchemnach  die- 
serhalb  nach  vernommenem  rathsamen  Bedenken  un- 
serer getreuen  Ritter-  und  Landschaft,   folgende   nä- 


her»  Bestimmungen  kraft  dieses  verordnet  und  fest- 
gesetzt haben : 

I. 
Alle  bisher  in  unsern  Landesherrlichen  Schutz  ge-  . 
nommenen  privilegirten  Juden  sollen  hinfiiro  mit  ih- 
ren Ehefrauen  und  unabgesonderten  Rindern  für 
Einländer  geachtet  werden,  und  nach  Maassgabe  der 
weiter  folgenden  Modificationen  gleiche  bürgerliche 
Rechte  und  Freiheiten  mit   d.Qn  Christen  geniessen. 

n 

Ihren  Söhnen  ,  welche  sich  selbst  in  unsern  Lan- 
den etabliren  wollen ,  und  sich  desshalb ,  mit  ge- 
nügender Bescheinigung  ihrer  Fähigkeiten  dazu  ,  bcy 
unserer  Regierung  anmelden  werden ,  soll  die  Con- 
cession  dazu  ,  anstatt  der  bisherigen  Scliutzbriefe  und 
Privilegien  ,  ertTieilt  werden  ,  und  sie  sollen  sodann 
eben  derselben  Rechte  sich  zu  erfreuen  haben ,  als 
ihre  Väter  geniessen. 

IIL 

Fremden  Juden  bleibt  der  Eintritt  in  unsere  Lan- 
de zur  Durchreise ,  oder  zum  Betrieb  erlaubter  Han- 
delsgeschäfte fernerhin  nach  den  bisher  bestehenden 
Landesgesetzen ,  insonderheit  unser-er  Verordnung 
vom  14.  Octob.  i8n  verstattet.  Es  ist  ihnen  aber 
nicht  erlaubt  sich  in  unsern  Landen  niederzulassen; 
wenn  sie  nicht  zuvor  von  uns  ein  Naturalisations-Pa- 
tent und  eine  Goncession  zu  irgend  einem  Gewerbe 


envirkt  haben ;  in  welchem  Fall  sie  den  elnlandl- 
sehen  Juden  gleich  zu  achten  sind.  Auch  dürfen  sie 
nicht  als  Gewerks-  oder  Hausdiener  angenommen 
werden,  sondern  es  hat  desshalb  bey  unserer  Verord- 
nung vom  i4..  Aug.  1810  in  der  Regel  das  Verblei- 
ben ,  in  so  fern  wir  uns  nicht  in  einzelnen  Fällen  aus 
bewegenden  Gründen  entschliessen  möchten ,  einem 
recipirten  Juden  die  Annahme  eines  ausländischea 
Gehülfen  zu  gestatten. 

IV. 

Alle  einländische  Juden  sollen  fortan  fest  be- 
stimmte erbliche  Familien-  Namen  führen.  Die  be- 
reits privilegirten  sollen  binnen  vier  Wochen  den 
von  ihnen  gewählten  Namen  der  Obrigkeit  ihres 
Wohnorts  anzeigen,  welche  die  intendirte  Verände- 
rung solcher  Namen  unserer  Regierung  vorlegen, 
tind  nach  deren  Genehmigung  auf  einmal  in  den 
öffentlichen  Blättern  bekannt  machen  soll.  Auf  die 
Verabsäumung  der  Anmeldung  und  Anzeige  des  an- 
zunehmenden Namens  steht  die  Strafe  des  Verlu- 
stes des  bisherigen  Privilegii. 

Von  den  künftig  etwa  aufzunehmenden  fremden 
Juden  soll  der  neue  Geschlechtsname  ebenfalls  alle- 
mal publicirt  werden. 

V. 

Die  einl'ändischen  Juden  sind  verpflichtet,  sich 
bey  der  Führung  ihrer  Handelsbücher  und  bey  Ab- 


/assung  ihrer  Verträge  oder  Testamente ,  bey  Strafe 
der  Nichtigkeit  und  Ungültigkeit,  jederzeit  derDeut- 
schen  oder  einer  andern  lebenden  Sprache ,  nie  aber 
des  sogenannten  Jüdischdeutschen  zu  bedienen  ;  auch 
ihre  Namen  nicht  anders  als  mit  deutschen  oder  la- 
teinischen Schriftzügen  zu  schreiben. 

VI. 


Indem  ihnen  die  Unterweisung:  ihrer  Rinder  i 


b 
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ihrer  Religion  allein  überlassen  bleibt;  soll  zugleich 
den  Jüdischen  Kindern  auch  der  freye  Zutritt  zu  allen 
Christlichen  Schulen  ohne  Ausnahme  offen ,  und  al- 
len Christlichen  Lehrern  untersagt  seyn ,  ihnen,  die 
Aufnahme  darin  zu  verweigern ,  oder  sie  auf  einige 
Art  zurück  zu  setzen. 

VII. 
Den  Vorstehern  aller  Judengemeinden  in  unsern 
Landen  wird  hiedurch  zur  Pflicht  gemacht ,  genaue 
Kirchenbücher  zu  führen ,  und  darin  künftig  die  ver- 
fallenden Geburts-  und  Sterbetage,  auch  die  Ver- 
heirathungen  eines  jeden  Juden  richtig  und  genau  zu 
verzeichnen,  bey  Vermeidung  einer  Strafe  von  zwan- 
zig Rthlr.  für  jeden  Fall,  da  diess  länger  als  drey Ta- 
ge versäumt  wird  ,  neben  der  unfehlbaren  Absetzung 
\on  der  Vorsteherstelle.  In  kleinern  Städten,  wo  kei- 
ne grossen  Judengemeinden  mit  mehreren  sichern 
Vorstehern  befindlich  sind ,  soll  dies  Kirchenbuch 
zu  desio  mehrerer  Glaubwürdigkeit  in  den  Händen 

G 


des  Magistrats  seyn,  welcher  für  die  Gebühr  von  16 
SchilHngen  für  jeden  Fall  dafür  sorgen  soll,  dass  der- 
selbe von  den  Vorstehern  angemeldet ,  und  unter 
obrigkeitlicher  Aufsicht  ins  Buch  eingezeichnet  werde. 

VIII. 

In  Absicht  des  Gerichtsstandes  und  der  V  ormund- 
schaften  soll  zwischen  Christen  und  Juden  kein  Un- 
terschied Statt  finden.  Alle  Rabbinische  Gerichtsver- 
Vvaltung  soll  hingegen  gänzlich  aufgehoben  seyn,  und 
die  Rabbis  sollen  sich  schlechthin  in  gar  keine  welt- 
lichen Händel  ihrer  Glaubensgenossen  auf  irgend  ei- 
ne Weise  mischen. 

IX. 

D  e  n  i  n  u  n  s  e  r  n  Landen  r  e  c  i  p  i  r  t  e  n  Ju- 
den steht  ein  jedes,  den  übrigen  Landes 
einvvohnern  erlaubtes  Gewerbe  unter 
gleichen  Bedingungen  und  Verpflich- 
tun  gen,  in  gesammten  unsern  Städten 
und  Flecken,  wie  auf  dem  platten  Lan- 
de, frey,undsollen  sie  also  auch  nicht 
von  Handwerken,  Zünften  und  Aemtern 
>v  e  i  t  e  r  u  m  ihrer  Religion  willen  ausge- 
schlossen werden. 

Es  versteht  sich  dabey  von  selbst .  dass ,  wenn 
ein  concessionirter  Jude  den  Hausirhandel  oder  sonst 
irgend  ein  nicht  allgemein  in  unsern  Landen  ge- 
stattetes Gewerbe  treiben  will,  er  dazu  eben  so,  wie 
unsere  Christlichen  Landeseinwohner.  sichzuvQruu- 


sere  specieile  Landesherrliche  Erlaubniss  bewirken  , 
und  den  ihm  dabey  gesetzten  Bedingungen  unter- 
werfen niuss.  Die  mit  einem  Hausirhandels -Privile- 
gio  versehenen  Juden  sollen  die  ihnen  darin  gege- 
bene Erlaubniss,  so  lange  überhaupt  noch  Conces- 
sionen  zum  Hausiren  ertheilet  werden ,  und  nicht 
anders  als  in  dem  in  ihrem  Privilegio  bestimmten 
Maasse ,  behalten. 

X. 

Wenn  ihnen  gleich  in  der  Feyer  des  Sabbaths 
und  der  Beobachtung  sonstiger  Religionsgebräuche 
nichts  vorgeschrieben  seyn  soll ,  so  wird  doch  hie- 
raiit  allgemein  festgesetzt,  dass  Jüdische  Soldaten, 
Lichrlinge ,  oder  Gesellen  bey  Christlichen  Meistern, 
in  öffentlichen  Christlichen  Aemtern  stehende  Juden, 
und  überhaupt  alle  Juden ,  die  mit  Christen  in  Ver- 
bindung treten,  ihre  damit  nicht  verträglichen  Ge- 
bräuche niemals  zum  Vorwande  sollen  nehmen  dür- 
fen, sich  ihren  übernommenen  Verbindlichkeiten  zn 
entziehen ,  dass  sie  sich  deren  vielmehr ,  bey  Ver- 
lust ihrer  durch  diese  unsere  Landesherrliche  Anord- 
nung erhaltenen  Rechte,  auch,  den  Umständen  nach, 
anderer  angemessenen  Strafe  in  allen  Fällen  enthal- 
ten sollen,  wo  solche  ihren  Dienst-  oder  contract- 
iichen  Pflichten  im  Wege  sind. 

XL 

Ja  Aascliung  der  Jüdischen  Ehen  ,  mithin  auch 
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der  Ehescheidungen ,  der  verbotenen  Grade ,  der 
Trauerzeit ,  der  Eheverträge,  und  der  von  andern  ab- 
hängigen Consense  zu  selbigen  ,  und  dergleichen , 
müssen  in  Zukunft  mit  alleiniger  Ausschliessung  der 
Trauungs- Ceremonie,  alle  für  unsere  Christliche  Un- 
terthanen  vorhandenen  Gesetze ,  gelten  und  beob- 
achtet werden.  Die  Ehescheidungen  der  Juden  sind 
aus  den  gemeinrechtlichen  Gründen  bey  dem  corai- 
petenten  Richter  nachzusuchen,  und  das  Erkenntnis* 
desselben  soll  zu  Begründung  der  bürgerlichen  Wir- 
kungen einer  gänzlichen  Ehescheidung  unter  den  Ju- 
den hinreichend  seyn.  Die  Ausfertigung  eines  Schei- 
debriefes aber  ist  unnöthig ,  und  soll  daher  unter- 
bleiben. 

Bey  Ehescheidung,  aus  Landesherrlicher  Macht- 
vollkommenheit treten  eben  dieselben  Vorschrif- 
ten ein. 

XII. 

Ehen  zwischen  Christen  und  Juden  sollen  hin- 
führo  unverboten  seyn.  Jedoch  müssen  die  Trauun- 
gen solcher  Ehepaare  von  Christlichen  Predigern  ge- 
schehen ,  auch  die  aus  solchen  Ehen  erzeugten  Rin- 
der allemal  getauft ,  und  nur  in  der  Christlichen  Re- 
ligion erzogen  werden. 

XIII. 

Da  die  Juden  ihren  bisherigen  Gebrauch ,  dass 
die  erstgebornen  Söhne  allemal  einen  doppelten  Erb- 
theil ,  die  Töchter  hingegen  von   den  Vätern  einen 


beliebigen  Aussprucli  erhalten  ,  für  ein  in  ihrer  Re- 
ligion begründetes  Recht  ansehen ,  so  soll  es  dabey 
fernerhin  verbleiben  ,  und  haben  unsere  Gerichte  in 
den  ihnen  vorkommenden  Erbtheilungsangelegenhei- 
ten  hiernach  ihre  Erkenntnisse  unter  den  Jüdischen 
Glaubensgenossen  mithin  mit  Ausschluss  des  im 
vorhergehenden  §.  bezeichneten  Falles  und  der  dar- 
aus herrührenden  Beerbungen ,  als  bey  welchen  das 
gemeine  Recht  zur  Richtschnur  dienen  muss ,  alle- 
mal einzurichten. 

XIV. 

Denen  als  Einländer  aufgenommenen  Juden  soll 
gestattet  seyn,  Grundstükke  jeder  Art  in  unsern  Städ- 
ten, wie  auf  dem  Lande,  gleich  unsern  Christlichen 
Unterthanen  zu  erwerben.  Es  können  jedoch  beyre- 
quirirten  Landgütern  die  Patronatsrechte  von  ihnen 
nicht  ausgeübt  r^erden  ,  sondern  es  sind  solche  wäh- 
rend ihres  Gutsbesitzes  von  unsern  nächstbelegenen 
Beamten  in  unserm  Namen  zu  verwalten.  Die  mit  , 
dem  Patronat  verbundenen  Leistungen  bleiben  jedoch  • 
fortwährend  dem  Gute  zur  Last. 

XV. 

Anlangend  die  gerichtlichen  Eidesleistungen  der 
Juden ,  so  behält  es  zwar  vor  der  Hand  dabey  sein 
Bewenden ,  dass  sie  in  der  Regel  auf  der  Thora  ge- 
schehen müssen.  Wenn  aber  hinführo  andere  Eide , 
-Jils  Bürger  -  Amts  -  Homagial  -   oder   Lehneide  vor- 
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kommrn  können ,  so  soll  statt  deren  eine  persönli- 
che feyerliche  Angelobung  desjenigen  was  in  denan- 
wendlichen  Eiden  enthalten  ist,  mit  dem  Zusätze: 
So  wahrmir  Gott  helfe!  angenommen  werden. 

XVI. 

Ausser  den  fortwährend  jährlich  zu  erlegenden 
Receptionsgeldern  sollen  die  elnländischen  einmal 
concessionirten  Juden ,  als  solche,  nirgend  mit 
irgend  einer  besondern  Abgabe  belästigt  werden. 

XVII. 

Alle  Magistrate  in  unsern  Städten  werden  hie- 
mittelst befehliget ,  denjenigen  Juden,  welche  nach 
vorstehender  unserer  Verordnung  sich  als  Einländer 
qualificiren ,  wenn  sie  dem  2.  und  4.  Paragraph  der- 
selben Genüge  geleistet  haben ,  und  sich  nach  dem 
i5.  §.  zur  Leistung  des  Bürgereides  anmelden,  das 
Bürgerrecht  aufdie  gewöhnliche  W«Mse 
zu    ertheilen. 

XVIII. 

Alle  bisherige  gesetzliche  oder  usuelle  Beschrän- 
kungen der  Rechte  Jüdischer  Landeseinwohner  in 
unsern  Herzog  -  und  Fürstenthümern  gegen  die 
Christen  sollen  Kraft  dieses  aufgehoben  seyn. 

XIX. 

In  wie  ferne  die  Juden  zu  öffentlichen  Bedien- 
stungen  und  Staatsämtern  zugelassen  werden  kön- 
nen ,  behalten  wir  uns  bevor ,  in  Folge  der  Zeit  na- 
her zu  bestimmen. 


Gebieten  und  befehlen  demnach  allen  obern  und 
niedern  Civil-  und  Militärbehörden ,  auch  gesamm- 
ten  unsern  Unterthanen  und  Einwohnern  in  unsern 
Landen  hiedurch  gnädigst  und  ernstlich :  Vorstehen- 
der unserer  Verordnung  in  allen  ihren  besondern 
Vorschriften,  so  viel  an  ihnen  ist,  nicht  nur  selbst 
allewege  zu  genügen,  sondern  auch  darauf,  dass den- 
selben von  ihren  Unterbehörden  gehörig  nachgekom- 
men werde  ,  ernstlich  zu  halten. 

Zur  allgemeinen  Bekanntmachung  solcher  unse- 
rer Willensmeinung  haben  wir  diese  Constitution 
in  dem  hiesigen  officiellen  Wochenblatt  abzudrukken 
befohlen.  Urkundlich  unter  unserm  Handzeichen  und 
Insiegel.  Gegeben  auf  unserer  Festung  Schwerin, 
den  22.  Febr.  1812. 

(Gez.)     Friedrich  Franz. 

(L.  S.) 

A ,  G.  ^•.  ß  r  a  n  d  e  n.  s  t  e  i  n. 


Grosshei^zoglich  BadlscJies  Edict  die  Bür- 
gerlicheii  Verhältnisse  der  Juden  betreff erid. 


V  V  irCarlFriedrich  von  Gottes  Gnaden ,  Gross- 
herzog  zu   Baden ,  Herzog  zu    Zähringen    etc. 
Haben   durch  Unser  sechstes    Constitutionsedict 
die  Juden  Unseres  Staates  in  den  staatsbürgerKchen 
Verhähnissen  gleich  gesetzt. 

Diese  Rechtsgleichheit  kann  jedoch  nur  alsdann  in 
ihre  volle  Wirkung  treten ,  wenn  sie  in  politischer  und 
sittlicher  Bildung  ihnen  gleichzukommen  allgemein 
bemüht  sind ;  damit  Wir  nun  dieses  Bestrebens  si- 
cher werden  ,  und  inzwischen  ihre  Rechtsgleichheit 
nicht  zum  Nachtheil  der  übrigen  Staatsbürger  gerei« 
che ;  so  setzen  und  ordnen  W  ir  in  dieser  Hinsicht 
folgendes : 

I. 
Kirclüiclie  Verfassung. 
Die  Judenschaft  des  Grossherzogthums  bildet  ei- 
nen eigenen  constitutionsmassig  aufgenommenen  Re- 
ligionstheil  unserer  Lande ,  der  gleich  den  übrigen 
unter  seinem  eigenem  angemessenemKirchenregiment 
steht ,  wie  solches  weiter  unten  näher  bestimmt  wird. 
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II. 


Abtheilung  in  Ixirchliche  Gemeinden. 

Er  theilt  sich^in  eigene  kirchliche  Gemeinden, 
(leren  jede  ihre  eigene  Geineindessynagoge  hat ,  zu 
welcher  ein  bestimmter  Theil  des  von  ihren  Rehgions- 
gcnossen  bewohnten  Antheils  desjenigen  Staatsge- 
biets gehört,  das  Rirchspielsrechte  geniesset.  Die 
Bestimmung  behalten  Wir  Uns  nach  vernommenem 
Vorschlag  bevor.  Bis  diese  Eintheilung  geschehen 
ist ,  gehören  die  Juden  ferner  zu  derjenigen  Synago- 
ge im  Lande,  zu  welcher  sie  sich  bis  daher  hielten; 
und  wo  sie  keiner  bestimmten  angehörten ,  sind  sie 
einstweilen  der  im  Lande  nächstgelegenen  zuzu- 
rechnen. 

III. 

Gottesäkker. 
Jeder  Synagogensprengel  kann  eigene  Gottesäk- 
ker, die  er  hat,  so  lange  nicht  aus  polizeilichen  Ur- 
sachen eine  Schliessung  und  Verlegung  nöthig  wird , 
bcybehalten ;  auch  wo  er  keine ,  oder  keine  hinläng- 
lich geräumigen  oder  gelegenen  hat ,  neue ,  auf  eigen- 
thümlich  erworbenen ,  von  der  Polizei  dafür  zuläs- 
sig erkannten  Plätzen  solche  anlegen ;  muss  aber  in 
Absicht  ihrer  Einfassung ,  der  Tiefe  der  Gräber , 
der  Zeit  der  Beerdigung  u.  d.  gl.  nach  den  allgemei- 
nen PolizeigesefzeTi  sich  richten ,  wogegen  er  auch 
'lafiir  die  gleiche  Achtung  und  den  gleichen   Schutz 


gegen  Beleidigungen  zu  erwarten  hat,  den  andere 
Kirchliche  Begräbnissstätten  Landesverfassungsmäs- 
sig  gemessen. 

IV. 

Bisherige  eigene  Geraeindes schulden. 

Die  Schulden ,  welche  den  einzehien  Jüdischen 
Gemeinheiten  bisher,  und  bis  zum  Eintritt  der  Kraft 
dieses  Gesetzes  oblagen,  bleiben  ihnen  auch  ferner 
aliein  zur  Last,  sie  mögen  vorhin  aus  Kirchlichen 
oder  bürgerlichen  Lebensverhältnissen  erwachsen 
seyn  ,  und  müssen  von  denen,  welchen  sie  oblagen  , 
durch  dessfallsige  besondere  Umlagen  gedekt ,  und 
sobald  OS  füglich  geschehen  kann,  getilgt  werden , 
wogegen  sie  auch  an  der  Tilgung  aller  Schulden  der 
Christlichen  Gemeinden  ihres  Orts  bis  auf  jenen  Tag 
keinen  Theil  zu  nehmen ,  noch  an  den  Umlagen  , 
welche  zu  deren  Tilgung  beliebt  werden ,  auch  nach 
angetretenem  Gemeinds- oder  Schutzbürgerrecht  ir- 
gend etwas  weiteres  zu  tragen  haben ,  als  was  etwa 
nach  der  Natur  der  Umlagen  verhältnissmässig  ihren 
besitzenden  oder  erwerbenden  Liegenschaften  oder 
Gewerben  zufällt. 

V. 
Kllnftige  Gemein ds schulden. 

Künftig  können  eigene  Jüdische  örtliche  Gc- 
meindsschulden  nicht  entstehen  ,  da  für  ihre  Kirch- 
lichen Bedürfnisse  alle  Sprengel  der  ganzen   Provinz 
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zusammen  einstehen  müssen  ,  und  daraus  also  Jüdi- 
sche Provinzschulden  erwachsen;  und  da  in  allen 
Verhältnissen  ,  die  das  bürgerhche  Leben  betreffen , 
sie  mit  den  Christlichen  Gemeinds- oder  Schutzbür- 
gern des  Orts,  dem  sie  angehören  ,  eine  unzertrenn- 
te  Gemeinde  ausmachen,  und  sie  in  allen  geeigne- 
ten Vorfällen  gleich  diesen  durch  die  Gemeindscas- 
se  in  gemeinen  Leistungen  und  Geldaufnahmen  mit- 
begriffen und  vertreten  werden  müssen. 

VI. 
Unverraischharkeit  der  wechselseitigen  Kir- 
chenkassen. 
Die  Jüdische  Kirchliche  Gesellschaft  des  Landes 
hat  auf  dessen  bisherige  Kirchenkassen,  und  auf  die 
Christlichen  milden  Stiftungen  keinen  Anspruch  ,  da 
solche  der  christlichen  Kirche  überhaupt,  und  jenen 
Confessionen ,  denen  sie  besonders  angehörten  ,  un- 
geschmälert vorbehalten  bleiben ,  Avogegen  ihnen  ih- 
re jetzigen  und  künftigen  Kirchenkassen  und  Stiftun- 
gen ,  ohne  irgend  eine  Theilnahme  anderer  Religions 
genossen,    zur  eigenen    Leitung,  Verwaltung    und 
Bewendung  verbleiben. 

VIL 

Hidfskassen. 

Da  das  Armenwesen  von  jeher  hauptsächlich  als 

Anhang  des  Kirchenwesens  behandelt  worden ,   und 

sowohl  wegen  der  getheilt  bleibenden   Stiftungsmit- 
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icl,  als  auch  wogen  der  mancherlei  eigenen  religiö- 
sen Verpflichtungen ,  welche  die  Juden  dessfalls  auf 
&ich  licihen ,  abgesondert  bleiben  muss ;  so  haben 
dieselben  ihre  Armen ,  Waisen  und  Kranken  allein 
Jiu  versorgen ,  und  können  dessfalls  von  den  Christen 
ündere  als  freiwillige  Beiträge  oder  Gnadenzuschüsse 
dos  Staats  ,  wie  er  sie  andern  armen  Ortssassen  auch 
vcrwilligt ,  nicht  erwarten  ,  wogegen  sie  auch  zu  den 
Christlichen  Armenversorgungsanstalten  ^  an  denen 
sie  nicht  mitgeniessen ,  beizusteuern  nicht  angehal- 
ten werden  mögen.  Falls  jedoch  eine  Jüdische  Ge- 
meinde an  einer  gemeinschaftlichen  Armen  -  oder 
Kranken -Versorgungsanst-alt  Theil  nehmen  will ,  so 
steht  ihr  solches  gegen  Leistung  der  verhältnissmäs- 
sigen  Beyträge  frei ,  insofern  die  älteren  Interessen- 
ten dieser  Anstalt,  welche  ein  Einwilligungsrecht  ha- 
ben, hier  einwilligen  ,  und  die  Ordnung  der  innern 
Einrichtung  keine  Störung  leidet. 

VIII. 
Theilnahme  an  öffentlichen  Anstalten, 
An  jenen  öffentlichen  Anstalten ,  die  wegen  Man- 
gel oder  Unzulänglichkeit  eigener  Stiftungsmittel  au6 
allgemeinen  Landesumlagen  unterhalten  werden  müs- 
sen ,  haben  sie  gegen  Mitübernahme  der  Umlagen 
auch  den  Mitgenuss  zu  erwarten,  jedoch  ohne  we- 
j*en  ihrer  Religion  eigene  Einrichtungen  darin  for- 


dem  zu  können,  für  welche  sie  vielmehr,  wo  si^ 
nöthig  würden ,  aus  ihren  hesondern  Mitteln  zu  sor- 
gen haben. 

IX. 
Eigene  Umlage. 

Ihre  besonderen  Mitlei ,  woraus  sie  die  Erforder- 
nisse ihres  Rirchenrtgiments ,  ihres  Gottesdienstci 
und  ihrer  Annenversorgung  zu  bestreiten  haben , 
sind  in  eigenen  auf  sie  nach  den  Yermögensverhält- 
nissen  zu  machenden  Umlagen  zu  suchen  ,  die  jodoch 
nicht  ohne  Genehmigung  der  obersten  Staatsbehör- 
de jährlich  ausgeschlagen  werden  dürfen. 

X. 
Theilnahme  an  allgemeinen  Schulen. 

Bis  dahin  ,  dass  einst  aus  ihrer  Mitte  hinlänglich 
gebildete  Männer  zur  guten  Führung  eines  politi- 
schen Schulamts  werden  aufgewachsen  seyn ,  und  ih- 
nen alsdann  eigene  Landschulanstalten  bewilligt 
werden  können ,  sollen  sie  für  Lesen ,  Schreiben  , 
Rechnen,  Sittenlehre,  und  Aufsätzemachen,  auch 
für  Geographie  und  Geschichte ,  wo  diese  gelehrt 
werden  ,  mit  und  neben  den  Christlichen  Ortskindern 
die  Ortsschulen  besuchen ,  und  das  Schulgeld  gleich 
Christenkindern  dahin  entrichten ,  dagegen  auch  an 
den  Prämien  und  andern  Vortheilen  Theil  nehmen. 
Ortsvorgesetzte  und  Schullehrer  sind  dafür  verant- 
Svortlichj  dass  die  Judenkinder  zu  gleicher  ReinllGh» 


kelt ,  Ordnung  und  Anständigkeit  wie  die  Christen- 
kinder angewöhnt  werden,  dass  ihnen  aber  auch 
weder  von  diesen,  noch  vom  Lehrer  selbst  eine  ge- 
ringschätzende oder  gar  beleidigende  Behandlung  wie- 
d  erfahre. 

XI. 

Wahl  zwischen  verschiedenen  Ortsschulen. 

Wo  zvvey  Ortsschulen  sind,  die  sich  nach  dem 
♦Geschlechle  theilen ,  da  muss  auch  der  Schulbesuch 
derJüdischen  Rinder  nach  dieser  Theiluhgsregelsich 
richten;  wo  sie  aber  nach  andern  örtlichen  Verhält- 
nissen getheilt  sind ,  da  soll  für  das  erste  ,  bis  etwa 
bewegende  Ursachen  zu  einer  bestimmten  Kinthei- 
lung  eintreten,  den  Jüdischen  Aeltern  frey  stehen, 
in  welche. Schulen  sie  ihre  Kinder  schikken  wollen; 
nur  können  die,  weiche  einmal  der  einen  Schule 
übergeben  sind ,  nicht  willkürlich  aus  ihr  heraus , 
und  in  die  andere  Ortsschule  eintreten ,  sondern  es 
w  erden  dazu  solche  Ursachen  erfordert ,  welche  von 
der  Schulpolizeybehörde  geprüft  und  erheblich  be- 
funden worden  sind.  Aus  keinen  andern  Gründen 
können  sie  ausgeschlossen  werden,  als  aus  den 
nämlichen  Ursachen ,  welche  bey  den  Christenkin- 
dern Statt  finden ,  mit  denen  sie  auch  durchaus  der 
gleichen  Schulzucht  unterliee^en. 
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XII. 

Hauslehrer, 
In  Absicht  der  Annahme  der  Hauslehrer  gilt  ih- 
nen alles  das  ,  was  unter  gleichen  Umständen  den 
Christlichen  Staatsbürgern  gestattet  ist ,  wozu  sie  je- 
doch ,  sie  mögen  Jüdische  oder  Christliche  Lehrer 
wählen,  keine  andere  nehmen  können,  als  solche, 
die  von  der  allgemeinen  dazu  bestimmten  Behörde 
über  ihre  Fähigkeit  zum  politischen  Unterricht  ge- 
prüft und  zulässig  erfunden  worden  sind. 

XIII. 
Religionsunterricht, 

Gleichwie  die  Jodenkinder  in  den  Landschulen 
von  den  Christlichen  Religionsstunden  befreyt  bleiben, 
und  dess wegen  in  jenen  Schulen ,  wozu  Juden  hin 
zutreten,  diesem  Religionsunterricht  solche  Zeiten 
und  Stunden  angewiesen  werden  müssen,  für  wel- 
che die  Judenkinder  ohne  Anlass  zu  Unordnungen 
entlassen  werden  können ;  so  muss  dagegen  von  der 
Jüdischen  Behörde  gesorgt  werden,  dass  sie  einen 
hinlänglichen  und  zwekmässigen  Unterricht  in  ihrer 
Rehgion  erhalten. 

xiy. 

f^or Schriften  für  den  Unterricht  überhaupt. 

Der  Inhalt  ihres  Unterrichts  für  die   Kinder .  so 

wie  jener  in  ihren  gottesdiensthchen   Versam.mlun- 

gen  für  die  Erwachsenen  muss  SittHchkelt,  allgemei- 
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ne  und  besondere  Nächstenliebe ,  Unterwürfigkeit 
unter  die  Staatsgewalt  ,  und  bürgerliche  Ordnung 
nach  den  reinen  Grundsätzen  aus  Moses  und  den 
Propheten  einschärfen  ,  auch  über  ihre  Ceremonien 
und  Gebräuche  jene  Aufklärung  geben  ,  wodurch 
sie  mit  allen  bürgerlichen  Pflichten  für  Krieg  und 
Frieden,  eben  so  verträglich  werden,  als  sie  es  da- 
mals waren,  wo  die  Nation  noch  einen  eigenen  Staat 
bildete. 

XV. 

Kirchliche  Ker'sammlungen, 
Ihre  Kirchlichen  Zusammenkünfte  müssen  öffent- 
lich in  den  dazu  gewidmeten  Synagogen  zu  den  da- 
zu bestimmten  Zeiten ,  oder  wenn  eine  ausserordent- 
liche Versammlung  nÖthig  wird ,  nach  vorheriger 
Anzeige  an  den  Ortsvorstand  geschehen ,  damit  die- 
ser für  Piuhe,  Ordnung  und  Stille  wachen  könne, 
da  er  sie  gleich  andern  erlaubten  Kirchlichen  Ver- 
sammlungen gegen  alle  Störung  kräftigst  zu  schützen 
hat.  In  ihren  Gottesdiensten  haben  sie  sowohl  die 
gewülinliche  Fürbitte  für  den  Regenten  und  dessen 
ganzes  Haus,  als  jene  Gebete,  die  jeweils  ausseror- 
dentlich verlangt  werden  ,  in  der  ihrer  Religion  ge- 
mässen  Art  abzulegen. 

XVI. 
Höhere  Schul -[und  Studienbildung. 
Diejenigen  aus  ihnen,   welche  für  ihren  künfti- 


tigen  Lebensberüf  einer  wissenschaftlichen  Bildung, 
Ledilrfen  ,  müssen  die  IMirtelschulen  durchaus  unter 
gleichen  Rechten  und  Lasten  wie  Christenkinder, 
unter  solchen  Umständen ,  besuchen  ,  unterliegea 
auch ,  soweit  sie  weltliche  höhere  Studien  ergreifen  , 
in  Absicht  der  Beziehung  der  hohen  Landesscliulen 
gleichen  Gesetzen;  sofern  sie  sich  aber  zu  Lehrern 
ihrer  Religion  bilden  wollen ,  bleibt  die  besondere 
Anordnung,  wie  sie  sich  dazu  zu  befähigen  haben, 
in  Beziehung  auf  den  §.  38.  dieser  Verordnung  noch 
vorbehalten.  Indem  Wir  unsemi  Ministerium  des  In- 
nern andurch  auftragen ,  dessfalls  das  Erforderliche 
durch  die  Behörden  vorbereiten  zu  lassen ,  und  uns 
binnen  drey  Monathen  vorzulegen. 

XVII. 

Berufswahl. 

Diejenigen  ,  welche  sich  nicht  zu  höhern  Studien 
tvidmen  und  eignen  ,  müssen  gleich  den  Christenkin- 
dern nach  vollendeten  Schuljahren  zu  irgend  einer 
ordentlichen  Lebens  -  und  Berufsart  im  Staat,  im 
Landbau  oder  in  Gewerben  aller  Art  nach  den  da- 
für allgemein  bestehenden  Regeln  angezogen  und  ge- 
bildet werden.  Wo  Zünfte  oder  Meister  sich  unter- 
stehen würden ,  hierin  Hindernisse  in  den  Weg  zu 
legen  ,  da  ist  die  Polizeiobrigkeit  verantwortlich , 
durch  strengen  Vollzug  des   Satzes  23.  Litt,  c,  und 
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Satzes  24-.  Litt.  K.  im  VI.   Constitutionsedicte  jene 
ordnungswidrigen  Anmassungen  zu  erledigen. 

XVIII. 
Gemeinds  -  und  Bürgerrechts  ^  Erforder- 
nisse. 
Niemand  von  jenen ,  welche  dermahlen  noch  nicht 
volle  ein  und    zwanzig  Jahre  alt  sind ,    hat  künftig 
Hoffnung,  zum  Antritt  eines  Gemeinds-  oder  Bür- 
gerrechts ,  mithin  zu  einer  eigenen  Niederlassung  im 
Lande  gelassen  zu  werden ,  er  habe  denn  zu   einem 
auch  für  Christen  bestehenden  Nahrungszweige  sich 
befähiget.  Von  der  Ilandelsschaft  gehört  dazu ,   der 
Raufmannshandel ,    der   mit   ordentlicher  Buchfüh- 
rung, oder  durch  Fabrikenbetreibung  ,  oder  in  offe- 
nen Läden   mit   einem  zur  Ernährung  hinlänglichen 
Vorrathe  in  Metall ,  Leder ,  Ellenwaaren ,  Spezerey , 
Wechselgeschäften  u.   d.   gl.  betrieben  wird,  soweit 
sie  sich  wie  die   Christen  ordnungsmassig  dazu  be- 
fähigen. Ingleichen  der  freie  Handel ,  derjenige  nähm- 
lich  ,  welcher  ohne  an  eine  Erlernung  oder  Befähigung 
gebunden  zu  seyn  ,  in  Landeserzeugnissen  an  Vieh  , 
Wein,  Frucht  u.  d.  gl.    betrieben  wird,    in   so  fern 
er  mit  hinlänglichem  Verlage   begonnen  wird,  und 
unter  der  Verbindlichkeit  über  Einnahme  und  Aus- 
gabe gesetzmässig  eingerichtete  Tagbücher  zu  führen. 
Hingegen  wird  dahin  derjenige  Nothhandel  nicht  ge- 
rechnet ,  womit  sich  zeither  vorzüglich  die  Jüdisch© 
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Nation  aus  Mangel  der  Gelegenheit  zu  einem  freiem 
Gevverbsfleisse  häufig  abgegeben  hat,  und  womit  sie 
nur  ein  unhinlänghches  Auskommen  gewöhnlich 
sich  er-»vorb;?n  konnte,  das  nachmahls  sie  zu  uner- 
laubten Gesvinnsvermehrung  geneigt  machen  musste* 

XIX. 
NothhandeL 

Zu  diesem  Nothhandel  (auf  welchem ,  er  werde 
von  Christen    oder  Juden  betrieben  ,    der   Verdacht 
des  Wuchers  ruhn  bleibet,  und  dessfalls   gesetzliche. 
Fürsorge  statt  findet)  rechnen  Wir  die  Mäklerey,    da 
jemand  nur  fiir  Ausmittlung  und  Unterhandlung  der 
Ein -und  Verkaufsgelegenheiten  den    Zwischenträger 
macht,  wo  sie  nicht  in  einer  Handelsstadt  zum  Vor- 
theil  des   Handels    obrigkeitlich   aufgestellt  ist;    die 
Viehmiklerey,    wohin    auch  diejenige  Gattung  ^on 
schlechtem  Viehhandel  gehört,  da    jemand  im  ein- 
zelnen an  einem  Platze  ein  Stück  Vieh  aufkauft,  um  es 
gleich  wieder   an    einen   andern    loszuschlagen ;   der 
Hausierhandel,  da  jemand,  es  sey  nun  mit  oder  ohne 
eigenen  Kramladen  ,   sein  Auskommen  auf  Herumzie- 
hen zur  Feilbiethung  seiner  Waaren  berechnet ,  wo- 
bei das  Beziehen   der  Märkte   allein  für  ein   solches 
Herumziehen  nicht  anzusehen  ist ,   sondern    nur  das 
Herumlaufen  ip  den  Orten  und  Häusern  zur  Erwek- 
kung  einer  Kauflustigkeit;  der  Trödelhandel ,  da  je- 
mand sich  mit  dem  Ein-  und  Wiederverkauf  alter 

H  1 


Waaren  zu  nähren  sucht;  und  der  Leihhandel,  da 
jemand  mit  Ausleihung  des  Geldes  im  kleinen  auf 
Faustpfänder,  oder  Handschriften  allein  oder  neben 
und  mit  andern  vorgenannten  Zweigen  des  Nothhan- 
dels  sich  beschäftigt. 

XX. 
^Verfügungen  über  den  NotliliandeL 
Auf  diesen  JVothhandel  kann  künftig  niemand 
mehr  eine  eigene  Niederlassung,  sey  es  auch  nur  als 
Schutzbürger,  verlangen,  der  jetzt  nicht  schon  das 
vorgedachte  Alter  überschritten  hat,  sondern  derselbe 
tleibt  nur  als  Nebengevverbe  jenen  vorbehalten ,  die 
%vegen  Orts,  oder  eigenen  Verhältnissen  von  einem 
ordentlich  erlernten  Gewerbe  sich  nicht  allein  näh- 
ren können,  und  als  Hauptgewerbe  denen,  welche 
durch  erweisliche  Unfälle  ausser  Stand  konimen ,  ei- 
nen ordentlichen  Lebensberuf  zu  erlernen  ,  oder  den 
erlernten  zu  betreiben  ,  jedoch  unter  der  Beschrän- 
kung ,  dass  sie  dazu  obrigkeillichen  Schein  alsdann 
nehmen  müssen. 

XXI. 
Erforderniss  einer  desjallsigen  Urkunde. 
Diejenigen  Juden ,  welche  dermalen  im  Schutz 
stehen  und  mit  dergleichen  Nothhandel  sich  ernäh- 
ren ,  behalten  zwar  nunmehr  als  Schutzbürger  auch 
das  Recht  dazu  fernerhin,  wenn  sie  nicht  mittelst 
rühmlicherer  Anstrengung  ihrer  Kräfte  und   zu  Un- 
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serm  besondern  gnädigsten  Wohlgefallen  ^In  ande- 
res ehrenvolleres  Gewerb  ergreifen  wollen  oder  kön- 
nen; sie  müssen  aber  bis  zu  dem  Zeitpunkt,  wo  die- 
ses Gesetz  in  seine  Kraft  tritt ,  vor  ihren  unmittel- 
baren Polizey-  Vorgesetzten  erklären,  ob  sie  sich 
mit  allen  obgenannten  Gattungen  derselben,  oder 
mit  welchen  zeither  abgegeben  haben  ,  und  ferner  ab- 
geben wollen,  damit  diese  einen  Schein  darüber  aus- 
stellen, der  zu  jeder  Zeit  für  und  wider  sie  dessfalls 
Urkund  geben  möge ;  dieser  soll  jedoch  (da  sie  sei- 
ner Zeit  schon  ihre  Schutzbriefe  gelöset  haben)  ihnen 
Imentgeltlich  bloss  gegen  Zahlung  des  Stempels  mit 
Sechs  Kreuzern  gegeben  w^erden. 

XXII. 
Aafnalims  alter  für  künftige  Betreibung  des 
Notliliandels. 
Wer  noch  nicht  im  Schutz  ist ,  aber  doch  jenes 
Alter  überschritten  hat ,  in  welchem  er  laut  des  Sat- 
zes 18.  noch  zur  Nachholung  der  Erlernung  irgend 
eines  ordentlichen  Gewerbes  schuldig  ist,  hat  zwar, 
er  sey  erster,  zweiter  oder  folgender  Sohn,  gleich 
den  Christlichen  Eingebornen  an  seinem  Geburts- 
orte .das  Recht  auf  diejenige  Lebensart,  wozu  er  be- 
fähigt ist,  das  Schutzbürgerrecht,  oder  nach  Befin- 
den der  Befähigung  das  Gemeindsbürgerreclit  nach- 
zusuchen,  jedoch  erst  wenn  er  das  fünf  und  zwan- 
zigste Jahr  zurükgelegt  hat ,  falls  er  von   einem   ar- 
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deutlichen  Gewerbe  ,  oder  Handel  sich  nähren  will , 
und  erst  wenn  er  das  dreissigste  zurückgelegt  hat, 
falls  er  vom  Nothhandel  leben  will ,  und  in  beiden 
Fallen  nur,  wenn  jeder  der  übrigen  in  dem  Bürger- 
rechtsgesetzc  vorgeschriebeneii  iirfordernisse,  beson- 
ders eine  gute  von  allem  Verdachte  des  Wuchers  rein 
gehaltene  Aufführung  bei  ihm  gefunden  wird. 

XXIII. 
Heiraths'  Erlaub  ni  SS. 
\erheirathen  kann  sich  künftig  jeder,  der  ein- 
mal zum  Gemeinils  -  oder  Schutzbürgerrecht  auf- 
genommen ist,  odtM*  ein  ihm  angebornes  Bürgerrecht 
angetreten,  Heirathsalter  erreicht  hat,  und  an  sich 
alle  Eheordnungsmässige  Rechtserfordernisse  nach- 
M^eisen  kann,  sobald  seine  Verlobte,  wenn  sie  aus- 
ser Orts,  oder  wenn  gleich  im  Orte,  doch  ausser  der 
Bürgerrechts  -  Klasse ,  in  welcher  er  selbst  steht,  ge- 
boren ist,  die  Aufnahme  zu  seiner  Bürger-Klasse  er- 
langt hat;  dabei  muss  er  in  Absicht  der  verbotenen 
Grade  der  bürgerlichen  Trauungserfordernisse,  der 
Ehezernichtüng  und  Ehescheidung ,  der  Form  und 
Feierlichkeit  der  Eheverträge ,  und  sonst  durchaus 
in  Rechten  und  Pflichten  nach  der  bürgerlichen  Ehe- 
ordnung des  Landes  behandelt  werden,  und  sich  dar- 
i^ach  bequemen. 


XXIV. 

Annahm  e  erblicher  Zunamen. 

Jeder  Hausvater  der  Jüdischen  Religion,  der  nicht 
jetzt  schon  einen  auszeichnenden  erbhchen  Zunamen 
hat ,  ist  schuldig ,  einen  solchen  für  sich  und  seine 
sämmtlichen  Rinder,  die  noch  in  seiner  Gewalt  sind 
anzunehmen,  dessen  Wahl  bei  ihm  steht,  jedoch 
dass  er  keinen  solchen  wähle,  womit  ein  Eingriff 
in  die  Familienrechte  anderer  geschehe.  Esmussda- 
bey  ein  jeder  seine  sämmtlichen  bisher  geführten  Na- 
men als  Vornamen  beybehalten,  und  darf  keinen  ab- 
legen. Diejenigen ,  welche  schon  erbliche  Familien- 
namen hatten,  können  mit  diesen  sich  begnügen, 
,  oder  nach  Belleben  einen  neuen  wählen.  Alle  ,  sie 
mögen  im  ersten  oder  zweiten  Falle  seyn ,  müssen 
noch  vor  der  Zeit,  wo  dieses  Gesetz  in  seine  volle 
Kraft  tritt,  ihre  Naraenwahl  mit  Angabe  ihres  Alters, 
des  Alters  ihrer  Eheweiber  und  Rinder,  die  an  die- 
ser Benennung  Thell  nehmen,  und  deren  bisher  ge- 
führten Namen,  mit  Vorlegung  ihres  Geburtsscheins, 
oder  anderer  dessen  Stelle  vertretender  Urkunden  zu 
Protokoll  erklären,  und  davon  beglaubte  Ausfertigung 
zur  Beurkundung  ihres  bürgerlichen  Standes  erheben. 
Depsgleichen  müssen  alle,  mit  Staatserlaubniss  neu  im 
Lande  sich  niederlassende  Jüdische  Familienhäupter 
gleich  bey  Berichtigung  der  Bürgerannahme  bewir- 
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ken,  oder  dass  es  zuvor  schon  zufolge   der  Verfas- 
sung ihres  Heirathsstandes  geschehen  sei,  nachweisen. 

XXV. 
Kontracte  und  letzte  TVi II en. 
In  alten  Rontracten  und  letzten  Willen  unterlie- 
gen sie  allen,  aber  auch  keinen  andern  Verpflichtun- 
gen, als  welche  im  gleichen  Falle  auch  den  ChristH-- 
chen  Unterthanen  obliegen,  womit  es  inzwischen 
nicht  die  Meinung  hat ,  um  etwa  wucherlichen  Un- 
ternehmungen freien  Spielraum  zu  schaffen,  sondern 
vielmehr  durch  die  ihnen  bewiesene  S  taats  ach  tu  ng. 
sich  anzufeuern ,   diesen  desto  gewisser  zu  entsagea 

XXVI. 
Zeug  ens  eil  aft. 
In  Absicht  der  Gültigkeit  und  Glaubwürdigkeit 
der  Zeugnisse  zwischen  Jüdischen  und  Christlichen 
Zeugnissen  findet  durchaus   kein  Unterschied   statt: 
hingegen  soll  das  Zeugniss  solcher  Personen,  die  sich 
vom  Nothhandel   nähren,  noch  mehr  jenes  solcher 
Personen,  die  ohne  ein  ordentliches  Gewerbe  im  Bct- 
'  tel  und  Müssiggange  leben,  durchaus,  es  mag  ein  sol- 
cher Jude  oder  Christ  seyn  ,  für  unächt  gelten,  mit- 
hin keine  volle  Glaubenswürdigkeit  haben,  und  der 
mehr  oder  mindere  Grad  des  ihm  beyzumessenJen 
Glaubens  von-  dem  übrigen  sittlichen  Charakter  des 
Zeugi^n  und  seiner  Aussagen  abhängen. 
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XXVII. 

Eide. 
Auch  wegen  der  Haupt-  und  Nebeneide  tritt  jene 
Gleichstellung  ein  ,   nur  mit  Ausnahme   des  Inhalts 
der  Formeln  ,  und  der  Art  der  Ahlegung  \  wovon  er- 
stere  nach  einer  demnächst  vorzuschlagenden  und  zu 
sanctionircnden    schicklich   und   bündig  eingerichte- 
ten neuen  Formel,  letztere  aber,  so  oft  es  die  Wich- 
tigkeit der  Sache  und  das  Verlangen  des  Gegentheils 
nöthig  macht ,   in  einer  hinlänglichen  Versammlung 
in  der  Synagoge  vor  der  aufgerollten  Thora  gesche- 
hen muss. 

XXVIII. 

Abgaben- 
Wegen  ihrer  Abgaben ,  und  wie  diese  von  dem 
jetzigen  Stand  in  denjenigen,  den  ihre  Gemeinds- 
oder Schutzbürgerliche  Rechtsverhältnisse  fordern , 
übergehen  sollen ,  bleibt  noch  bis  zu  Einlangung  ei- 
nes von  jeder  der  drey  Provinzregierungen  und  Kam- 
mern über  die  für  alle  Betheiligte  vortheilhafteste 
Art  und  Einrichtung  zu  erstattenden  Gutachtens  (wo- 
zu solche  anmit  aufgefordert  sind)  eine  besondere 
Verordnung  vorbehalten. 

.  XXIX. 
GerichtsbarJxeit. 
Eine  eigene   Gerichtsbarkeit  in  allem,    was   das 
bürgerliche  Leben  betrifft,  kann  ihnen  ferner  nicht 
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zustehen  ,  sondern  sie  müssen  nach  ihren  verschie- 
denen bürgerlichen  Eigenschaften  ,  als  Staatsamt 
oder  Kanzleysässig  gleich  allen  andern  Unterthanen 
in  peinlichen,  bürgerlichen  und  polizeylichen  Sachen 
Recht  geben,  und  nehmen;  nur  die  Rechte  derRir- 
chenzucht  in  und  ausser  der  Synagoge  zu  üben  bleibt 
ihren  Kirchlichen  Beamten  eben  so ,  v,  ie  jenen  der 
andern  Religionsbeamten  ,  in  der  ihrer  Religion  an- 
gemessenen Art  vorbehalten. 

XXX. 
Ortssynagogen. 
JedoOrtssynagoge  hat  zu  ihren  Kirchlichen  Beam- 
ten einen  Ortsrabbiner,  der  gehörig  studirt  haben, 
ordnungsmässig  geprüft,  von  der  Behörde  ernannt, 
und  von  der  Provinzregierung  bestätigt  seyn  muss, 
und  einen  Ortsältesten,  der  aus  den  gebildetsten  Jü- 
dischen Bürgern  ernannt,  und  von  den  Beamten, 
unter  welchen  die  Synagoge  liegt,  bestätigt  seyn  muss. 
Der  erstere  ist  für  den  Religionsunterricht  und  bey- 
de  sind  für  die  Kirchenzucht ,  für  die  Unterstützung 
des  Vollzugs  der  von  der  Obrigkeit  ergehenden  Be- 
fehle,  welche  die  Judengemeinden  betreffen,  und 
für  den  Vollzug  dervonderiKirchlichen  Beamten  der 
Provinzsynagoge  erhaltenden  gesetzmässigen  Aufträ- 
ge verantwortlich. 
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XXXI. 

Provinzsjn  a  gegen, 
Allo  Ortssynagogen  einer  Pro\  inz  sind  von  der 
Provinzsynagoge  abhängig ,  wozu  nach  der  noch  zu 
erwartenden  Benennung  diejenige  bestimmt  ist ,  in 
welcher  die  mehrsten  gebildeten  und  vermöglichen 
Jüdischen  Gemeindesglieder  angesessen  sind,  und 
von  welcher  daher  die  sicherste  Vorbereitung  einer 
zwekm'ässigen  Bildung  auf  die  übrigen  Ortssynago- 
gen der  Provinz  zu  h offen  ist. 

XXXII. 
Kirchliche  Beamte  de)'  Provinzsrnagogen, 
Die  Kirchlichen  Beamten  der  Prövinzsynagogen 
bestehen  aus  einem  Landrabbiner,  und  zweyenl.and- 
altesten  ,  wegen  deren  Prüfung ,  Ernennung  und  Be- 
stätigung das  nämliche ,  wie  bcy  den  Ortssynagogen 
gilt,  nur  dass  hier  auch  die  beyden  Aeltesten  ihre 
Bestätigung  von  der  Regierung  zu  erwarten  haben. 
Diese  sind  für  die  Pflichterfüllung  der  Rirchlichen 
Beamten  der  Ortssynagoge,  für  Ertheilung  der  zwek- 
mässigen  Auftrage  an  sie  in  den  Rirchlichen  Ange-- 
legenheiten ,  und  für  die  Betreibung  der  Vollzüge 
der  an  sie  ergehenden  Staatsbefehle,  und  höherer 
liirclilichen  ^\ eisungen  verantwortlich. 

XXXIIL 

Unmittelbare  Kirchenbeamte  der  Orts- Sy- 
nagoge. 
Der  Landrabbiner  und  jüngste  der  Landältesten 
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sind  zugleich  die  unmittelbaren  Kirchenbeamten  ih- 
rer Ortssynagoge ,  und  haben  als  solche  alle  Rechte 
und  Pflichten  derselben. 

XXXIV. 
Oberrath. 
Die  sammtlichen  Provinzsynagogen  mit  allen  ih- 
ren anhängigen  Ortssynagogen  stehen   unter   einem 
in  dem  Sitze  der  Staatsregierung  aufzustellenden  Jü- 
dischen Oberrath ;  dieser  besteht  aus  einem  eigenen 
Obervorsteher ,  welcher  aus  Rabbinen,  oder  aus  hin- 
längUch  geistig  gebildeten    weltlichen   Gliedern  der 
Jüdischen  Gemeinde  genommen  werden  kann,  sonst 
aber  weder  bey  der  Provinz ,   noch  bey  der  Ortssy- 
nagoge eine  weitere  Anstellung  haben  darf;  aus  zwey 
der  drey  Landrabbinern,  wovon  der  eine  immer  der- 
jenige der  Provinz  ist ,  wo  der  Oberrath  seinen  Sitz 
hat ,    aus  zwey  besonders   angestellten   Oberräthen , 
welche  welthche,  zwekmässig  gebildete  Jüdische  Ge- 
meindsglieder seyn  müssen ,  aus   drey  zugeordneten 
Oberräthen  ,  deren  jeder   einer  der  zwey  Landälte- 
sten einer  Provinz  seyn  muss ,  und  aus  einem  Ober- 
rathsschrciber,  welcher  die  Ausfertigungen  des  Ober- 

raths  besorget. 

XXXV. 

Gesainmtheit  und  Ausschuss  des  Oberratlis, 

Dieser  Oberrath  soll  theils  in  vollem  Rathe,  theils 

durch  einen  Ausschuss  handeln.  Der  volle  Pvath  ver- 
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sammelt  sich  jährlich  zu  einer  noch  zu  bestimmen- 
den Zeit ,  um  die  dahin  gewiesenen  Hauptgeschäfte 
abzuthun.  Durch  den  Ausschuss,  der  aus  dem  Ober- 
vorsteher ,  dem  an  dem  Sitz  anwesenden  Landrab- 
biner, den  zweyständigen  Oberräthen ,  und  dem  im 
Ausschuss ,  nicht  aber  in  dem  gesammten  Oberrath 
zugleich  Stimme  führenden  Oberrathsschreiber  be- 
steht ,  und  wobey  in  Abwesenheits-  oder  Verhinde- 
rungsfällen des  Obervorstehers,  der  Landrabbiner, 
im  Mangel  eines  der  übrigen  Glieder  aber  einer  der 
am  Ort  anwesenden  Landältesten  an  dessen  Stelle 
einstweilen  eintritt ,  werden  nachmals  die  laufenden 
und  alle  nicht  dem  gesammten  Rath  zugewiesenen 
Geschäfte  besorgt. 

XXXYI. 

Bestellung  des  Oherraths, 
Die  Ernennung  aller  Glieder  des  Oherraths  be- 
halten wir  uns  jetzt  erstmals  durchaus  bevor.  Für  die 
Zukunft  aber  soll  solche  in  dem  Maasse  geschehen , 
dass  uns  zu  der  Stelle  des  Obervorstehers  ,  der  stän- 
digen Oberräthe  ,  und  des  Oberrathschreibersbey  je- 
der Eröffnung  zwey  Personen  von  dem  gesammten 
Oberrath  zu  dem  Ministerium  des  Innern  in  Vor- 
schlag gebracht  werden,  damit  wir  denjenigen,  der 
uns  als  der  Tauglichste  erscheint,  daraus  ernennen 
und  anstellen.  Die  aus  den  Landrabbinern  und  Land- 
ältesten zu  wählenden  Mitglieder  ernennen   wir  ni 
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Vakaturfällen  nach  vorher  erhobenem  Gutachten  des 
Ausschusses  über  die  TaugHchkeit  des  Einen  und  An- 
dern derjenigen ,  zwischen  welchen  die  Wahl  ist. 

XXXVII. 
-     Einfuhr iing  in  das  Amt. 
Die  Einführung  ins  Amt  hat  bey  dem  Obervor- 
steher ein   von  dem  Ministerium   des    Innern   dazu 
zu    beauftragender    geheimer    Referendar,   bey  den 
übrigen  Oberrathsgliedern  der  Obervorsleher  zu  be- 

forgen. 

XXXVIII. 

Ernennung  der  Landrabbiner  und  Lctndäl- 

testen. 
Die  Ernennung  der  Landrabbiner  und  Landälte- 
sten geschieht  von  dem  gesammten  Obcrrath  an  die 
Provinzregierung,  welche  die  Bestätigung  ertheilet, 
und  wo  diese  keinen  Anstand  hat ,  auch  deren  Ein- 
fuhrung ins  Amt  durch  einen  Regierungsrath  besor- 
gen lässt. 

XXXIX. 

Ernennung  der  Ortsrahbiner  und  Orts  äl- 
testen. 
Die  Ernennung  der  Ortsrabbiner  und  Ortsälte- 
sten geschieht  von  dem  Jüdischen  Landvorstand  der 
Provinz,  jedoch  Erstere  nur  aus  Personen,  die  vom 
Oberrath  zu  Rabbinern  hinlänglich  befähigt  erklärt 


sind ,    und   geht   an   den    einschlagenden  Beamten , 
welcher  die  Einführung  im  Amt  zu  besorgen  hat. 

XL. 
Geschäfte  des  gesammten  Oherraths, 
Die  Geschäfte   des   gesammten   Oherraths  beste- 
hen ausser  dem ,  was  wegen  der  Ernennungen  ihm 
zugewiesen  ist : 

i)  in  dem  Vorschlag  zur  ersten  Einlheilang  der  Sy- 
nagogensprengel ,  und  deren  etwa  jeweils  nöthig 
werdenden  Aenderang; 

2)  in  der  Regierung  des  Schuldenstandes  der  einzel- 
nen Judengemeinden ,  und  ihres  Tilgungsplans; 

3)  m  der  Festsetzung  des  Kirchlichen  Ümlagfusscs, 
und  der  jährlichen  Umlagssummen; 

4.)  in  Ausmittlung  der  Anordnungen  ,  welche  nothig 
sind,  um  dem  Religionsunterricht  seine  oben  ver- 
ordnete Stiftung  und  Wirksamkeit  zu  geben; 

5)  in  Beurtheilung   des  Priifungserfunds  derer,   die 

bey  ihnen  Religionslehrer  werden  wollen  ,   nach 
näher  auszumittelnden  Vorschriften ; 

6)  in  Entwerfung  und  Verbesserung  des  Studienplans 
für  ihre  künftigen  Religionslehrer ; 

7)  in  dem  ersten  Vorschlag  zu  einer  bey  ihnen  ein- 
zuführenden verbesserten  Eidesformel ; 

8)  in  dem  Beschluss  desjenigen ,  was  zu  Verbesse- 
rung der  Rirchcnzucht  bey  ihnen  nöthig  erschejjiit  j 

9)  in   Berathung   desjenigen ,    worüber  der   Regent 

sein  Gutachten  fordert. 


XLI. 

Geschäfte  des  Ausschusses  des  Oberraths, 
Die  Geschäfte  des  Ausschusses  sind  ausser  jenen 

ihm  oben  zugewiesenen  Ernennungen  : 

i)  die  Vorbereitung  aller  dem  vollen  Rathe  zugewie- 
senen Geschäfte,  durch  Sammlung  aller  nöthigen 
ISachrichten ,  und  Fertigung  der  erforderlichen 
Vorarbeiten ; 

2)  die  Vollziehung  derer  durch  Landesherrliche  Sanc- 

tion  dazu  reif  gewordenen  Beschlüsse  des  vollen 
Raths ; 

3)  Die  Anordnung  und  Besorgung  alles  dessen,  was 
zur  laufenden  Aufsicht  auf  die  Rirchenverfassung 
gehört ; 

4.)  die  Sorge,  dass,  wo  die  Anwendung  bürgerlicher 
Gesetze  Anstände  findet,  die  Judengemeinde  dar- 
über zwekmässig  belehret  werde ; 

5)  die  Veranstaltung ,  dass ,  so  lange  noch  nicht  die 
besondere  Staatsbeurkundung  des  bürgerlichen 
Standes  in  Gang  gesetzt  ist ,  ihre  Rabbiner  alles 
dahin  gehörige  vollständig  aufzeichnen ;  wenn 
aber  jenes  einmal  geschehen  ist,  dass  alsdann 
die  Rabbiner  die  darauf  Bezug  habenden  Kirch- 
lichen Handlungen,  der  Beschneidung,  Trauung, 
Beerdigung  nicht  eher  vornehmen,  oder  vorgehen 
lassen ,  als  bis  ihnen  der  Schein  der  geschehenen 
bürgerlichen  Beurkundung  vorgelegt  ist; 


6)  die  KirGliliche  Zulassung  der  zuvor  von  der  welt- 
lichen Behörde  erkannten  Ehetrauungen  ; 

7)  die  Vorstellung  über   gesammte  Angelegenheitcr^ 
der  Jüdischen  Rirchenparlhei  an  den  Regenten. 

XLII. 
P^orbehalt  höchster.  Genehmigung. 
Weder  der  volle  Hatli  noch  der  Ausschuss  Lar.rl 
eine  Verfügung  erlassen ,  wodurch  etwas  neues  ein- 
geführt ,  oder  etwas  altes  abgeschaft,  oder  die  Kirch- 
lichen Rechtsverhältnisse  der  Jüdischen  Gemeindes- 
glieder  unter  sich  geändert  werden ,  ohne  bey  dem 
einschlagenden  Ministeriuni  die  Staatsgenehmigung 
dazu  eingeholt  zu  haben. 

XLIII. 
Zeit  des  P^ollzugs  dieser  Verordnung, 
Dieses  Gesetz  tritt  in  allem  ,  wo  nicht  Ausnams- 
weise  ein  früherer  Vollzug  geordnet  ist ,  oder  in  ei- 
nem oder  anderm  Punkte  vorbereitungsweise  nach- 
geordnet werden  wird,  mit  dem  ersten  Juli  d.  J.  in 
»eine  volle  Kraft  und  Wirksamkeit. 

Hiernach  hat  sich  Jedermann  zu  achten.* 
Gegeben  Carlsruhe,  den  i3.  Januar  i8og. 

Carl   Frie dricJi. 
Vdt.  Frhr.  von  Hacke.  (L.  S.) 

Auf  Sr.Königl.  Hoheit  besondern  Eofehl. 

Vdt,  D Hehler. 
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Königliches  Edikt  über  die  Ferhältnisse  der 
Jüdischen  Glaubensgenossen  im  Königreiche 

Bajern. 


Wir  Maximilian  Joseph  von  Gottes  Gna- 
den König  in  Bayern. 
Um  den  Jüdischen  Glaubensgenossen  inunserm 
Königreiche  eine  gleichförmige  und  der  Wohlfahrt 
des  Staats  angemessene  Verfassung  zu  ertheilen ,  ha- 
ben Wir  ,  nach  Vernehmung  Unsers  geheimen 
Staatsraths,  beschlossen,    und  beschliessen  hiermit 

wie  folgt : 

8.  I.  Nur  diejenigen  Jüdischen  Glaubensgenos- 
sen können  die  in  diesem  Edikte  ausgesprochenen 
bürgerlichen  Rechte  und  Vorzüge  er\verben  ,  welche 
das  I  n  d  i  g  e  n  a  t  in  Unsern  Staaten  auf  gesetzliche 
Weise  erhalten  haben. 

§.  2.  Zum  Genuss  derselben  wird  die  Eintra- 
gung  in  die  bey  Unsern  PoUzeybehörden  anzulegen- 
den Judenmatrikel  vor  Allem  vorausgesetzt. 

§.  3.  Zu  diesem  Ende  müssen  binnen  drey 
Monaten,    nach   der  Kundmachung  dieses  Edikts^ 


alle  in  Unserm  Reiche  befindlichen  Juden  bey  der 
?olize)behörde  ihres  Wohnortes  mit  Angebung  ih- 
res Standes  ,  Alters  ,  Familienzahl  und  Erwerbungs- 
art sich  melden ,  und  ihre  SchuTzbriefe  ,  Konzession 
nen  oder  Aufenthaltsbevvilligungen  urschriftlich  vor-' 
legen. 

§.  4.  Diese  Polizeybehörde  hat  die  Aufnahms- 
urkunden nach  Unsern  frühern  Edikten  und  Dekla^ 
Nationen  vom  3i.  December  1800,  vom  19.  März 
1807,  dann  28.  July  1808  zu  prüfen,  und,  wenn 
sie  dieselben  gültig  findet  ,  von  den!  Juden  ,  die 
Erklärung  abzufordern  :  i)  ob  und  welchen  be- 
stimmten Familiennamen  derselbe ,  wenn  er  nicht 
schon  einen  hatte  ,  annehmen  wollte ,  und,  2) ,  ob 
er  den  durch  die  Konstitution  des  Reichs  Tit.  i.  §.  &. 
vorgeschriebenen  Unterthanseid  ablegen  wolle? 

§.  5.  Den  Juden  ist  nicht  erlaubt  ,  hierbey 
J^amen  von  bekannten  Familien ,  oder  solche ,  wel- 
che ohnehin  schon  häufig  gefuhrt  werden ,  zu  ihren 
künftigen  Familiennamen  zu  wählen.  Es  bleibt  je- 
doch denjenigen  Juden,  welche  eine  Handlungsfirma 
unter  ihrem  vorigen  Namen  führen ,  unbenommen , 
denselben ,  noch  ferner  neben  ihrem  neuen  Namen 
beyzubehalten. 

§.  6.  Die  Polizeybehörde  hat  die  in  Folge  des- 
sen gegebenen  Erklärungen  dem  Generalkommissa- 
riate vorzulegen ,    welches    entscheidet :  ob  der  Ju- 
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de  zur  Aufnahme  in  die  Matrikel  sich  eigene, 
oder  nicht. 

§.  7.  Wenn  das  Generalkommissariat  den  Ju- 
den zur  Aufnahme  in  die  Matrikel  geeignet  findet, 
muss  derselbe  den  oben  vorgeschriebenen  Unter- 
thanseid  auf  die  Bibel  ablegen ,  worauf  dessen  Ein- 
tragung in  die  Matrikel  geschieht,  und  ihm  zu  sei- 
ner Legitimation  ein  Auszug  aus  derselben  ertheilf 
wird ,  welcher  für  ihn  und  seine  Nachkommen  die 
Stelle  der  bisherigen  Schutzbriefe  vertritt. 

§.  8.  Die  Matrikel  muss  den  alten  und  den 
neuen  Namen  der  Judenfamilien  enthalten ,  und  bey 
dem  Generalkommissariate  hingelegt  werden.  Jede 
untere  Polizeybehörde  erhält  hiervon  den  betreffen- 
den Auszug. 

§.  9.  Der  Jude  ist  verbunden ,  den  in  der  Ma- 
trikel eingetragenen  neuen  Namen  in  allen  seinen 
Geschäften  zu  führen. 

§.  IG.  Diejenigen  Juden,  welche  binnen  drey 
Monaten  entweder,  i)  ihre  Aufnahmsurkunde  nicht 
vorlegen ,  oder  2)  einen  Familiennamen  anzuneh- 
men ,  oder  3)  den  Unterthanseid  abzulegen  sich  wei- 
gern ,  sollen  künftig  lediglich  als  fremde  Juden  be- 
handelt werden. 

§.  II.  Jede  Einwanderung  und  Niederlassung 
fremder  Juden  im  Königreiche  ist  durchaus  ver- 
boten. 
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§.  13.  Die  Zahl  der  Jiidenfamilien  an  den  Or- 
ten ,  wo  sie  dermal  bestehen  ,  darf  in  der  Regel  nicht 
vermehrt,  sie  soll  vielmehr  nach  und  nach  vermin- 
dert werden  ,  Tv^enn  sie  zu  gross  ist. 

§.  i3.  Die  Ansässigmachung  über  die  Zahl  an 
denselben  Orten ,  wo  sich  bereits  Juden  beünden , 
oder  die  Ansässigmachung  in  Orten ,  wo  noch  keine 
Juden  sind,  kann  nur  von  der  allerhöchsten  Stelle^ 
und  wird  auch  von  derselben  nur  unter  den  nach- 
stehenden Voraussetzungen  bewilligt  ♦werden  ;  i) 
wegen  Errichtung  von  Fabriken  oder  grossen  Han- 
delsunternehmungen ;  2)  bey  Ergreifung  eines  or- 
dentlichen Handwerks ,  wenn  sie  die  Ausübung  ei- 
nes Meisterrechts  erhalten  haben ;  3)  wenn  sie  so 
viel  an  Grund  und  Boden  zur  eigenen  Bearbeitung 
erkaufen,  worauf  eine  Familie  vom  Feldbau,  ohne 
darneben  einen  Handel  zu  treiben  ,  sich  gut  ernäh- 
ren kann.  Es  gibt  daher  der  Aijkauf  eines  unbedeu- 
tenden Gutes ,  eines  Hauses  ohne  Feldbau ,  oder 
ohne  Treibung  eines  Handwerkes ,  die  Errichtung 
eines  gewöhnlichen  Waarenlagers  oder  Bude,  und 
die  Treibung  eines  andern  ,  wiewohl  erlaubten 
Handels,  dem  Juden  kein  Recht,  weder  in  dem 
Orte  ihres  Aufenthalts  über  die  dort  fest  bestimmte 
Zahl,  noch  in  einem  andern  Orte  sich  ansässig  zu 
machen. 
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S.  14..  Auch  bey  der  rortsetzung  rccipirt^r  Fa- 
milien wird  künfiig  die  Erlaubniss  zur  Heiralh  auf 
den  Schacherhandel  nicht  mehr  ertheilt,  wenn  auch 
die  Zahl  der  recipirten  Familien  hierdurch  nicht 
vermehrt  würde;  sondern  der  die  Heirath  nachsu- 
chende Jude  muss  neben  der  Ausweisung,  dass  da-' 
durch  die  bestimmte  Zahl  nicht  überschritten  wer^ 
de ,  noch  besonders  darthun ,  dass  er  mit  Ausschluss 
des  Schacherhandels  einen  ordentlichen  durch  das 
Gesetz  gebilligten  Erwerbszweig  treibe ,  und  sich 
und  seine  Familien  dadurch  zu  ernähren  im  Stani!' 
de  sey. 

§.  i5,  Um  die  Juden  von  ihren  bisherigen  eben 
so  unzureichenden  als  gemeinschädlichen  Frwerbs- 
arten  abzuleiten ,  und  ihnen  jede  erlaubte ,  mit  ihr 
rem  gegenwärtigen  Zustande  vereinbare  Erwerbs-? 
quelle  zu  eröffnen ,  sollen  dieselben  zu  allen  bür-* 
gerlichen  Nahrungszweigen  ,  als  Feldbau,  Handwer- 
ken ,  Treibung  von  Fabriken  und  Manufacturen  und 
des  ordentlichen  Handels,  unter  den  nachfolgenden 
Bestimmungen  zugelassen ,  dagegen  der  gegenwärtig 
bestehende  Schacherhandel  allmählig  ,  jedoch  so  bald 
immer  möglich,  ga^z  abgestellt  werden. 

§.  16.  Den  Juden  soll  daher  gestattet  seyn ,  das 
volle  und  das  Nutzeigenthum  (Dominium  plenum 
et  utile)  von  Häusern  ,  Feld  und  andern  liegenden 
Gründen  zu  erwerben,  und  dieses  Eigenthum  auf 
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jede  durch  die  Gesetze  erlaubte  Art  zu  benutzen. 
Das  abgesonderte  Obereigenthum  (Dominium  di- 
rectum) über  Gründe ,  deren  Nutzeigenthum  andern 
zusteht,  sowie  gutsherrliche  Rechte  überhaupt  zu 
erlangen  und  zu  besitzen ,  bleibt  den  Juden  durch- 
aus untersagt.  Einem  Juden  ist  jedoch  erlaubt,  das 
Obereigenthum  desselben  Grundes,  von  welchem 
er  das  Nutzeigenthum  selbst  besitzt,  an  sich  zu  brin- 
gen ,  um  hiervon  das  volle  Eigenthum  seines  Grun- 
des zu  erlangen.  Häuser  und  liegende  Güter ,  wel- 
che die  Juden  nicht  zur  eigenen  Bewohnung  und 
Bebauung ,  sondern  zum  Wiederverkauf  an  sich 
bringen  wollen ,  können  sie  nur  bey  Öffentlichen 
Versteigerungen  oder  in  Konkursfällen  jure  delendi 
erwerben.  Zur  Erkaufung  von  Häusern ,  auch  zur 
eigenen  Bewohnung  in  der  Residenzstadt ,  wird  die 
Genehmigung  der  allerhöchsten  Slelle  erfodert. 

§.  17.  Die  Juden   können  durch  Jüdische  oder 
Christliche  Dienstboten  ihre  Felder  bearbeiten  las- 
sen ;  die  Verwendung  ausländischer  Juden  wird  je- 
doch nicht  gestattet.  Die  Pachtung  von  Feldgründen 
ist  ihnen  erlaubt ,  die  Verpachtung  untersagt. 

§.  18.  Die  Betreibung  aller  Manufacturen ,  Fa- 
briken ,  Gewerbe  und  Handwerke ,  sie  mögen  zünf- 
tig oder  nicht  zünftig  seyn  (Brauereyen ,  Schenk- und 
Gastwirthschaften  ausgenommen)  ,  ist  den  Juden 
in  so  ferne  ihrer  Ansässigmachung  nichts  im  Wege 
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Stehet,  wie  den  Glirlsten  gestaltet.  Die  zünftigen 
Gewerbe  können  von  ihnen  nur  betrieben  werden, 
wenn  sie  ordentlich  eingezünftet  sind.  Essollen  aber 
keine  Jüdischen  Zünfte  bestehen ,  sondern  die  zur 
Bctreibitng  eines  Gewerbos  oder  Handwerkes  hin- 
länglich Befahiirten  .  mit  Personaikonzessionen  ,  oder 
auch  mii  erworbenen  Realgerechtigkeiten  versehenen 
Juden  können  sich  in  die  bestehenden  Zünfte  auf- 
nehmen lassen.  Die  von  einem  Meister  in  die  Lehre 
UMü  als  Gesellen  aufgedungenen  Juden  sollen  von 
den  Zünften,  wie  Christliche  Lehrjungeii  und  Ge- 
sellen ,  eingeschrieben  ,  aufgedungen  ,  freigespro- 
chen und  mit  Lehrbriefen  versehen  werden.  Den 
Juden  wird  erlaubt ,  eigne  Prämien  für  Christliche 
Handwerksmeister,  welche  Jüdische  Rinder  aufr 
nehmen,  auszusetzen.  Es  versteht  sich,  dass  jeder 
Jude,  welcher  einmal  zur  Meisterschaft  gelangt  ist, 
selbst  wioder  Christliche  und  Jüdische  Lehrjungen 
und  Gesellen  aufnehmen  und  halten  dürfe. 

§.  19.  Eben  so  sollen  die  Juden  zu  dem  ordent- 
lichen Wechsel  -  Gross-  und  Detailhandel  mit  or- 
dentlicher Buchführung  (welche  jedoch  nur  in  deut- 
scher Sprache  geschehen  darf)  zugelassen  werden , 
wenn  sie  das  hinreichende  Vermögen  ,  die  gute 
Aufführung  und  die  Gewerbsbefähigung,  welche  die 
Gesetze    vorschreiben,'  ausgewiesen,    und  eine   or^ 
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denÜicIieReal-  oderPersoiialhaudelskonzession  nach 
den  allgemein  geltenden  Grundsätzen  erlangt  haben. 

^.  20.  Aller  Hausier,  Nolh-und Schaclierhandel 
soll  in  Zukunft  gänzlich  verboten  ,  und  eine  Ansäs- 
S'ginachang  hierauf  durchaus  untersagt  bleiben.  Nur 
von  denjenigen,  hieran 'bereits  ansässigen  Jüdischen 
Hausvätern ,  welche  sich  derrftal  auf  andere  Art  zu 
ernähren  nicht  vermögen ,  darf  derselbe  noch  in  so 
lange  for-tgeselzt  werden  ,  bis  sie  einen  andern  or- 
dentlichen Erwerbszweig  erlangt  haben  ,  wozu  die 
Pollzeybehörden  bestens  mitzuwirken  wissen  werden. 
Das  Hausiren  unterliegt  den  besondern  polizeilichen 
Bestimmungen. 

§.21.  Alle  in  dem  Königreiche  noch  bestehen- 
den Judenkorporationen  werden  aufgelöst,  die  Kor- 
porationsdiener entlassen  ,  und  die  Rorporations- 
schulden  unter  jene  Distrikte  ,  welche  bisher  jede 
Korporation  gebildet  haben,  mit  völliger  Sicherstcl- 
lung  der  Gläubiger  vertheilt.  Diese  Auflösung  soll 
in  Zeit  von  sechs  Monaten  nach  Kundmachung  dic:- 
ses  Edikts  in  Wirkung  treten ,  und  die  General- 
kommissariate,  in  deren  Bezirke  sich  dergleichen 
,  Korporalionen  befinden,  werden  angewiesen,  in 
Zeit  von  drey  Monaten  nach  dieser  Pi.blikalion  ihre 
detailliriien  Gutachten  über  die  Vollziehung  d^y^r  Auf- 
lösung bey  jeder  Korporation  insbesondere,  und  eir> 
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vollständiges  Project  der  Schiildenvertheilung  an  das 
3Iinisterium  des  Innern  einzusenden. 

§.  2.2.  Die  in  den  verschiedenen  Orten  des  Kö- 
nigreichs wohnenden  Juden  ,  sie  mögen  sich  von  or- 
dentUchea  bürgerlichen  Gewerben ,  oder  noch  fer- 
ner von  dem  Isothhandel  ernähren ,  bilden  keine  ei- 
genen Judengemeinden ,  sondern  schliessen  sich  an 
die  Christlichen  Bewohner  des  Orts  in  Gemeindean- 
-gelegenheiten  an ,  mit  welchen  sie  nur  eine  Gemein- 
de ausmachen.  Sie  theilen  mit  den  übrigen  Bewoh- 
nern die  Gemeinderechte  und  Verbindlichkeiten,  je- 
doch mit  der  Ausnahme ,  dass  die  Nothhandel  trei- 
benden Juden  an  den  Gemeindegriinden  jener  Orte, 
in  welchen  sie  wohnen  ( in  so  ferne  ihnen  nicht  bis- 
her schon  Rechte  darauf  zustanden ,  welche  ihnen 
vorbehalten  bleiben),  keine  Nutzung  und  keinen  An- 
theil  haben.  Die  Landbau  oder  ordentliche  konces- 
sionirte  Gewerbe  treibenden  Juden  geniessen  hinge- 
gen auch  in  Rücksicht  der  Gemeindegründe,  die  vol- 
len Rechte  der  Gcmeipdeglieder. 

§.  23.  Den  Jüdischen  Glaubensgenossen  imi  Kö- 
nigreiche wird  vollkommene  Gewissensfreiheit  gesi- 
chert. Sie  geniessen  alle  den  Privatkirchengesellschaf- 
ten  durch  das  Edict  vom  24.  März  1809  im  2.  Kap. 
des  n.  Abschn.  (Reggsblatt.  1809,  St.  XXXX. ,  S. 
409  u,  s.  w.   eingeräumten  Befugnisse ,   in  so  ferne? 


Sie  in  der  gegenwärtigen  Verordnung  nicht  abgeän- 
dert oder  näher  bestimmt  sind. 

§.  24..  Wo  die  Juden  in  einem  gewissen,  mit  der 
Territorialeinleitung  des  Reichs  übereinstimmenden 
Bezirke ,  in  einer  Zahl  von  wenigstens  5o  Familien 
vorhanden  sind,  ist  ihnen  gestattet  eine  eigene  Kirch- 
liche Gemeinde  zu  bilden ,  und  an  einem  Orte ,  wo 
eine  Pollzeybehörde  besteht,  eine  Synagoge,  einen 
Rabbiner  und  eine  eigene  Begräbnissstätte  zu  haben. 

§.  25.  Wo  sie  keine  Kirchliche  Gemeinde  bilden, 
sind  sie  lediglich  auf  die  einfache  liausandacht  be- 
schränkt, und  alle  heimlichen  Zusammenkünfte  un-r 
ter  dem  Vorwande  des  häuslichen  Gottesdienstes  sind 
ihnen  nach  §.  6.  des  i,  Kap.  i.  Abschn.  des  Edikts 
vom  24..  März  1809  (Reggsblatt  1809  St,  XXXX  S. 
899)  verboten.  Wo  eine  Synagoge  besteht,  darf  aus- 
ser dem  Rabbiner  oder  dem  bestätigten  Substituten, 
kein  Anderer  Kirchliche  Verrichtungen  ausüben. 

§.  26.  Die  Ortrabbiner  und  Substituten  werden 
von  den  Mitgliedern  der  Kirchengemeinde  vorgeschla- 
gen ,  von  den  Generalkrelscommlssarlaten  geprüft , 
und  nach  Befund  bestätigt  oder  verworfen.  Die  Be- 
stätigten können  ohne  Bewilligung  des  Generalcom- 
mlssarlats  nicht  entlassen  werden. 

§.  27.  Der  zum  Rabbiner  oder  Substituten  vorge- 
schlagene Jude  muss  a-  als  königl.  Unterthan  in  die 
Matrikel  eingetragen ,  b,  der  deutschen  Sprache  mäch- 
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tig,  und  übcrliaupt  wissenscliaftlicli  gebildet,  C.  oliric 
Makel  des  Yv'uchers  oder  eines  betrügUchen  Ban- 
qiierouts ,  und  sonst  s  on  einem  ^uten  und  sittlichen 
Lebenswandel  seyn. 

§.  28.  Bei  der  Bestätigung  hat  der  Rabbiner  einen 
feyerlichen  Eid  dahin  abzulegen,  dass  er  den  Gese- 
tzendes Reichs  durchgehends  schuldige  Folge  leisten, 
nichts  gegen  dieselben  lehren  oder  gestatten ,  wo  er 
etwas  dagegen  erfahren  würde ,  solches  der  Obrig- 
keit treulich  anzeigen ,  und  in  keine  Verbindung  ir- 
gend einer  Art.  mit  ausländischen  Obern  sich  einlas- 
sen werde. 

§.  2Q.  Die  in  den  drcj  vorhergehenden  Artikeln 
enthaltenen  Bestimmungen  fmden  auch  auf  die  der- 
mal bestehenden  Rabbiner  ihre  Anwendung. 

§.  3o.  Der  Wirkungskreis  der  Rabbiner  wird  aus- 
schliessend  auf  die  Kirchlichen  Verrichtungen  be- 
schränkt,  und  alle  Ausübung  von  Gerichtsbarkeit,  un- 
ter w^elchem  Vorwande  sie  immer  angesprochen  wer- 
den sollte,  sowie  alle  Einmischung  derselben  in  bür- 
gerliche oder  Gemeindeangclegenheiten  wird  bej 
ernstlichen  Geld-  und  Arrest  strafen ,  nach  Umstän- 
den selbst  der  Entlassung  verboten  ,  wobey  sich  die 
I^ichligkeit  der  Handlung  von  selbst  versteht.  Die 
Juden  haben  demnach ,  gleich  den  übrigen  Unter- 
thanen,  bei  Unsern  Behörden  RechL  zu  nehmen,  und 
alle  Gesel^ze  Uhsers  Reichs,  in  so  weit  nicht  rücksicht- 
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lieh  der  Juden  Ausnahmen  gemacht  sind,  finden  aucK 
auf  sie  ihre  Anwendung. 

8.  3i.  Das  Jüdische Kirchen\ ermüden  hieibtdem 
Jüdischen  Kultus  ausschliessend  überlassen.  Es  wird 
in  den  einzelnen  Kirchengemeinden  durch  den  Rab- 
biner und  zwei  von  der  Gemeinde  erwählte  Mitglieder 
verwaltet. 

§.  32.  Die  Judenkinder  beider  Geschlechter  sind 
gleich  jenen  Unserer  übrigen  Unterlhanen  zum  öf- 
fentlichen Schulbesuche  in  Sfrldten  und  auf  dem  Lan- 
de verbunden ,  und  sie  erhalten ,  mit  Ausnahme  der 
Religionslehre,  gleichen  Unterricht  mit  denselben, 
unter  Beobachtung  aller  über  das  Schul  -  und  Erzie- 
hungswesen bestehenden  Verordnungen  :  der  Zutritt 
zu  allen  höhern  Lehranstalten  ist  ihnen  gestattet. 

§.  33.  Den  Juden  ist  bewilligt,  eigene  Schulen 
zu  errichten,  wenn  sie  vorschriftmässig  gebildete  und 
geprüfte  Schullehrer  aufstellen  ,  welche  königl.  Un- 
terthanen  sind  ,  und  denen  ein  Gehalt  von  wenig- 
stens 3oo  fl.  gesichert  ist.  Dieselben  sind  an  den  all- 
gemeinen Lelirplan  gebunden ,  die  Aufnahme  von 
Hauslehrern  richtet  sich  nach  den  allgemeinen  Be- 
stimmungen. 

§.  34.  Die  Erlaubniss  zum  Studium  der  Jüdischen 
Gottesgeiehrtheit  soll  keinem  Jüdischen  Jüngling 
erlheilt  werden,  bevor  er  -\on  einer  öfTentlichen Stu- 
dienanstalt des  Königreichs  über  seine  hinreichenden 
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Vorbereltungskenntnlsss  ein  günstiges  Zeugniss  etv 
halten  hat.  In  diesen  Bestimmungen  werden  die  in 
Unserm  Reiche  befindlichen  Juden  einen  Beweis  Un- 
serer auf  das  Wohl  Unserer  sämmtlichen  Untertha- 
nen  sich  erstrekkenden  Sorgfalt  eben  so  dankbar  er- 
kennen ,  als  gesammte  Polizeibehörden  kräftig  mit- 
zuwirken haben  ,  dass  diese  Verordnung  allenthalben, 
genau  in  Vollzug  komme ,  desswegen  Wir  dieselbe 
durch  das  Regierungsblatt  zur  allgemeinen  Rennt- 
niss  bringen  lassen. 

München  den  lo.  Juni  i8i3. 

Äfax,  Joseph. 


Königlich  Dänisches  Eclict  die  bürgerlich  eil 
f^erhältnisse  der  Juden  betreffend, 

'''ir  Frederik  der  Sechste,  von  Gottes  Gna- 
den König  zu  Dännemark,  der  Wenden  und  Go* 

tlien  ,  Herzog  zu  Schleswig,  Holstein,   Starmarn, 
Dithinarschen  und  Oldenburg. 

Thun  Kund  :  Dass  Wir  für  gut  befunden  haben, 
in  Hinsicht  der  Bekenner  der  Mosaischen  Religion , 
die  sich  in  Ünserm  Reiche  Dännemark  aufhalten,  fol- 
gende Bestimmungen  festzusetzen. 

§. .. 

Die  in  unserm  Reiche  Dännemark  gcbornen  Beken* 
ner  derMosaischen  Religion,  so  wie  auch  Diejenigen 
derselben,  welchen  Wir  die  Erlaubniss  sich  daselbst 
aufzuhalten  allergnädigst  ertheilt  haben  ,  sollen 
gleichUnseren  übrigen  Unterthanen  von 
keinerley  erlaubtem  Erwerbe  aus  ge- 
schlossen seyn,  wogegen  sie  aber,  die  in  dieserUn- 
sererAllerhöchsten  Verordnunggemachten  Ausnahmen 
.vorbehaltlich,  auf  alle  und  jede  Weise  nach  den  bürger- 
lichen Gesetzen  des  Landes  sich  richten  sollen,  so  dass 
es  ihnen  nicht  verstattet  bleibt,  in  irgend  einer  bürgerli- 
chen Angelegenheit  sich  unter  die  Mosaischen  Gesetze 


oder  soi?eErainlenP.abbiiiisciien  Vorschriften  und  Ver- 
haltungsregeln  zu  bege}3en.  Es  folgt  hieraus,  dass  sie  in 
Hinsicht  des  Abtheilungs- Armen-  und  Schulwesens 
Ileligionsunterweisung  ausgenommen)  so  wie  in  jeder 
andern  Angelegenheit,  welche  nicht  in  unzertrennli- 
cher Verbindung  mit  der  Religion  steht,  der  Juris- 
diction und  Obrigkeit  ihres  Wohnorts  unterworfen 
seyn  sollen.  Allemal  unbeschadet  der  Ausnahmen,  wel- 
che Unser,  unter  dem  heutigen  Dato  für  Unsere  Rö- 
nigliche  Residenz- Stadt  Copenhagen  in  Betreff  der 
Israeliten  erlassenes  Allerhöchstes  Reglement  festsetzt. 

§.     2. 

Sogleich  nach  Bekanntmachung  dieser  Unserer 
Verordnung  soll  die  Polizeyobrigkeit ,  eines  jeden 
Amtsdistriels ,  ein  Verzeichniss  aller  dort  zu  Hause 
gehörenden  Bekenner  der  Mosaischen  Religion  auf- 
nehmen ,  in  welchen:!  Jeder  tnit  einem  Familienna- 
men angeführt  werden  muss,  den  der  Sohn  nachdem 
Vater  unverändert  führen  soll.  Dieses  Verzeichniss  , 
welches  übri2:ens  übereinstimmend  mit  dem  Schema 
abg(?fa53t  seyn  muss  , -welches  sub.  Litt.  A.  dieser  Un- 
serer Verordnung  iDcygefügt  ist,  solider  Polizeymini- 
ster  in  Copenhagen  directe  ^  und  an  den  übrigen  Or- 
ten die  Obergertchte  an  Unsere  Dänische  Kanziey  ein- 
senden. Ein  gleiches  Verzeichniss  soll  darnach  auf 
die  nämliche  Vv^eise  jährlich  aufgenommen  und  Aus- 
gang des  Januar -Monats  eingesandt  werden. 


§.  3. 
Alle  ScIiuUlverschreibungea  ,  Testamente  ,  Ehe-* 
pacten  ,  so  wie  alle  andere  Documente,  welche  von 
Bekennern  der  Mosaischen Religlcn  errichtet  werden, 
sollen,  zum  Erfordernisse  ihrer  Gültigkeit,   in  deut- 
scher oder  dänischer  Sprache  mit  Gothischen  oder  La- 
teinischen Buchstaben  geschrieben  werden,  und  die 
Aussteller  sich  der  in  Unserm  Reiche  und  Unseren 
Landen  allgemein  geltenden  Zeitrechnung  bedienen. 
Auf  gleiche  Weise   sollen  die  Handelsbücher  welche 
Bekenner  der  Mosaischen  Beligion  führen  oder  füh- 
ren   lassen ,    wenn    ihnen  irgend    Glaubwürdigkeit 
beigelegt  werden  soll ,  in  Dänischer  oder  Beutscher 
Sprache  mit  gothischen  oder  lateinischen  Buchstaben 
geschrieben,  und  die  obberiannten  Bestimmungen  in 
Rüksicht   der  Zeitrechnung  gleichfalls  dabey  befolgt 
werden. 

Wenn  ein  solches  Document  oder  ein  Handels- 
buch  zugleich  in  einer  andern  Sprache  oder  auf  andere 
Weise  als  befohlen  worden,  abgefasst  ist,  so  sollen 
die  Z%vistigkeii;en,  weichein  Anleitung  derselben  ent- 
stehenmöchten, allein  nach  dem  Document  oder  dem 
Handelsbuch  entschieden  ^verdcn,  welches  in  üeber- 
einstimmung  mit  der  Vorschrift  dieser  Verordnung 
abgefasst  ist. 

§.^. 

Die  von  Israeliten  selbst  über  Geburt  und  Stcrbe- 


fälle  so  wie  über  Copulationen,  und  andere  dabin  ge- 
hörige Gegenstände,  den  Dispositionen  des  §.  12  ge- 
mäss abzuhaltenden  ProtocoJIe  sollen  ebenfalls  in  Dä- 
nischer oder Deulsclior  Sprache,  nach  der  allgemein 
in  Unserem  Reicbe  geltenden  Zeilrechnung  geführt, 
und  mit  golhischen  oder  lateinischen  Buchstaben  ge- 
schrieben vverden.Ueberdiess sollen  dieseProlocolle  in 
Copenhagen  von  dem  Magistrat  und  ausserhalbCopen- 
liagen  von  den  Amimännern  legalisirt  werden ,  w^el- 
che  darauf  zu  sehn  haben,  dass  den  obigen  Vorschrif- 
ten nachgekommen  werde,  um  im  entgegengesetzten 
Fall  die  Be)  kommenden  zur  Verantwortung  zu  ziehn. 

§.  5. 

Die  von  Israeliten    nach  Bekanntmachung  dieser 
Unserer  Verordnung  errichteten  Ehepacten  und  Te- 
stamente sollen ,   wenn   sie  nicht    anders    mit  Unse- 
rer Allergnädigsten  Confirmation  \  ersehn  wären,  nur 
in  so  weit  Kraft  und    Gültigkeit  haben  ,  als  sie  den 
Vorschriften  Dänischer  Gesetze  conform  sind.  Die 
vor  derPublikation  der  gegenwärtigen  errichteten  Ehe- 
pacten und  Testamente,    sollen    wenn  sie  innerhalb 
Jahresfrist,  und  dafern  sie  nicht  in  Dänischer  Spra- 
che abgefasst  wären  ,  mit  beglaubigten  Uebersetzun- 
gen  begleitet ,  an  Unsere    Dänische    Ranzley  einge- 
sandt werden  ,  um  nach  den  Umständen,  und  dafern 
sie  nicht  a  on  den  Regeln  ,  welche  sonst  für  die  Be- 
stätigung solcher  Docimiente  gelten  .  abweichen  ,   mit 
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UnserprAIIergnädigstenConfirmation  versehen  zu  wer- 
den. Würde  die  präfiglrte  Frist  versäumt ,  so  sollen  sie, 
insofern  sie  nicht  den  Landesgesetzen  gemäss  wä- 
ren ,  jeder  Kraft  und  Gültigkeit  entbehren. 

§•  6- 
Keine  den  Dänischen  Gesetzen  zu  widerlaufen- 
de Ehe  soll  wenn  nicht  Unsre  Allerhöchste  Dispen- 
sation erwirkt  wäre,  unter  den  Anhängern  des  Mo- 
saischen Cultus  zugelassen  werden. 

§7- 
Scheidungen  von  Tisch  und  Bette  sollen  nur  von 

Unseren  Gerichten  ,  in  Nachachtung  Unserer  Aller- 
höchsten Verordnung  vom  23ten  May  i8oo  zwischen 
ihnen  verfügt,  und  keine  Ehe  anders  als  durch  förm- 
liche Urtheilssprüche  ,  oder  durch  Unsre  Allerhöch- 
ste vermittelst  der  Dänischen  Canzley  erthcilte  Aller- 
gnädlgste  Bewilligung  aufgehoben  werden  können. : 

§.  8. 

Kein  Repräsentant,  Priester,  oder  anderes  Mit- 
glied ihres  Religionsvereins  soll  unter  dem  Schein 
oder  Vorschub  der  Religion  sicherdreisten,  sie  Inder 
Ausübung  gesetzlicher  Handlungen  zu  hindern  oder 
stören ,  oder  sich  irgend  eine  Macht  über  ihre  häus- 
lichen Verhältnisse  anzumassen. 

In  Folge  dessen  wird  die  unter  dem  6fen  März 
1722  gegebne,  und  nach  der  gegenwärtigen  Verord- 
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nung  wegfallende  Bewilligung   des    gelinden  Banns 
hierdurch  abgeschafft. 

§•9- 
Ohne;  Unsre  AUergnädigste  specielle ,   schon  er- 

M'orbne  ,   oder  noch   zu   erwirkende  Bewilligung  ist 

die  Haltung  keiner  Synagoge  gestaltet. 

§•  *^' 
Bey  einer  jeden  Synagoge  soll  ein  von  Uns  ein- 
gesetzter Priester  angestellt  werden,  welcher  seine 
von  Uns  annoch  Allergnädigst  näher  zu  bestimmen- 
den Einkünfte  von  der  Gemeinde  zu  beziehen  haben 
soll.  Wir  behalten  es  Uns  ausserdem  vor  ,  einen 
'  Obersten  Priester  einzusetzen ,  w  elcher  in  Copenha- 
gen  wohnen  soll ,  und  welchem  die  Priester  der  an- 
dern Gemeinden  in  allen  Amtsangelegenheiten  un- 
tergeben seyn  sollen. 

§•  "• 

Reine  Priesterliche  Verrichtung  soll  von  andern 
als  von  den  von  Uns  solchergestalt  eingesetzten  Prie- 
stern vorgenommen  werden  ,  welche  als  Unsere  Be- 
amte Uns  für  ihre  Handlungen  verantwortlich  sind. 
Diejenigen  welche  bey  den  Gemeinden  bisher  zu 
Priesterlichen  Verrichtungen  berechtigt  waren ,  sol- 
len es  drey  Monate  nach  Bekanntmachung  dieser 
Verordnung  ,  nach  Ablauf  dieser  Frist  aber  nur  in 
so  fern  bleiben,  als  sie  von  Uns  bey  einer  Synagoge 
angestellt  werden,  wozu  sie,  falls   sie  dazu  würdig 


befunden  werden ,  auf  ihr  Allerunterth'änigstes  An- 
suchen sich  Hoffnung  machen  können. 

Zur  Pflicht  der  Repräsentanten  oder  Vorsteher 
der  Israelitischen  Gemeinden  soll  es  an  denjenigen 
Orten  ,  an  welchen  die  Haltung  einer  Synagoge  ihnen 
verstattet  worden  ,  stehn ,  zwey  gleichlautende  Pro^ 
tocolle,  entweder  selbst  zu  führen  ,  oder  durch 
Obrigkeitlich  ernannte  Personen  führen  zu  lassen  ,  in 
welchen  unter  Angabe  des  Datums,  Geburts  und 
Sterbefälle ,  so  wie  Copulationen  zu  verzeichnen  sind. 
Diese  Protocolle  ,  welche  auf  die  in  §.  4-  vorgeschrie- 
bene Weise  iegalisirt  werden  sollen  ,  sollen  dein  dieser 
Unserer  Verordnung  sub.  B.  annectirtem  Schema 
conform  eingerichtet  werden.  Beyde  Protocolle  dür- 
fen nicht  in  der  Gewähr  Eines  der  Protocollisten 
bleiben.  Zweimal  jahrlich  ,  ain  ersten  Mai ,  und  er- 
sten November  sollen  die  Bücher  der  Obrigkeit  vor- 
gelegt werden,  welche  über  ihre  Concordanz  zu  re- 
gistrlren  hat. 

An  denjenigen  Orten,  wo  keine  Synagoge  ist,  soll 
die  Orts -Obrigkeit  ein,  dem  Schema  LIt.  B.  ge- 
mäss abgefassles  ProtocoU  führen  ,  in  welchem  Ge- 
burts-und  Sterbefalle  so  wie  geschlossene  Ehen  ein- 
getragen werden. 

Um  den  Vorschriften  der   hiebevorigen    §§.    §c- 


niigen  zu"  können ,  sollen  die  Geburten  und  Sterbe- 
fälle von  den  Aeltern  oder  nachgelassenen  Angehöri- 
gen, die  Ehen  aber  von  dem  Priester ,  welcher  sie 
vollzogen  hat,  dem  Protocolliührer  einberichtet  wer- 
den. Dieser  Bericht  mussbey  Vermeidung  einer  nach 
Beschaffenheit  des  Vermögens  und  der  Schuld  zu 
verhängenden  Mulct  innerhalb  24.  Stunden  eingelie- 
fert werden.  An  dem  Ort ,  wo  keine  Synagoge  ist ,  die 
Anmeldung  also  bey  der  Orts  -  Obrigkeit  geschehen 
muss,  sollen  die  Beikommenden  unter  Androhung 
gleicher  Mulct  pflichtig  seyn  ,  dass  Ereigniss  an  die 
B.epräsentanten  der  Gemeinde  ,  zu  welcher  der  Ge- 
hörne ,  Verehelichte ,  oder  Verstorbene  gehört ,  zu 
melden,  welchemnächst  diese  das  Behudge  in  die 
Kirchenbücher  der  Gemeinde  einzeichnen  lassen 
.müssen. 

§•  '4. 

In  Gemässheit  der  von  Uns  geschehenen  Autori- 
sation  eines  Religions- Lehrbuches  für  die  Israeliti- 
sche Jugend ,  ordnen  wir  Allergnädigst  dass  sowohl 
Knaben  als  Mädchen  derselben  hiernächst  geprüft, 
ein  feyerliches  Glaubensbekenntniss  ablegen  ,  und 
das  Gelübde  ertheilen  sollen,  den  ihnen  nach  jenem 
Lehrbuche  eingeprägten ,  und  von  ihnen  anerkann- 
ten Grundsätzen  niemals  mit  freyem  Willen  entgegen 
handeln  zu  w^ollen. 


fstf-t^  i  i)  i  rtfft\ 

§•  '5- 
Nur  da  wo  mit  Unserer  Allergnädi^steu   Erlaub- 

niss  ,  eine  Synagoge  gehalten  wird  ,  und  nur  von  den 
bey  derselben  angestellten  ,  oder  von  Unserer  Däni- 
schen Canzley  dazu  autorisirten  Personen ,  darf  ei- 
ne solche  Prüfung   geschehn. 

§.  .6. 
Die  Prüfung  soll  jährlich  zweymal ,  in  der  ersten 
Woche  im  Mai ,  und  in  der  ersten  Woche  im  No- 
vember geschehn.  Der  Examinand  muss  sein  drei- 
zehntes Jahr  zurückgelegt  haben ,  ehe  er  zur  Prü- 
fung zugelassen  werden  kann. 

§•  ^7- 
Nur  Diejenigen ,  welche  nach  Publication  dieser 

Verordnung  ihr  vierzehntes  Jahr  bereits  zurück  ge- 
legt, oder  nach  dem  Eintritt  in  dies  Alter  in  Unser 
Reich  gekommen  sind ,  mögen  von  dieser  Prüfung 
dispensirt  bleiben,  ohne  welche,  und  ohne  welche 
Ableistung  des  Glaubensbekenntnisses  ,  sonst  kein 
Anhänger  des  Mosaischen  Cultus  zur  Leistung  eine» 
Eides,  zur  Copulation,  zur  Elnschrewung  als 
Geselle  in  Zünfte  j,  zur  Gewln?iu?ig  des  Bür- 
gerrechts an  Handelsorten :,  zur  Ausübung 
eines  Gewerbes  irgend  einer  Art  _,  zur  Er- 
langung der  Studentenmatrikul  ^  oder  nach  er- 
reichter Mündigkeit,  zur  Disposition  über  Ver- 
mögen und  Güter  gelangen  kann. 
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Der  l)ey<3er  Synagoiro  angestellte  Priester,solI  über 
^ie  von  den  Jünglingen  und  Jungfrauen  geschehene, 
dergestakige  Ableistung  des  Glaubensbekenntnisses 
ein  Protocoll  führen  ,  welches  auf  die  in  §.  4..  ge- 
dachte Weise  legalisirt  ,  und  nachdem  dieser  Ver- 
ordnung sub  Litt.  C.  annectirtem  Schema  eingerich- 
tet seyn  muss. 

Fremden  Israeliten  ,  ohne  Unterschied  ,  ob  sie  zu 
der  sogenannten  Portugiesischen  oder  Hochdeutschen 
Gemeinde  gehören,  sollen  ,  wenn  sie  einen  längern 
Aufenthalt  in  Unserm  Reiche  ,  als  wie  zur  Durchrei- 
se erforderlich  ist,  wozu  ein  Tennin  von  i4  Tagen 
hiermit  beraumt  wird  ,  wünschenmöcbten  ,  —  bey  ei- 
ner Mulct  von  20  bis  looo  Kthlr.  S.  W.  nach  Beschaf- 
fenheit der  Sache  ,  und  ohne  Rüksicht  auf  Alter 
und  Geschlecht  verpflichtet  seyn ,  die  Erlaubniss  ei- 
nes verlängerten  Aufenthaltes  bey  Unserer  Dänischen 
C'Sii^ley  nachzusuchen ,  welcher  Wir  die  Befugniss 
ertheilt  haben ,  eine  solche  nach  den  Umständen  auf 
mehrere  Monate  zu  crtheilen. 

Sollte  der  Fremde  während  seines  Aufenthaltes 
etwas  verschuldet  haben,  sey  es  in  unzulässigem 
Handel,  der  sogenannten  Schacherey,  der  Betteley, 
oder  einer  anderen  Uebertretung  bestehender  Ge- 
setze ;  so  soll  er  ,  nachdem  ihm  der  Prozess  gemacht 


^/<f^r>         lOO         *A*«Ma 

worden ,  bestraft ,  nach  ausgestandener  Strafe  aber 
auf  Veranstaltung  def  folizey  aus  dem  Lande  ge- 
schafft werden. 

§.  20. 

An  denjenigen  Orten  ,  wo  die  Bekenner  mohrge- 
dachter  Religion  eine  besondere  Gemeinde  bilden , 
sollen  deren  Repräsentanten  oder  Vorsteher  unter 
Androhung  einer  der  Sachenlage  gemässenMuIct  ge- 
halten seyn ,  die  Ankunft  eines  Fremden  bey  ihrer 
Gemeinde  ,  der  Polizey  zu  melden  ,  um  dieser  bey  ih- 
rer Aufsicht  über  dieselben  an  die  Hand   zu  gehen. 

AVornach  alle  Beikommende  sich  AJlerunlerthä- 
nigst  zu  achten  haben.  Gegeben  in  Unsrer  Rihiigl. 
Jlesidenzstadt  Copenhagen  den  29ten  März  iSi-J.. 

Unter  Unserer  Königlichen  Hand  und  Siegel. 


Frederik  Ä 


Kaas 


Co  Id.  Bülow.  Monrad.  Orsted; 
Berner.  Lassen. 


Niederländische  Constitution^ 
Achtes  Hauptstük. 


Von  dem  Gottesrlienst  und  öffenllichem  Unterricht 
des  Armen -Instituts. 


Art.   i34. 

Oä mmtlichen  Religions verwandten  wird 
eine  gleiche  Beschirmung  gesichert.  Sie 
geniessen  insgesammt  gleiche  bürger- 
liche Rechte,  und  Jiaben  gleichen  An- 
spruch aufWürden,  Aemter  und  Bedie- 
nungen. 


(Der  Vollständigkeit  wegen,  muss  hier 
das  Dccret  vom  2.  Sept.  1796  eingeschaltet 
werden.) 

D  e  c  r  e  t 
über  die  Gleichstellung  der  Juden  mit   allen  andern 
Batavischen  Bürgern, 
den  2.  September  1796  einstimmig  angenommen. 
Nach  wiederholten   Berathschlagungen    über  die 
den  29.  Märzd.J,  übergebene  Petition  einiger  stimm- 
gerechten Jüdischen   Bürger,   die  das  Gesuch  ent- 


hält:  wdass  die  Versammlung  zu  erklären  beliebe, 
3)dass  die  Juden,  da  sie  stimmgerechte  Bürger  der 
»Batavischen  Republik  sind,  und  das  Bürgerrecht  aus- 
jjgeübt  haben  ,  nun  auch  in  dem  vollen  Besitz  und 
5)in  das  Recht  zu  fernerer  Ausübung  des  Bürgerrechts 
))  eingesetzt  werden  ,  und  dies  Recht  in  seinem  gan- 
,)Zen  Umfange  geniessen  sollen,"  —  so  wie  über  den 
am  I.  August  vorgelegten  Bericht  in  Betreff  dieser 
Petition  durch  den  Repräsentanten  von  Leeuwen 
und  andere  Committirte;  und  in  Erwägung  dessen, 
dass  das  Stimm-  und  Bürgerrecht  bloss  Individuen 
zukomme,  und  dass  es  eine  Ungereimtheit  seyn 
wurde,  es  an  irgend  eine  collectlvc  genommene  Ge- 
nossenschaft zu  erkennen  ,  da  die  Gesellschaft  nicht 
eine  Sammlung  von  Corporatlonen  sondern  von  in- 
dividuellen Gliedern  ist;  —  in  Erwogung  ferner, 
dass  die  Einschränkungen  der  Ausübung  dieses  Rechts 
in  den  Niederlanden  erst  von  der  Constitution  müs- 
sen erwartet  werden,  welche  sich  das  freye  Bata- 
vische  Volk  geben  soll;  dass  es  aber  dennoch  ein 
unbestrittener  Grundsatz  sey,  dass  diese  Ausübung 
in  einer  freyen  Gesellschaft  weder  von  reli- 
giösen Meinungen,  wie  sie  auch  immer 
Namen  haben  mögen,  abhängen,  noch 
durch  sie  eingeschränkt  werden  kön- 
nen; —  in  Erwägung,  dass  dies  bereits  in  den 
Grundsätzen  liegt,  welche  durch  die  Publication 
der  ehemaligen    Generalstaaten  vom  4-  März   lygS 


im    Namen    des   Niederlandischen    Volks  öffenKidi 
anerkannt    und    verkündigt  ,    und    durch  das    Re- 
glement, nach  welchem  die  Glieder  dieser  Versamm- 
lung erwählt  worden  und  zusammengekommen  sind, 
bekräftigt  worden;    —  in   Erwägung  endlich,    dass 
aus  diesen  Grundsätzen   die  vpllkomraeriste  Tren- 
nung der  Kirche  und  des  Staats   folgt,  die  desshalb 
auch  durch  das  Decret  vom   5.  August  d.  J.  aner- 
kannt ist ,  und  dass  diese  Trennung ,  wie  sie  einer- 
seits allen  religiösen   Genossenschaften  die  Freyheit 
lässt,  solche  Kirchliche  Einrichtungen  zu   machen, 
und  zu  unterhalten ,  als  sie  dienlich  für  sich  finden  , 
unter  der  Bedingung  jedoch ,  die   Ordnung   der  Ge^ 
Seilschaft  und  die  bürgerliche  Religion  nicht  zu  be- 
einträchtigen ;  —  also  auch  andererseits  der  bürger- 
lichen Regierung   verbietet,    solchen  Einrichtungen 
ferner  irgend  eine  Sanction  zu  verleihen; 
Decretirt  die  National -Versammlung  : 
i)Kein  Jude   soll  von    einigen    Rechten 
oder  Vortheilen  ausgeschlossen  wer- 
den, die    initdemBatavischen  Bürger- 
rechte   verknüpft  sind,  und  die     erzu 
geniessen  wünschen    möchten,   unter 
der  Bedingung,    dass   er    alle  die    Er- 
fordernisse besitze,  und  alle  die  Ver- 
pflichtungen   erfülle,    die   durch    die 
allgemeine  Constitution   von  jedem 
Bürger  gefordert  werden. 


2)  Durch  ein  Circular  -  Schreiben  sollen  die  höchsten 
constituirten  Mächte  der  verschiedenen  Provin- 
zen und  Städte  von  diesem   Decrete  benachrich- 
tigt und  dabey    ermahnt  werden  :    die  AVirkung 
der  Grundsätze,    auf  welchen  dasselbe    beruht, 
jeden  Juden ,   der  es  begehren  möclite  ,  genies- 
sen  zu  lassen ,  in   so    weit   dies  vor   der  Einfüh- 
rung der  Constitution   geschehen  kann ,    und  so- 
gleich die  Sanction,  welche  durch  die  vormaligen 
Provinzial-  und  Stadt- Regierungen   den  Kirch- 
lichen Einrichtungen  der  Juden  gegeben  worden, 
die  aber  durch  die  Annahme  der  gegenwärtig  an- 
erkannten  Grundsätze  bereits    als   nichtig   ange- 
sehen werden  muss ,  und  welche  gegen  das  De- 
cret  dieser  Versammlung  vom  S.August  d.  J.  strei- 
tet, für  verfallen  zu  erklären. 

3)  Die  Repräsentanten  Schimmelpennink  ,    Rante- 

laar ,  Hahn ,    van  Hamelsveld  und  de    Vos  van 
Steenwyk,  werden  hiermit  aufgefordert  und  com- 
niittirt,  einen  Entwurf  zu   einem  solchen  Circa- 
larschreiben ,  sobald  als  möglich,  der  Versamm- 
lung zu  überreichen ; 
und  es  soll  ein  Auszug  dieses  an  den  Repräsentanten. 
Schimmelpennink ,  als  erstgenannten  bey   gedachter 
Commission,  und  an  die  Petitionairs  gesendet  werden, 
um  ihnen  respective  zur  Nachricht  zu  dienen. 


^AciJ^" 
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